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Teil A

( Abgeschlossen am 10 . März 1939 )

I . Die allgemeine Situation in Deutschland

1 ) Kriegsvorbereitungen und Kriegserwartung

Als beherrschendes �Homent der allgemeinen Stimmung in Deutseh¬

land erscheint nach wie vor die Sorge vor elhem Kriege . Das deutsche

Volk lebt in Erwartung des Krieges . Nicht dass die Leute glaubten ,

dass dieser Krieg morgen oder übermorgen auabrechen werde . Aber sie

können sich nicht vorstellen , dass das Ganze anders als in einem

Kriege enden könne . Nicht dass sie den Umfang der internationalen

Spannungen richtig einzuschätzen vermöchten . Aber sie sehen . , wie

Deutschland seine Kriegsvorbereitungen von Tag zu Tag welter stei¬

gert . Beobachtungen wie die folgenden geben auch unpolitischen Men¬

schen zu denken .

Rheinland : Die Rüstungen im Grenzgebiet tragen nicht gerade
zur Beruhigung der Bevölkerung bei . Ab 1 . Februar müssen . alle
Bodenräume mit einer dicken Sandsohieht belegt werden . Bs finden
dauernd Kontrollen der Bodenräume statt . Wer sich den Anordnungen
nicht fügt , wird bestraft . Auf dem Flugplatz Merzbrüek sind seit
einiger Zeit 1 $ schwere Flugzeuge stationiert . Man versucht , dles <
Tatsache so gut wie möglich zu verbergen , mit dem Ergebnis , dass
die Gerüchte über die Zahl der Flugzeuge nur noch grösser werden .

In Eschweiler sind in den letzten Tagen neue Truppen aus Dort¬
mund und Düsseldorf eingetroffen . Es handelt Sieh um Infanterie
und Flak - Artillerie . Ton der deutsch - holländischen Grenze wird
berichtet , dass starke Truppenabteilungen eingetroffen und in
Schulen und Wirtschaften untergebracht worden sind . Die Ansamm¬
lung der Truppen erinnert stark an die Zeit der Septemberkrise .
Es werden auch viele Werkarbeiter von den Befestigungsarbeiten
an der Waatgrenze nach der polnischen Grenze geschickt .

Bayern : Die militärischen Kriegsvorbereitungen machen sich
immer stärker bemerkbar . Die nicht mehr ausgebildeten Jahrgänge
vom Geburtsjahr 19o3 an werden im März zu einer dreimonatigen
Sohnellausbildung einberufen . Sie sollen dann alljährlich eine
solche Dreimonatsübung machen müssen . Die Betroffenen fürchten
ihre Stellungen zu verlleren , ihre Stimmung ist sehr gedrückt .

In den Privatbetrieben haben die weiblichen und die älteren
männlichen Angesteilten eine Mobilmaehungsordre erhalten . Sie
müssen im Kriegsff 1 b�i da - Rciehsbenk , bei den Finanzämtern usw
einrücken , um in t n Staats ! . etrlaben die wehrpflichtigen jüngere
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Männer zu ersetzen . Bei den Privatangestellten wurde auch amtilch

angefragt , ob ihre Frauen kaufmännisch vorgebildet oder sonst in

der Lage wären , ihre zum Heer einrückenden Männer im Betrieb zu
ersetzen .

Sudwestdeutschland : Ton einer Mobilmachung bemerkt man hier

nichts . Wohl werden allwöchentlich Leute eingezogen , die bereits

gedient hatten oder solche , die als Reserviaten gelten und nun
vier bis zwölf Wochen dienen müssen . Die Zahl und der Umfang die¬

ser Einberufungen sind aber immer ziemlich die gleichen , so dass

wenigstens in unserer Gegend von einer stärkeren Einziehung nicht
die Rede sein kann .

Oberschlesien , 1 . Bericht : Die Schaffung der Wehrmannschaften ,
d . h . die neue Zusammenfassung aller militärisch susgebildeten
Kräfte unter der Führung der SA , hat hier auch zu einer Reorgani¬
sierung des Grenzschutzes geführt . In den Betrieben werden die
Listen dos Grenzschutzes ergänzt und dabei ohne Rücksicht auf die
bisherige Beteiligung am Grenzschutz neue Formationen aus allen
Arbeitern gebildet , die bereits eine militärische Ausbildung hin¬
ter sich haben . Für diejenigen Arbeiter , die noch keine militäri¬
sche Ausbildung genossen haben , sollen Sonderabteilungen gebildet
werden , die später den Ersatz für die zum aktiven Dienst eingezo¬
genen Grenzschutzangehörigen bilden sollen .

Anoh Frauen werden in den Betrieben durch besondere Listen er -
fasst . Man sagt ihnen , dass sie noch eine schriftliche Einberufung
erhalten würden .

Die Torbereitungen tragen einstweilen noch den Stempel des
Durcheinanders . �Oft wird derselbe Mann aus dem Betrieb zur glei¬
chen Stunde zu verschiedenen Uebungen herangezögen . Und zu glei¬
cher Zeit , wo diese Torbereitungen zur Landesverteidigung getrof¬
fen werden , zieht man den bisherigen Grenzschutz zu umfassenden
Uebungen , oft am Sonntag und an zwei weiteren Wochentagen , heran .

Alle diese Torgänge geben Stoff zu Gerüchten , dass es sich um
eine allgemeine Mobilisierung handele , die auf diese Weise getarnt
werde .

2 . Bericht : Auf den Arbeitsämtern in Gleiwitz , Hindenburg und
Beuthen wird davon gesprochen , dass demnächst loo . ooo Arbeiter zu
Befestigungsarbeiten entlang der deutsch - polnischen Grenze einge¬
setzt werden . Tatsache ist anoh , dass im Grenzstreifen , nahe an
der Grenze von Zaborze bis nach Biskupitz , einige Gehöfte abgebro¬
chen wurden und auch schon Termessungsarbeiten durchgeführt wer¬
den .

Auf einer Reihe von Gruben , so Ludwigsglück , Hedwigswunsch ,
Heinitzgrube und Preussengrube , alle im Bereich des Kreises Beut¬
hen gelegen , sind jetzt Baracken errichtet worden , die ständig
2oo Leute des Grenzschutzes beherbergen sollen . Ein Teil des
Grenzschutzes soll im Zusammenhang mit der Einrichtung der Wehr¬
mannschaften immer in den Baracken unter Waffen bleiben .

Die Gemeindevertretungen des Restkreiaes Tarnowitz sind ange¬
wiesen worden , in ' en Sehulan und auf Bauernhöfen Flüchtlingslager
einzurichten , da mit dem Eintreffen grosser Massen von Tolksgenos -
sen aus Polen zu rechnen sei . In diesem Zusammenhang werden auch
Quartiere für Flüchtlings ) r Guttentag und Rosenberg gesucht .
Den Gerne indevertre . ungea ist weiter aufgegeben worden , sieh sehe
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jetzt grössere Vorräte am Hahrungsmitteln zu beschaffen , weil aie
Vmehtlinge auf längere Dauer in den Lagern bleiben würden .

In einer Sitzung der Bäokerfaohsohaft in Hindanburg , am 14 .
Februar , erklärte der Fachschaftsführer , dass für Hindenburg
Massnahmen für den Kriegsfall getroffen worden seien . Man müsse
mit einer baldigen Auseinandersetzung mit Polen rechnen . Die
Stadt sei zu diesem Zweck in drei Verpflegungsbezirke eingeteilt .
Es sei damit zu rechnen , dass ein grösser Teil des Bäckerei - Perso¬
nals an die Wehrmacht abgegeben werden müsse . ManASnnte auch be¬
reits die Rationen , die an die Bevölkerung zur Verteilung kommen
würden .

Die Betriebsleitungen erhalten immer wieder Anfragen , inwieweit
das männliche Personal durch weibliche Kräftebersetzt werden kann
und welche Vorbereitungen hierfür bereits getroffen seien .

Danzig : Seit der Einführung der sogenannten Allgemeinen Polizei -
Dienstpflicht in Danzig , die , wie wir wiederholt meldeten , einen
Ersatz für die Allgemeine Wehrpflicht darstellt , wird die Milita¬
risierung Danzigs systematisch ausgebaut . Es wird nunmehr auch ein
Polizeihilfsdienst ins Leben gerufen . Dieser Polizeihilfsdienst
unterteilt sich in aktiven und passiven Hilfsdienst . Der aktive
Hilfsdienst besteht im wesentlichen aus der SA , die hierfür mit
sämtlichen Infanteriewaffen ausgerüstet und ausgebildet wird . Der

passive Hilfsdienst soll offenbar vor allem den Luftschutz umfas¬
sen .

1a den letzten Januartagen ist ein grösserer Transport von Dan -
sigar Staatsbürgern , die sieh zu Hebungen im Rahmen der Allgemei¬
nen Polizeidienstpflioht " freiwillig " gemeldet hatten , nach Ost -

preussen abgegangen . Es handelte sich um etwa 450 Personen , meist
Beamte .

Der Flugzeugbestand des HS - Fliegerkorps soll von 18 auf 40 Ma -
achinec erhöht und zu diesem Zwecke ein neuer Hangar gebaut wer¬
den . An eine Reihe von Studenten der Danziger Technischen Hoch¬
schule - es dürfte sich um Studenten handeln , die sich seinerzeit

freiwillig zur Flugwaffe gemeldet haben - ist die Aufforderung er¬

gangen , zwei Semester ihres Studiums in Berlin abzulegen , wo sie
' angeblieh eine besondere Ausbildung erhalten sollen . Sie kehren

jedenfalls von Berlin mit dem FlugZsügführerschein C 2 zurück .
Vor einigen Wochen fanden bei Bodenwinkel am Anfang der Danziger

Währung zum ersten Mal Flugabwehrübungen dar Danziger Polizei
statt .

Zum Luftschutz werden in letzter Zeit fast nur noch Frauen her¬

angezogen . { Es besteht in Danzig Luftschutz - Dienstpflicht für
alle Staatsbürger ohne . Eiaaehrä6kung des Alters und Geschlechts ) .
Einer Abteilung Trauen , die tp - s Luftschutzwarte ausgebildet wur¬

den , wurde bei Beginn des Lehrgange von einem Polizeibeamten ein

Vortrag gehalten , in dem es unter anderem hless , dass die Frauen
sich darauf gefasst machen müssten , im Falle eines Krieges im
Luftschutz allein auf sieh gestellt zü sein . Ihre Männer würden
alle zum Heeresdienst einberufen werden oder hätten sonst wichti

ge Funktionen in der Heimat zu erfüllen , für die sieh die Frauen
nicht eigneten . Zur Seite würden den Frauen nur einige Greise ,
vor allem aber die Hitler - Jugend stehen , die bereits eine regel¬
rechte Luftsehutzausblldung genösse .

Die Hebungen , denen die Trauen bei diesen Lehrgängen unterworfen

sind , sind durchaus nicht laicht . Es werden grosse körperliche



�njtrenungen gefordert , und namentlich die Kriechübungen sind be¬
schwerlich . Bei einem Lehrgang hat eine 62 - jährige Frau bei
einer solchen Kriechübung durch ein langes unbeleuchtetes Rohr ,
das zu Uebungszwecken in einer Turnhalle installiert war , einen
Herzschlag erlitten . Während dieses tödlichen Unfalls befanden
sich noch mehrere Frauen in dem Rohr , die nun die Verunglückte
aus dem Rohr herausziehen mussten . Von dem Vorfall wurde nichts
in der Oeffentlichkeit berichtet .

Auf der Danziger Werft sind im vorigen Jahre zwei Tankschiffe
für einen unbekannten Auftraggeber gebaut worden , die die Uamen
' ' Westerwald " und " Dithmarschen " erhielten . Die beiden Schiffe
machten gemeinsame Probefahrten , von denen die " Westerwald " zu¬
rückkehrte und sechs Wochen lang in Danzig repariert wurde . Die
Ventile sollen nicht funktioniert haben , was sofort das Gerücht
auslöste , dass Sabotage vorliege . Nach Abschluss der Reparaturen
wurde die " Westerwald " dann von Mannschaften der Reichsmarine in
Danzig abgeholt . Die Marine - Soldaten trugen allerdings die Kluft
von Handelsmatrosen oder sonstiges Zivil . Sie erklärten aber
selbst , dass sie in Wirklichkeit der Reichsmarine angehörten .

Es hat sich jetzt auch herausgestellt , dass ein sogenanntes
Wohnschiff , das auf der Danziger Werft gebaut worden ist , nicht ,
wie vermutet wurde , als Lazarettschiff bestimmt war , sondern
dass es sich tatsächlich dabei um ein Wohnschiff für U- Boot - Offi -
zlere handelt , die auf diesem Schiff Wohnung nehmen sollen , so¬
lange die Boote im Hafen liegen .

Auf der Danziger Werft werden jetzt neue Büros eingerichtet ,
die von den Arbeitern und Angestellten als technische Geheimbü¬
ros bezeichnet werden und die ausschliesslich mit deutschen Hee¬
resaufträgen beschäftigt sein sollen . Es heisst , dass die Büros
bereits mit folgenden Aufträgen versehen sind : vier Schnellboote
für die Reichsmarine mit je 2 Torpedorohren , ferner Bau . von Turbi¬
nen für Torpedoboote , die auf der Elbinger Sohiohauwerft erbaut
werden .

Die Kriegserwartung wird durch die Propaganda des Regimes selbst

genährt , - die in den letzten Monaten systematisch darauf gerichtet

ist , die Güte der deutschen Waffen und den Umfang der deutschen

Kriegsvorbereitungen herauszustreichen . Nicht zuletzt hat Hitlers

Reichstagsrede vom 30 . j ' anuar - ganz im Gegensatz zu ihrer Wirkung

im Ausland - die Besorgnisse vermehrt .

Bayern : Die Rede Hitlers über die deutsche Hilfsbereitschaft
für Italien hat der allgemeinen Krlegsfuroht neue Nahrung gegeber
Das Ansehen , das sioh Hitler durch seine aussenpolitischen Er¬

folge auch bei vielen einfachen Leuten verschafft hatte , ist
durch seine letzte Rede , soweit es nicht schon durch die Juden¬
verfolgungen schwer geschädigt war , völlig verwirtschaftet wor¬
den . Das Bündnis mit Italien wird von der Bevölkerung entschie¬
den abgelehnt . In Erinnerung an den Verrat Italiens im Weltkrieg
glaubt man , dass Italien bei nächster Gelegenheit gegenüber
Deutschland wieder genau so handeln wird , wie im Jahre 1915 -



A - 5 -

Schleslen : Durch die Rede Hitlers am 30 . Januar ist die allge¬
meine Diskussion der Bevölkerung , und zwar bis weit in die Nazi¬
kreise hinein , ausschliesslich auf den herannahenden Krieg ge¬
richtet . Auch in der ausserordentlich regen Versammlungstätigkeit
aller Naziorganisationen wird immer wieder das Thema Krieg behan¬
delt . Der Tenor dieser Propaganda ist : Hitler will den Frieden ,
aber ein Teil der Demokratien , besonders Amerika , hetzt zum Kriege

Die Hilfe Deutschlands , die Hitler Mussolini zugesagt hat , wird
hier durchweg abgelehnt . Italien hebe im Weltkrieg an der Seite
der Entente gestanden und mache heute auch nur mit Deutschland
gemeinsame Sache , weil es durch die deutsche Wehrmacht Hilfe er¬
wartet . Man hält von Italiens militärischer Bedeutung nicht viel .
Es hat Oesterreich fallen lassen , sagen die Nazis , weil . es ein¬
fach nicht in der Lage war , Deutschland entgegenzutreten .

In den Versammlungen der SA in Hindenburg und Gleiwitz hat es
offene Diskussionen daräber gegeben , ob Deutschland im Kriege
Aussichten hat , wenn die ganze Weit gegen Deutschland steht . Dem
Blitzkrieg wird keine Bedeutung beigemessen . In Gleiwitz wurde
die Kriegsdiskussion durch den Standartenführer damit abgebrochen ,
dass er behauptete , es komme zu keinem Kriege , weil der Führer
alles versuchen werde , um den Frieden zu erhalten , was ja auch
aus seiner Reiehstagsrede hervorgehe .

Rheinland - Westfalen : Die Angst vor dem Kriege wird durch die
Propaganda der Nazis noch vermehrt . Diese Propaganda bemüht sich
vor allem um die Abwehr der Propaganda von draussen . Hier machen
besonders die sogenannten " Kreisringe für Volksaufklärung und
Propaganda " grosse Anstrengungen in dieser Hinsicht . Der Leitsatz
dieser Propaganda ist : Es seien grosse Entscheidungen zu erwarten .
Hierfür gelte es , gewappnet zu sein . Der Zustand der vollkommenen
Geschlossenheit des deutschen Volkes , des gesamten deutschen Volks
körpers müsse unbedingt erreicht werden .

Dass im Kriegsfälle die Massen den Gehormsam verweigern und
nicht mit in den Krieg gehen werden , ist eine ausserordentlich
weit verbreitete Ansicht , die nicht nur unter Arbeitern , sondern
mehr noch unter Bürgerlichen anzutreffen ist . Fragt man die Leute ,
wieso sie zu dieser Auffassung gekommen seien , führt man gegen
eine solche Ansicht ins Feld , dass der Machtapparat bei Ausbruch
des Krieges so stark ist , dass zunächst jeder Widerstand , auch
das Beispiel einzelner fanatischer Gagner des Systems , nutzlos
erscheint und dass infolgedessen im Anfang eines Krieges alle
mitgehen werden , so wird meist entgegnet : " Ja , aber das Volk ist
so stark gegen jeden Krieg eingestellt , es sieht so schwarz für
den Ausgang des Krieges , dass bei Kriegsausbruch von Begeisterung
im ganzen Volk nichts zu spüren sein wird . Höchstens die ganz
jungen , die von der republikanischen Zeit oder gar vom vergange¬
nen Kriege nichts erfahren haben , die werden vielleicht freudig
mitgehen . Die anderen werden sich entweder zu drücken suchen ,
oder sich offen auflehnen . Für Hitler wollen die Massen nicht in
den Krieg ziehen , well sie wissen , dass der Krieg nur dazu sein
soll , um das Regime zu erhalten . "



2 ) De schlana und Polen

Wir konnten Im Vormonat ( Heft 1/1939 ! Seite A Iße ) von einer Ein¬

schränkung der antipolnischen Propaganda in Deutschland berichten .

Inzwischen hat das deutsch - polnische Terhältnl�p durch die Studenten¬

ausschreitungen in Danzlg und die Gegendemonstrationen in Warschau

eine neue Belastung erfahren . Die deutsche Presse hat darüber nur

sehr zurückhaltend berichtet , offenbar in Befolgung der Anweisung

des Propagandaministeriums , über die wir berichtet haben ( vgl . Heft

1/1939 , Seite A l5d . ) . Ueber die Ausschreitungen in Danzig ist uns

folgender Berieht zugegangen :

Ausgelöst wurden die Vorkommnisse an der Technischen Hochschule
durch ein Plakat , das Nazi - Studenten an einem Tage in der Woche
vom 11 . bis 18 . Februar in einem Cafd in Danzig - Langfuhr ange¬
bracht hatten , in dem sehr oft polnische Studenten verkehrten , und
das die Aufschrift trug : " Hunde und Polen unerwünscht ! " Das Pla¬
kat trug ferner die Bemerkung : " Die armen Hunde ! " Aber die Vorge¬
schichte liegt längere Zelt zurück . Die Danziger Technische Hoch¬
schule zählt zurzeit etwa 2 . 600 Studenten , davon sind etwa 400
Polen . Diese studieren fast ausschliesslich Mechanik , Maschinen¬
bau und Schiffbau . Die politisch Aktiven unter ihnen sind im all¬
gemeinen den Nationaldemokraten und den verschiedenen nationalra¬
dikalen Gruppen , die es in Polen gibt , zuzuzählen . Sie sind anti¬
semitisch und stehen zur gegenwärtigen polnischen Regierung in
Opposition . Geistig stehen sie den Nazis gewiss sehr nahe . . Es kann
keine Rede davon sein , dass sie , wie das von den Danziger Nazis
immer wieder behauptet worden ist , in Danzig die deutsche Bevölke¬

rung oder ihre deutschen Studienkameraden provoziert hätten . Die

polnische Minderheit in Danzig und auch die in Danzlg lebenden pol¬
nischen Staatsbürger führen heute meist ein Leben abgeschlossen
für sich und kommen den Deutschen oder den Nazis kaum ins Gehege .
Richtig ist nur , dass es von jeher schon Reibungen zwischen deut¬
schen und polnischen Studenten in Danzig gegeben hat . Das liegt
daran , dass die kleine Gruppe nationalistischer Studenten , die
aber immer die Führung gehabt und einen moralischen Zwang auf ihre
Studienkameraden ausgeübt hat , es systematisch auf solche Zusammen -
atösse abgesehen hat . Bei den polnischen Studenten würde es viel¬
leicht nicht anders sein , wenn sie die Mehrheit darstellen würden .

In dem " Cafd Langfuhr " ist es wiederholt zu Anrempelungen von
polnischen Studenten durch Nazi - Studenten gekommen . Es waren auch
Worte wie " polnische Hunde " usw . schon mehrfach gefallen . Eines

Tages fiel es den Nazis ein , den Wirt des Cafes zu veranlassen ,
an die polnische Studentenorganisation " Bratnla Fomoc " einen Brief

zu schreiben , durch den den polnischen Studenten der Besuch des
Cafes untersagt wurde . Der Brief ist ohne Zweifel mit Einverständ¬
nis des Danziger Gaustudentenführers Blume geschrieben worden ,
der so etwas auch niemals auf eigene Kappe tun würde , sondern ge¬
wiss das Einverständnis eines hohen Nazi - Bonzen dazu eingeholt
hat . Am gleichen Tage , an dem der Brief abging , erschien dann auch
im Fenster des Cafds das genannte Plakat . Die polnischen Studentc



die den Brief noch gar nicht kannten und zum Teil auch das Plakat
nicht bemerkt hatten , gingen wie gewöhnlich in das Caf4 , das eine
Art Stammlokal fdr sie war , worauf die dort postierten Nazis na -
tHrlich nur gewartet hatten , um sie anzuöden . Es kam zu Wortge¬
fechten und auch zu Tätlichkeiten , wobei einige Polen niederge¬
schlagen wurden . Auf der Strasse wurde dann eine regelrechte
Treibjagd auf die polnischen Studenten veranstaltet , die dort
Posten aufgestellt hatten , um ihre später kommenden Kameraden
zu warnen . Das ganze Treiben hatte durchaus organisierte Formen .
Es waren selbstverständlich auch Nichtstudenten hinzugezogen wor¬
den , die an den Ecken umherstanden und das nicht zu verkennende
Räuberzivil der Nazi - Schlägerkolonnen trugen .

Diese Jagd hat mehrere Tage gedauert . Sie war zweifellos auch
von der Nazi - Gauleitung von Anfang an gewollt und später sogar
geleitet . Auf eine Protestresolution , die in einer Versammlung
von den polnischen Studenten angenommen worden war , reagierten
die Nazis in der Welse , dass sie am 24 - Februar alle polnischen
Studenten aus den Hör - und Zeichensälen der Technischen Hochschu¬
le hinauswarfen .

Am 25 . Februar zogen dann die Nazi - Studenten , die ihre Unifor¬
men trugen , verstärkt durch SA - Leute , vor das Haus der polnischen
Akademiker in Langfuhr und drangen in das Haus ein , wo es zu .
Schlägereien kam . Die Schutzpolizei " schlichtete " den Streit in
der Form , dass sie die polnischen Studenten aus dem Hause Jagte ,
zum Teil verhaftete , während die Nazis sich in dem Haus verbarri¬
kadierten . Es war das gleiche Bild , das fröher die Verfolgungen
der deutschen Danziger Opposition geboten hatten . Dieser Vorfall
spielte sich bereits nach den Interventionen des Generalkommissa¬
riats der Republik Polen beim Senat ab , wobei Senatsvizepräsident
Huth erklärt hatte , dass der Senat für Ruhe und . Ordnung an der
Hochschule und für Beilegung aller Zwischenfälle Sorge tragen wer¬
de , eine Erklärung , die von der Pressestelle des Senats am Montag
allerdings abgeleugnet wurde .

Am 29 . Februar kam es auf der Hochschule zu neuen Zwischenfäl¬
len . Wieder wurden die polnischen Studenten von den Nazi - Studenten
die an diesem Tage sämtlich ih Uniform erschienen waren , ange¬
pöbelt und zum Teil auch angerempelt . Wenn sie sich zur Wehr

setzten , wurden sie geschlagen . Sofort erschien auch Polizei , die
wiederum drei polnische Studenten in Haft nahm . Am gleichen Tage
veröffentlichte der " Danziger Vorposten " eine Reihe von ausser¬
ordentlich gehässigen antipolnisohen Artikeln und eine Darstel¬
lung der Vorfälle , die der Wahrheit glatt ins Gesicht schlug .

In der ganzen Stadt haben die Vorfälle lebhaftestes Interesse
gefunden . Eine ganze Anzahl Neugieriger zog an den fraglichen
Tagen nach Lanfuhr heraus , um einen Eindruck von den Vorkommnis¬
sen zu haben . Die Stimmung der Leute war sehr geteilt . Ich glaube ,
dass die meisten auf die Polen schimpfen . Die Gründe dafür sind
sehr verschieden . Erstens liegt dieses Verhalten daran , dass eben
nationale Zwischenfälle die meisten Leute unobjektiv betrachten ,
zweitens auch daran , dass diejenigen , die antinaziatiach einge¬
stellt sind , sieh manchmal heimlich freuen , wenn es den Polen
jetzt nicht besser geht als es ihnen selbst ergangen ist .

Im übrigen wird das tatsächliche deutsch - polnische Verhältnis am

festen durch die militärischen Vorbereitungen Deutschlands gegen

Polen gekennzeioh ! t . über die wir im erste " Ahsn . bmitt



Ueber die erneute Terscharfung des antipolniechen Kurses sind uns

folgende Berichte zugegangen :

Schlesien : Am 19 . und 2o . Februar hat unter Leitung des Gaulei¬
ters und Oberpräsidenten von Schlesien , Wagner , ( der zugleich
Preiskommissar ist ) eine vertrauliche Konferenz in Breslau statt¬
gefunden , die sich mit der oberschlesischen Frage beschäftigte .
Auf dieser Konferenz ist die Weisung ausgegeben worden , die anti¬
polnische Propaganda zu verstärken . Diese Konferenz wurde als be¬
sonders vertraulieh behandelt , die Einladungen ergingen an einen
ausgewählten Kreis von Amtsleitern des Bundes deutscher Osten ,
Amtswaltern der Arbeitsfront und SA - Leuten . Wagner verstieg sich
zu der Behauptung , dass das Oberschlesienproblem bereits im März
im Tordergrund der nationalsozialistischen Agitation stehen werde .
Man muss dabei aber bedenken , dass Wagner als Gauleiter einer der
schärfsten Gegner Polens ist , der schon wiederholt besondere Aktio¬
nen gegen Polen eingeleitet hat .

Die Aktivität des Bundes deutscher Osten war in der letzten Zeit
in erster Linie der Torbereitung der kommenden Tolkszählung ge¬
widmet , die man zu einer Art Tolksabstimmung ausgestalten möchte .
In X. hat zum Beispiel ein Breslauer Redner über sohlesische Hei¬
matkunde an die Adresse der polnischen Minderheit erklärt ; Dieje¬
nigen , die bei der Tolkszählung nicht ein offenes Bekenntnis zum
neuen Deutschland ablegen wollen , sondern sich als polnisch eintra¬
gen , därften sich nicht wundern , wenn man sie als Staatsfein�e be¬
trachten und über die Grenze nach Polen treiben werde . Wer polnisch
sein will , habe in Deutschland nichts zu suchen , sondern müsse
eben nach Polen .

Die Beschwerde des Bundes der Polen in Deutschland gegen die
Ausweisung polnischer Geistlicher aus Obersohlesien , oder solcher
Oeistlicher , die trotz des Terbotes weiter polnisch - katholischen
Gottesdienst abhalten , ist vom Innenministerium bisher nicht beant¬
wortet worden . Zwar wurden einzelne Wortführer der polnischen - Min¬

derheit , die ausgesiedelt werden sollten , anlässlich des Ribben -
tropbesuohs in Warschau davon verständigt , dass die Ausweisung
zurückgestellt ist , aber sie ist damit noch nicht aufgehoben . In¬
zwischen sind wieder eine Reihe von polnischen Minderheitenf ihrem
und Tertrauensleuten mit der Ausweisung bedacht worden und es
heisst , dass Oberpräsident Wagner sich entschieden dagegen wendet ,
dass die von ihm veranlassten Ausweisungen vom Innenministerium
zurückgezogen werden . Der polnische Gottesdienst ist so gut wie
unterbunden , die meisten katholischen Geistlichen , die die Auswei¬
sung erhielten , haben es vorgezogen , nach Polen auszuwandern , um
nicht in rein deutsche Gegenden versetzt zu werden . Selbst deutsch -
katholische Kreise beklagen sich darüber , dass der Kardinal von
Breslau , Bertram , nicht standhaft genug ist und die Ausweisung der

45 Geistlichen einfach hingenommen hat .
Jetzt musste sich das Breslauer Episkopat sogar entschliessen ,

den polnisch - katholischen Sonntagsboten " Pos�aniec " �iedzielny "
einzustellen .

Gegen die Anwendung der polnischen Sprache in den Betrieben wird
fast in jeder Belegschaftsversammlung protestiert und diejenige� ,
die sich noch polnisch unterhalten , werden als Staatä ' einde bezeich¬
net . Auch der Kampf gegen das Lesen polnischer Zeitungen wird - nr

energisch betrieben , man droht auf der Beuthnergruhe und auf de -

Preussengrube bei Beuthen allen Lesern polnischer Zeitungen , dnss
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ihre Tarnen am Sohwa . en Brett ausgehängt werden . Zugleich wird
mit allen Mitteln verhindert , dass polnische Minderheitsangehörige
ihre Kinder in die polnische Privatschule schicken ; den Vätern
wird mit sofortiger Entlassung gedroht .

Auf dem Lande , besonders in der Umgebung von Oppeln , Kreuzburg ,
Rosenberg und Gross - Strehlitz werden Kinder polnischer Minder -
heitaangehöriger in die Hitler - Jugend gezwungen und oft durch den
Lehrer direkt von der Schule zu den Veranstaltungen der Hitler -
Jugend und des Bundes deutscher Mädel geführt .

Vom 6 . Februar ab hatten die Bibliothekare des Bundes der Polen
in Deutschland in der Nähe von Oppeln einen mehrtägigen Kursus ,
der am 8 . Februar plötzlich von der Gestapo aufgelöst wurde , und
zwar ohne jegliche Angabe von Gründen . Die Teilnehmer , etwa 60 ,
musstbn das Polnische Haus und auch den Ort verlassen .

In einem anderen Ort bei Oppeln wurden am 16 . Februar während
eines Gesangsabends in der polnischen Frivatschule die Fenster
eingeschlagen und die Teilnehmer an der Gesangstunde beim Verlas¬
sen der Klasse von der SA geschlagen . Polizei war zwar anwesend ,
tat aber nichts , um die Teilnehmer in Schutz zu nehmen .

Ueber die Zollstelle Hindenburg versuchte eine Frau zwischen
den Blättern eines Buches die polnische Zeitung " Dzlennik Ludowy "
zu schmuggeln . Sie wurde hierbei gefasst und verhaftet . Der
Dziennik . Ludowy ist ein polnisches sozialistisches Blatt , das bis¬
her in Deutschland nicht verboten ist .

Danzig : Eine besondere Aktivität legt jetzt der " Bund Deutscher
aus Polen " an den Tag . In Danzlg gibt es zahlreiche aus Polen
stammende Deutsche , die zum Teil auch polnische Heeresdienstflüch -
tige sind . Der genannte Bund veranstaltet jetzt häufig Versammlun¬
gen und Kameradschaftsabende . Er ist gegliedert in eine westpol¬
nische , eine polnisoh - sohlesische , eine Wolhynien - und Ostgali -
zier - Gruppe .

Die polnischen Behörden haben Anfang Februar dem Danziger Tazi -
blatt " Der Danziger . Vorposten " das Fostdebit entzogen .

3 ) Aus dem Sudetenland

Die Entwicklung im Sudetenland vollzieht sich unter dem Einfluss

der Anglelohung aller Verhältnisse an die des alten Reichsgebiets

noch immer in besonderen Bahnen . Die Anglei chung hat hier noch

grössere Schwierigkeiten bereitet und noch einschneidender gewirkt .

als in Oesterreich . Einerseits ist sie in noch grösserem Tempo durch

geführt worden , andererseits handelte es sich hier darum , die Rechts

und Wirtsohaftsverhältnisse eines Gebiets neu zu ordnen , das aus

einem grösseren Gebiet , dem tschechoslowakischen Staat , herausge¬

schnitten worden war , während in Oesterreich ein in sich abgeschlos¬

senes Gebiet übernommen werden konnte .

Ueber die Schwierigkeiten und die stlmmungsmässigen Rückwirkungen ,

die diese Anglelchung zur Folge hat , haben wir zuletzt im Vormonat
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berlehtet { Heft 1/1939� Seite A 7 ) < Wir lassen weitere Berichte fol¬

gen :

1 . Berieht : Die Ernüchterung ist noch nicht allgemein , macht aber
bei einzelnen Gruppen rasche Fortschritte , vor allem bei den Ge¬
schäftsleuten und den Bauern . Man hatte sich in der Fremdenindu¬
strie von der deutsehen Organisationskraft die kühne Torstellung
gemacht , daas es ihr auch gelingen würde , im ersten Jahr der Be¬
freiung ein anständiges Winterwetter zu sichern und falls dies
nicht möglich wäre , dann wenigstens dafür zu sorgen , dass genau
soviel Gäste eintreffen würden , als wenn eben das beste Winter¬
wetter wäre . Nus ist alles ausgeblieben und es bleibt nur die Hoff¬
nung auf das Sommergesohäft .

Im ganzen Keilberg - Plessberggebiet waren im Jänner 23 ° KdF - Gäste
und ein paar Einzelgänger , die auch früher in dieser Zelt da zu
sein pflegten . Im Feber blieben auch die KdF - Gäste aus . Bei Gottes -
gsber Gastwirten hört das Lamento nicht auf . Sie haben sich wieder
umgestellt und loben jetzt die früheren Verhältnisse . " Fünfmal
mehr Juden allein hatten wir die letzten Jahre im Jänner da " , er¬
zählte uns einer von ihnen " und die haben und konnten etwas auf¬
gehen lassen , während die KdF - Leute doch gar kein Geld haben , wenn
sie sich schon etwas gönnen wollten " . - Und so ist es überall ,
wo man sich nach den gemachten Erfahrungen erkundigt .

Ein Teil der SdP - Anhänger , die vor der Befreiung eine Reihe von
Terbindungen im Altreich geknüpft haben , pflegen diese auch weiter
Sie benützen das Wochenende und ihre Freizelt dazu , einen Abste¬
cher ins Altreioh zu machen und denken nicht daran , ihre sudeten¬
deutschen Landsleute bevorzugt zu unterstützen . Oft sind materiel¬
le Gründe mit massgebend . Man kann bei solchen Touren auf leichte
Art etwas mitnehmen und im Altreioh günstig verkaufen , so dass
die angelegten Fahrtkosten wieder herauskommen . Der so geschaffe¬
ne Zustand hat bereits dazu geführt , dass an den Grenzen des Alt -
reiohs wieder Grenzkontrollen eingeführt worden sind , um den
schwungvoll blühenden Schwarzhandel zu unterbinden . Er lohnt sich
besonders in Fleisch - , Butter , Lederwaren und Textilien . An die
Zollämter sind besondere Richtlinien ergangen . In diesen wird auch
darauf - hingewiesen , dass die Bauern , die Besitz an Land an der
alten Reiohsgrenze haben , einen regelrechten Schleichhandel neben
der Bestellung und Begehung ihrer Felder betreiben . Allein in den
letzten Wochen des vergangenen � ahres sollen 480 Fälle dieser Art
ermittelt worden sein .

Ab 15 . Januar 1939 sind auch alle jene Personen des Altreichs ,
die vor der Befreiung der Sudetendeutschen den Grenzschutz bilde¬
ten , wieder zu diesem eingeteilt worden . Auch die gewohnten Hebun¬

gen haben wieder eingesetzt . Es scheint , dass sie einen gewissen
Zusammenhang mit den militärischen Hebungen haben , die im alten
Grenzgebiet am gesamten Erzgebirgskamm durchgeführt werden . Sie
sind als Winterübungen angesetzt worden , werden aber auch durchge¬
führt , obwohl kein Schnee vorhanden ist .

Die Verhaftungen wegen Schmuggel finden laufend beiderseits der
alten Grenzen statt . Mit der Begründung , Schmuggler zu verhaften
werden aber auch eine Reihe von bekannten Gegnern des Systems
mit erfasst . Im Gebiet von Sehwarzenberg - Aue - Johanngeorgenstadt
tonnte festgestallt werden , dass die Verhaftungen auf Grund von
Denunziationen aus dem Sudetangebiet erfolgt sind . Erst jetzt
wird die Gestapo im Sudetengebiet richtig wirksam . Heber eine
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ganze Reihe von Leuten in Neudek , Sauereack , Hirsohenstand und
fiatten wurde polizeiliche Meldepflicht verhängt .

Das Cafe Weiss in Teipert , das vor der " Befreiung " in Massen
von Sachsen aufgesucht wurde , hat schnell seine Kundschaft ein -
gebusst . Es gibt keine Sahne und wenig Butter fürs Geschäft und
gerade die erstklassigen Konditoreiwaren waren der Anziehungs¬
punkt für die " Sachsengäste " . Während sonst immer 4 Kellner und
5 Ladenmädels beschäftigt waren , genägt jetzt 1 Kellner und eine
Ladenbedienung . Aber auch die Konsumkraft der Einheimischen ist
nicht nur nicht gewachsen , sondern geht zurück . Die Textll - * und
Strumpfbetriebe von Weipert und . Neugesohrei sind wegen Auftrags¬
mangel fast allgemein zur Kurzarbeit übergegangen .

Im Kurort St . Joaohimsthal ist von einer Wintersaison nichts
zu bemerken . Als einziges grösseres Hotel ist das frühere " Mlrac -
le " geöffnet , das zur staatlichen Kurverwaltung gehört . Eine be - 1
sondere Attraktion war in St . Joachimsthal die Beseitigung des
Hasaryk - Denkmals vom Platz des Palast - Hotels . Die Parteigewaltigen j
kamen zusammen , dann wurde Masaryk eine Sohlinge um den Hals ge¬
legt und mit vereinten Kräften rlss man ihn vom Sockel herunter .
Die Bronzestatue wurde einstweilen in den Gemeindeschuppen gewor¬
fen . Im Sockel selbst befand sich die Stiftungsurkunde , der die
Liste dar Spender angeschlossen war , die grössere Beträge dazu
gezeichnet hatten . Es gab peinliche Enthüllungen . Der Kurhausbe¬
sitzer Wahl figurierte auf ihr mit 40 . 000 K<5, ' der Mehlgrosshänd¬
ler Prennig mit 20 . 000 KS , sowie eine ganze Reihe von Geschäfts¬
leuten des Kurviertels mit mindergrossen Beträgen . Alle sind sie
gute Deutsche und stramme Anhänger der SdP gewesen . Damals aber
war die Kur - Verwaltung tschechisch und die grossen Hotels in
staatlichem Besitz . Wollte man irgendwie ins Geschäft kommen , so
galt es , seine Loyalität in besonderer Welse zpm Ausdruck zu brin¬

gen . Eine geeignete Form schienen die Spenden für die Aufstellung
einer Masaryk - Statue .

In Marienbad und Karlsbad haben die Käufer und Pächter , die
sich zunächst um beschlagnahmten jüdischen Besitz an Kur - und Ge¬
schäftshäusern beworben hatten , . zum grossen Teil ihre Angebote
wieder zurückgezogen oder wesentlich herabgesetzt . War schon die
Ankündigung der KdF - Aktionen ein Schlag gegen alle bisherige Ge -

sohäftstradltion , so scheint selbst auch dieses " Geschäft " noch
zweifelhaft . Abgesehen von der geringen Kaufkraft dieser Gäste ,
ist ihr Aufenthalt anormal kurz . Infolgedessen sind die Aufwendun¬

gen für Wäsche usw . entsprechend höher . Die Gäste sind nicht in
der Lage , während der Kur grössere Einkäufe zu machen oder wie
dies bei anderen Gästen zum grössteh Teil üblich ist , Verwandte in
den Kurort zu Besuch zu ziehen . In den meisten Kurhäusern befinden
sich gleichzeitig Geschäftsräume , die für die Saison vermietet
werden . Dieses Jahr will niemand mieten . Sie wollen alle erst
einmal abwarten , wie sich der ganze Betrieb gestaltet . Die in den
Geschäften tätigen Schneider , Sehneiderinnen , Putzmacherinnen usw .
können von ihren bisherigen Arbeitergebern keine Zusagen bekommen .
Jetzt mischen sich auch die Arbeitsämter ein und versuchen , einen

grösseren Teil dieser Arbeltskräfte ins Altreioh abzuschieben .
Kellner und Hausdiener müssen während der Wintermonate zum Stras
senbau gehen . Sie haben immer über die Verhältnisse geklagt und

gehörten fast alle der SdP an . Nun klagen sie , dass sie früher
während des Winters ihre Urlaubszeit hatten , die sie gut über¬
stehen konnten , da es ihnen selbst in den Jahren der Krise angab -
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lich möglich war , lo bis 15 . 000 K5 währana der Saison beiseite
zu legen . Nun stöbert sie der Arbeitermangel auf und alle Ausre¬
den helfen nichts .

Die steuerlichen Belastungen sollen erst mit dem 1 . April voll
einsetzen . Ton der Spendeneirtschsft hat man jetzt schon genug .
" Sie sollen uns doch erst einmal etwas verdienen lassen , dann
werden wir gern geben " , sagte uns ein Karlsbader Geschäftsmann ,
der sich vollkommen darüber klar war , dass die Steuerpraxis un¬
ter den neuen Verhältnissen keineswegs besser sein werde . Die
Hausbesitzer müssen die Mieter nehmen , die ihnen die Partei zu¬
weist . Dabei haben sie in vielen Fällen noch die Miete vom alten
jüdischen Mieter zu bekommen , der sein Mobiliar hat stehen las¬
sen und ellig geflüchtet ist . Das Mobiliar , das normalerweise
rechtlich dem Hauswirt als Pfand dienen soll , ist in den meisten
Fällen von den NSV - Stellen abgeholt und ins Altreich gebracht
worden . Die Hausbesitzer haben das Nachsehen und durften sich
nicht an den " beschlagnahmten Gegenständen " schadlos halten .
Man gibt ihnen einen neuen Trost . Man will die Schuldner ermit¬
teln lassen . So zieren die " Zeit " Tag für Tag eine ganze Reihe
von Edikten , in denen die Sohuldtitel verkündet werden , ohne
dass selbstverständlich die Hausbesitzer jemals etwas bekommen
können . Sie müssen aber den Torschuss für die Ediktskosten noch
erlegen .

Die Korruption wird überall sichtbar . In ganz Westböhmen ist
ein wahrer Krieg der SdP - Funktionäre gegeneinander ausgebrochen .
Es sind nicht soviel Posten zu vergeben wie Anwärter da sind . Die
erste Enttäuschung war , dass alle gutbezahlten und führenden Aem -
ter mit Reichsdeutschen besetzt wurden ; nun folgt die zweite ,
dass die mittleren und unteren Beamtenstellen nicht nach Leistung
vergeben werden , sondern durch eine wüste Protektionswirtsohaft .
Ein Beispiel : auf einem Postamt wird eine Sohalterkraft gebraucht .
Der Postmeister , ein Reichsdeutscher , wendet sich an den Amtswal¬
ter des Betriebes . Dieser verständigt den Sohn eines seiner Ver¬

wandten , der nach Vorstellung auch für den Dienst angenommen wor¬
den ist . Er muss aber zur DAF gehen und dort seine Einstellung
melden . Das geschieht . Der DAF - Amtswalter , der ehrenamtlich tätig
ist , findet , sass er selber für diesen Posten basser geeignet
wäre . Ohne sich um den Bewerber zu kümmern , setzt er sich mit dem
Amtswalter des Postbetriebes in Verbindung und macht ihm Vorhal¬

tungen : " Den Posten hätte ich recht schön machen können . Die gan¬
ze Zelt mache ich schon den Trottel und verrichte die DAF - Arbeit
umsonst . Nun , wo es bezahlte Posten zu vergeben gibt , denkt Ihr
nicht an mich . " Er wandte sich an den Postmeister selbst und
" informierte " diesen , dass der Tater des für den Dienst angenom¬
menen Sohnes erst kurz vor dem Zusammenbruch der SdP beigetreten
sei , aber früher Kommunist gewesen sei . Das würde unter den SdP -

Anhängern viel böses Blut machen . Der Postmeister Hess sich be¬
lehren und nahm nun den Denuhzianten in Dienst . Als am Montag
früh der junge Mann zum Dienst erschien , war der Posten bereits
besetzt . Nun ging der Vater ins Zeug . Er machte dem Postmeister
einen Skandal , wie er dazu komme , einen Mann einzustellen , der
eine Unfallrente von 7oo Kronen und dessen Frau eine Tabakarbei¬

terpension von mindestens 450 Kronen monatlich beziehe . Der Post¬
meister entschuldigte sich , dass er vom Umfang dieser Pensions¬
bezüge keine Kenntnis gehabt habe . Der Eingestellte sei aber ein

guter Funktionär der dP , während er ein Kommunist sei . Darauf



A - 13 -

ersiderte dieser : aa ist eine Lausbtiberel . Der Angeber war doch
selber vor zwei Jahren noch Subkassierer bei den Sozialdemokraten .
loh werde mich Uber Sie beschweren . Erst muasten die Tschechen
fort , weil sie allerlei Schiebung gemacht haben und jetzt wird
es noch toller . " - Nachdem der Postmeister den Besohwerdef ihrer
rausgeschmissen hatte , yerfasste er eine umfangreiche Beschwerde¬
schrift an den Kreisleiter . Dieser ordnete nun an , dass weder
der ehemalige Sozialdemokrat , noch der Sohn des Kommunisten einge¬
stellt werden dlrfe . Das Amt erhielt nunmehr der Schwager des
Amstwalters des Postbetriebes .

In Eger kam es wegen der Postenverteilung zu einer regelrechten
Rauferei , so dass die Polizei eingreifen musste . Es gab eine Anzahl
von Verhaftungen . Ebenso war es in Karlsbad , wo mehr als 4. 0 ehe¬
malige SdP - Funktlonäre verhaftet wurden . Die ganze Kreisleitung
musste versetzt werden . Es hagelte Beschuldigungen , dass von allen
Selten Bestechungsgelder und Geschenke angenommen worden sind .
Ein Teil der Angeschuldigten hatte sich Mätressen gehalten , die
kostenlos in Hotels wohnten und lebten . Die Grossen fielen nach
bekanntem Muster die Treppe hinauf , die Kleinen wurden verhaftet .
So wurde der verantwortliche Kreisleiter Wollner zum Gauinspektor
in Reichenberg ernannt . Er ist also praktisch nunmehr der Kontrol¬
leur der Bewegung an der Seite Henleins . Die Hinterlassenschaft in
Karlsbad vermittelt ein gutes Bild der Gesamtbewegung . Die diver¬
sen Verfehlungen kommen nach und nach alle ans Tageslicht und die
harmlosen Nachläufer sehen mit Schaudern die Geschäftspraktiken
der fahrenden Schicht . Um wenigstens einigermassem das Gesicht
zu wahren , sind mehrere Geschäftsinhaber wegen Uebertretungen der
Preisvorschriften und wegen Wucher bestraft und einige auch ver¬
haftet worden . So sind z . B. die beiden bekannten Kaufleute Völkl
und Witzl , die schon einmal wegen der gleichen Uebertretungen ver¬
haftet waren , wiederum verhaftet worden . Die beiden sind wegen
ihrer anrelsserisohen Reklame , die sie immer mit der Propaganda
für die SdP zu verbinden wussten , äberäll bekannt geworden . Der
eine hatte ein grosses Schild angebracht : " Hier wohnt jetzt der
Völkl ! " Eine solche Aufschrift ist jetzt an seiner Zelle ange¬
bracht worden und man legt Wert darauf , dass dieser Witz bekannt
wird .

In Schlackenwerth fanden mehr als 3 ° Verhaftungen statt . Es war
ein Angehöriger der Linkspartelen gestorben und ein grosser Teil
der Freunde hatte sich zur Beisetzung auf dem Friedhof eingefunden ,
däT unmittelbar an der Karlsbader Strasse liegt , die bei seiner
ersten Durchfahrt auch Hitler benutzt hatte . Im Gespräch unterein¬
ander hatte einer gesagt : " Nun , einmal ist " Er " begeistert hier
durchgefahren , wie es das nächste Mal sein wird , müssen wir erst
abwarten " . Ein Horcher hatte diese Worte gehört und verdreht , so¬
dass sie als eine Bedrohung ausgelegt wurden . Darauf erfolgten
Verhaftungen , die erst zum Teil wieder rückgängig gemacht worden
sind .

Auch in der Arbeiterschaft kehrt langsam etwas Ernüchterung ein .
Die Propaganda und Organisation der NSV bemüht sich zwar ausserge -
wöhnlieh um die Gunst der Arbeiterschaft und es gibt immer noch
eine ganze Reihe von Erklärungen in Versammlungen und in der Pres¬
se , an Arbeitsplätzen und Verkehrsstätten , in denen ehemalige Funk¬
tionäre und Mitglieder der Linksparteien beteuern , daas sie erst
jetzt einsehen , dass sie verführt worden sind , dass nun ein völlig
neues Leben für sie beginnt und dass es der deutsche Arbeiter noc�
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nia so schön gehabt hat wie jetzt . Durch die ganze deutsche Presse
gingen wiederholt Artikel über die Bergarbeiter in den Joachims -
thaler Radiumgruben , in denen sie ihren langen Leidensweg unter
der tschechischen Knute schildern und Adolf Hitler danken , " dass
er sie dem Leben wiedergegeben hat " . Dabei ist der grösste Teil
dieser Arbeiter bemüht , eine andere Arbeit zu finden , darf aber
den Arbeitsplatz nicht verlassen . Einige von den Terherrlichern
der neuen Verhältnisse , die inzwischen zu ersehnten neuen Posten
gekommen waren , mussten inzwischen schon wieder den Weg in die
todbringende Grube antreten , da ihre Posten inzwischen von reichs -
deutschen Anwärtern besetzt worden sind .

Das beste Emüehterungsmittel für die Arbeiter sind die Lohntü¬
ten . Die Abzüge betragen ohne die freiwilligen Spenden allgemein
mindestens 25 %. Die DAF , die mit Zwang alle Arbeiter zu erfassen
sucht , vermag wenig Zugkraft zu entwickeln . In einer westböhmi¬
schen Bezirksstadt war von der DAF zu einer Werbeversammlung auf¬
gerufen worden . Man hatte die beiden grössten Säle gemietet und
ein Breslauer Redner sollte über die Aufgaben der DAF referieren .
Aber die Versammlungen konnten aus Mangel an Besuchern nicht statt¬
finden . i�un setzte die Organlsatlonsmasohlne ein . 14 Tage später
wurden die Versammlungen mit denselben Rednern wieder angesetzt .
Die Betriebsführer wurden verpflichtet , ihre Gefolgschaften ge¬
schlossen in die Versammlungslokale zu führen und dort ihre Be¬
legschaften in voller Stärke zu melden . Wichtige Erklärungen wur¬
den angekündigt und viele , die hingingen , erwarteten die Vertei¬
lung von Liebesgaben . Sie wurden arg enttäuscht . Der Redner ent¬
wickelte ein Programm von Pflichten und Opfern der Volksgemein¬
schaft und nach einer Stunde wurden die Veranstaltungen mit dem
Deutschland - und Horat - Wessel - Lied abgeschlossen . " Es ist doch
grossartig ; wegen dem albernen Gelatsoh muss das ganze Theater
aufgeführt werden " , erklärte ein biederer Bauarbeiter . " Es - wäre
besser gewesen , sie hätten uns erzählt , warum alles teurer gewor¬
den ist . Ein Kilo Rauchfleisch kostet jetzt 25, - KS nach altem
Geld , früher 14, - bis 16, - KS . ; die Wäsche , die Kleidung und die
Schuhe kosten durchschnittlich das Doppelte von früher . Schweine¬
fleisch wird bald überhaupt nicht mehr zu haben sein . Unser Lohn¬
zuschlag beträgt aber nicht einmal ein Drittel , von den höheren
Abzügen ganz abgesehen . Das alles wird gar nicht erwähnt von den
neuen Gewerkschaf tsleutea " , erzählte auf dem Helmweg ein Metall¬
arbeiter . Ein anderer erwiderte : " Regt Euch nur nicht auf , bald
müssen wir alle wieder Soldat ' spielen , dann wirds schon besser .
Die Kinder schaffen sie ins Reich , die Jugend muss zum Arbelts¬
dienst und wir alten Trottel exerzieren bei der SA . "

Die Redensart : " Das hält sich nicht lange * " , kann man jetzt
schon bei Arbeitern und Mittelständlern allenthalben hören . Ueber
diesen verhältnismässig schnellen Stimmungsverfall , von dem in der
Vorweihnachtszeit noch nicht viel zu bemerken war , seheint sich
auch die Führung Rechenschaft zu geben . Sie las st es an Ermahnungen
aller Art nicht fehlen und die Terroraohraube wird stärker fühl¬
bar . Es wird mehr gesammelt und weniger verteilt . Die Arbeitszu¬

weisung ins Altreiph erweist sieh immer mehr als zweiseitiges
Schwert . Der Lohn ist etwas höher , aber auch die Ausgaben . Wae die
Arbeiter ihren Familien heimschicken können , wird immer weniger .
Dazu kommt , dass fast aus jeder Familie Jemand einberufen ist . Es
entstehen immer mehr Porto und Fahrtauslagen für die Familienver
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blnaungen . Die allgeaeine Unzufriedenheit nimmt zu , wenn auch von
einer bewuasten Gegnerschaft noch weniger die Rede sein kann als
im Altreioh . Dazu war die politische Schulung zu gering und alles
zu sehr auf nationalen Kampf abgestellt .

Um neue Hoffnungen zu erzeugen , werden in jedem grösseren Ort
Pläne aller Art erörtert . Grosse Siedlungen sollen erstehen , die
in bevorzugter Weise den Kinderreichen zugeteilt werden sollen .
Krankenhäuser sollen in allen Bezirksstädten entweder verbessert ,
ausgebaut oder neue errichtet werden . Strassen - und Bahnbauten
werden projektiert . Der Keilbergtunnel , ein 10 Millionenprojekt
soll verwirklicht werden usw . Bis jetzt sind aber nur Strassenbau -
ten und sonstige , militärischen Zwecken dienende Unternehmungen
wirklich in Angriff genommen worden .

Die in Durchfährung begriffene Auflösung kleiner Gemeinden unter
500 Einwohnern hat den Zweck , besonders die Torrechte gewisser
früherer Gütsbezirke zu beseitigen . Besonders soll ähnlich wie im
Altreich der kirchliche Land - und Waldbesitz getroffen , und ohne
viel Aufhebens in den Besitz des Staates überfuhrt werden . Ein
Beispiel hierfür bietet das Stift Tepl bei Marienbad . Der Prozess
gegen den tschechischen Staat um dieses Stift ist noch in frischer
Erinnerung . Der Abt Helmer und der Abgeordnete - Hilgenreiner waren
die Wortführer , gegen das dem Stift angetane Unrecht anzukämpfen
und versehrieben sich besonders aus diesem Grunde der SdF , die
sich zum besonderen Vertreter der Stiftsinteressen machte . Nun ist
am 1 . 2 . 1939 die Stadtgemeinde Marienbad zum Besitzer des Stiftes
erklärt worden und die früher so streitsüchtigen Kircheninteres¬
senten schweigen diesmal .

Die Beschlagnahme des jüdischen Besitzes ist selbstverständlich
im Sudetengau viel einfacher vor sich gegangen als im Altreich .
Die überstürzte Flucht der Juden vor der Besetzung des Gebietes ,
der noch die entsprechenden Judenaktionen namentlich in Eger und
Karlsbad vorausgegangen waren , brachte es mit sich , dass fast alle
Juden ihren Besitz einfach im Stich liessen und in die CSR flüch¬
teten . Die wenigen Juden , die geblieben waren , hatten es grausam
zu büssen . Die amtlich angeordnete Terwüstung jüdischen Eigentums
und die Sühneaktion waren die Machtmittel , die das neue Recht der
einfachen entschädlgungslosen Enteignung schufen . Die " kaufmänni¬
schen Aasgeier " unter den arischen Geschäftsleuten sahen in den
sudetendeutsohen Badeorten überreiche Beute winken . Je länger aber
die Verkaufs - und Verpaohtungsprozedur sich verzögerte , umso ge¬
ringer wurden die Kauf - und Pachtangebote . Ein Zeichen , dass der
Glaube an die wirtschaftliche Kraft des Dritten Reiches in den
letzten Monaten arge Erschütterungen erlitten hat . Um aber neih
aussen so etwas wie einen Reohtsboden vorzutäuschen , treten nun¬
mehr die Bürgermeister der Badeorte als Pächter und Verkäufer jüdi¬
schen Besitzes auf . Allein in Karlsbad sind auf diese Weise 71
Hotels und Kurhäuser , sowie 93 Geschäftshäuser in den " Besitz der
Stadt " geraten . Wahrscheinlich werden die Stadtverwaltungen auf
einem grossen Teil der Objekte zunächst sitzen bleiben . Ein Zei¬
chen solcher moderner Expropriration ist die auf Seite A 16 folgen¬
de Ankündigung aus der " Zeit " , in der von den beschlagnahmten 71
Kurhäusern und Hotels 36 auf einmal ausgeschrieben werden , darunter
auch das Hotel Riehmond , eines der vornehmsten Häuser Karlsbads .

Wie wir hören , haben fast alle ausländischen Interessenten
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ihra Angebote zurückgezogen .
In Karlsbad als dem grösaten der Kurorte kommt der schnelle Wan¬

del In der Beurteilung der wirtschaftlichen Aussichten besonders
deutlich zum Ausdruck . Wir hatten bereits ia einem früheren Be¬
richt darauf hingewiesen, . dass der Abbruch der bekannten Sprudal -
halle nicht deswegen so eilig betrieben werde , um dar Ankündigung
gemäss einen viel umfassenderen Zweck - und Prunkbau zu errichten ,
sondern um das viele in der Sprudelhalle enthaltene Bisen zu ge¬
winnen . Jetzt hatte man bereits den Mut , der Cesohäftawelt von
Karlsbad mitzuteilen , dass der Neubau der Sprudelhalle auf 3 Jahre
verschoben werden müsse , da man beabsichtige , den Gesamtumbauplan
für - Karlsbad sorgfältig vorzubereiten . Bis zu dieser Zeit müsse
man mit dem Holzersatzbau auakommen . Diese Ankündigung hat einen
solchen Sturm von Entrüstung unter den Parteianhängern entfacht ,
dass man sich gezwungen sah , neuerdings zu erklären , dass der Er¬
satzbau nur für die kommende Saison bestehen bleiben soll .

Der Eisenraubbau wird auch sonst in gleichem Tempo wie die Nie¬
derholzung der Wälder fortgesetzt . Eiserne Geländer werden in Je¬
dem Fall sofort beseitigt , so auch das eiserne Geländer an der
Tepl , die durch ganz Karlsbad führt . Die tollsten Begründungen
müssen für diese Massnahme herhalten . Der künftige Fremdenverkehr
in Karlsbad werde ganz andere Dimensionen annehmen und es zur ge¬
bieterischen Pflicht machen , den Flusslauf der Tepl durch die
Stadt an den wichtigsten Stellen zu überbauen usw . In Wirklich¬
keit muss der Eisenzaua der Tepl unverzüglich beseitigt werden ,
weil die grosse Eisensammelaktion im Sudetengau gegenwärtig im
vollen Gange ist . So hat die Stadt Eger im Dezember 33 Waggohs ,
im JanuaT schon 72 Waggons ins Altreich abliefern können . Die
nächste Sammelzentrale des oberen Egergebietes ist Falkenau . Diese
hat im Dezember 15 , im Januar aber 112 Waggons Alteisen abgelie¬
fert . Diese grosse und ia den nächsten zwei Monaten noch höher er¬
wartete Ausbeute erklärt sich durch die rücksichtslose Säuberungs -
aktioa in den Betrieben . Der Traum vom Wiederaufblühen der sudeten -
dautsohen Wirtschaft im Elendsgeblet von Rothau - Falkenau - Neudek
ist ausgeträumt . Alle stillgelegten Betriebe haben ihre . n gesamten
Sehrott auf dem Altar des Befreiers abzuliefern . Im März sollen
auch die Gebäuderuinen der tschechischen Vergewaltigungsherrsohcft
beseitigt werden . Andere wirtschaftliche Einwendungen , von wem
sie auch kommen mögen , werden mit eine ? Handbewegung der massge¬
benden Psrteistellen abgetan . Was vielleicht ein Denkmalsausschuss
beschliesst , ist erat recht belanglos . Viele Leute , und das sind
nicht die einfältigsten , sagen unter sich , wenn man diesem ganzen
Treiben zusieht , kann man zu keinem anderen Sohluss kommen , als
dass die neuen Machthaber Eile haben . Sie fürchten offenbar , dass
sie das Gebiet nicht lange behalten werden und spielen deshalb
die rücksichtslose Rolle des bewussten Bankerotteprs .

Es gibt bereits eine Reihe von untrüglichen Zeichen des Stim¬
mungswandels auch unter dem Henleinanhang von Westböhmen . Im vori¬
gen Jahre hatte die Sudetendeutsohe Volkshilfe in Karlsbad einen
grossen Fastnaohtsaufzug arrangiert . Er klappte groasartig . Die
Geschäftsleute gaben im Wettbewerb um die Gunat der SdP grosse
Beträge . Diesmal hatte man in den leitenden Kreisen noch ganz
andere Vorstellungen vom Ablauf der Fastnacht im ersten Jahre der
Befreiung . Man hoffte , die Geschäftsleute würder . diesmal noch
ganz andere Beträge geben . Bereits Ende Jänner wurden die entspre¬
chenden anreisserisohen Aufrufe plakatiert und in der Presse pro¬
pagiert . Das Ganze wurde aber ein vollständiger Reinfell . 10 Tage
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vor Fastnacht wurde bekannt gemacht , daas dieamal der Umzug nicht
stattfinden könne , da sich zu wenige Geschäftsleute beteiligen
weil ton . Die bisherigen Zuwendungen Wörden deshalb der Winterhil¬
fe zugeföhrt . An Spenden waren eingegangen :

Firma Mattoni - Giesshtibl 5o, - BMk
" Bechor - Bitter - Karslb . 36, - "
" Hotel " Post " 15, - " und kleinere

Spenden von insgesamt 18 Personen von 130, - "

Diese Reaktion der Geschäftsleute ist kein Wunder . Sie sind in
den letzten Wochen buchstäblich auageblutet worden . Fast kein
Tag verging , an dem nicht für irgendeinen Zweck zu geben war . Da
das Resultat der Sammlungen immer geringer wurde , ist man auf
einen neuen Dreh verfallen . Es werden für bestimmte Spenden Listen
angelegt , auf denen Zeichnungen entgegengenommen werden , während
die Zahlungen erst während der Saison zu leisten sind . So zirku¬
lieren zur Zelt Listen für die Adolf Hitler - Freiplatzspende .

In der Tor - und Nachsaison soll eine SA - Gäste - Aktion durchge¬
führt werden . Im März will man l . Soo und im Oktober 4. . 000 SA - Leu -
te nach Karlsbad zur Kur bringen . Es versteht sieh , dass diese
Aktion nicht ein Einzelunternehmen für Karlsbad ist , sondern auf
alle grösseren Kurorte , Marienbad , Franzensbad und Teplltz , aus¬
gedehnt werden soll . Die Leiter der Aktion gehen von der Torstel -
lung aus , dass die Kurhaus - und Hotelbesitzer sich verpflichten ,
je nach der Lage der Kurhäuser den SA - Leuten das Bett für 1, - RMk
bis l . ßo RMk zur Verfügung zu stellen . Man brauche nur die Betten ,
die Terpflegung nicht . Auf diese Art will man die Kurhausbesitzer
ködern , die nun wiederum fürchten , bei etwaigen Zusagen später
auch noch zur Kost in erheblichem Umfange beitragen zu müssen .
Auf die kleinen Kurhausbesitzer ist der Druck für diese Aktion
stärker als bei den grossen Hotels . Dem Besitzer eines kleinen
Kurhauses von 10 Betten hat man zugemutet , für diese Aktion min¬
destens 5 davon für SA - Leute zur Verfügung zu stellen . Die gerin¬
gen Unterbringungskosten hofft man dann durch die Sammlungen bei
den Geschäftsleuten , also durch die Verzeichnungen auf die gute
Säison , beschaffen zu können . Die ganze Aktion kommt einer Kontri¬
bution der Badeorte gleich , wenn man bedenkt , dass bisher in der
Hauptsaison ein Bett in defr Kurhäusern der Parkstrasse in Karls¬
bad nicht unter 30, - KS zu haben war .

Auch in anderen Gegenden sieht es nicht besser aus . Das Boden¬
bacher Gastgewerbe klagt über völliges Darniederliegen des Fremden¬
verkehrs . Ein Gastwirt teilt mit , dass er froh sein muss , wenn er
jetzt die ganze Woche soviel Uebernaohtungen zusammenbringt , wie
er früher an einem Tag gehabt hat .

Im Gebiet von Haida - Steinschönau hatte man den Wiederaufstieg
der Glaswarenindustrie erwartet . Das Gegenteil ist eingetreten .
Die Leute aus dem Haidaer Gebiet werden zur Umschulung nach Mittel¬
deutschland geschafft . Allein in das Kohle - Hydrierwerk Rosslau
bei Dessau wurden 2 . 500 solche Leute vermittelt . Selbst diejenigen
werden erfasst , die früher aus dem Haidaer Gebiet nach Sachsen
gekommen waren und hier eine Arbeitsstelle gefunden hatten . Sie
werden jetzt mit der Begründung , dass Ausnahmen nicht gemacht wer¬
den können , mit abgeschoben . Man braucht auch hierin keine Rück¬
sicht mehr auf die sudetendeutsohe Mentalität zu nehmen . Sie sind
Unterworfene wie alle anderen auch . Diese Erkenntnisse haben sie
inzwischen selbst gewonnen und sie sprechen von der Fahrt nach
Mitteldeutschland als von der " Fahrt in die Fremdenlegion " .
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2. Barl cht : [ Wlgstadl in Mähren ) : Die Tersohiekung Ton Arbeitern
aue de : n mährischen Gebiet in das Altreich hat seit dem Dezember
drastische Formen angenommen . Man beginnt mit den Fünfzehnjährigen
und kennt nach oben äberhanpt keine Grenzen . Auch Mädchen und so¬
gar Frauen werden für die württembergiseho Textilindustrie geholt .
Auch nach Nürnberg und Sachsen werden Frauen geschickt . Da sich
viele bei der ersten Anordnung , ins Reich zu gehen , weigerten ,
hat man ihnen einfach die seit dem Oktober bezahlte Unterstützung
gesperrt . Für uneheliche Kinder gibt es überhaupt keine Unterstüt¬
zung , sondern man zwingt die Täter , die Alimente zu bezahleh . Um
den Schikanen bei der Verschickung ins Reich zu entgehen , haben
sich im Anfang viele junge Paare trauen lassen . Das ging alles ganz
glatt , well bis dahin die deutschen Bhegesetze noch nicht in An¬
wendung waren . Auf den Binapruch , den nun viele gegen die Ver¬
schickung ins Reich erhoben , dass man doch Verheiratete nicht aua -
elnanderreissen könne , wurde den Leuten entgegengehalten : " Ihr
habt Euch ja vorher auch nicht durch uns beraten lassen , nun kann
sieh auch die Behörde nicht davon abhalten lassen , Euch wegzu¬
schicken " .

Von solcher Verschickung werden nun nicht etwa nur solche Läute
betroffen , die arbeitslos sind , sondern es werden auch Leute aus
den Betrieben fortgeschickt . Am schlimmsten von der Verschickung
ins Altreich betroffen sind die kleinen Landwirte des Gebietes .
Früher gingen sie ausser ihrer kleinen Wirtschaft noch einer Be¬

schäftigung nach , oder wenn sie erwerbslos waren , bezogen sie auf
Grund ihrer gewerkschaftlichen Mitgliedschaft eine Unterstützung
nach dem Genter System . Nach der Zustellung der Aufforderung , sieh
ins Altreich zur Arbeitsleistung zu begeben , erhoben sie alle Ein¬

spruch , weil sie ja sonst nicht wie früher noch ihre eigene Wirt¬
schaft versorgen könnten . Rücksichtslos hat . man nun diese Leute
aus der Unterstützung herausgeworfen . Da das nun auch viele Klein¬
bauern betrifft , die zwar bei den freien Gewerkschaften wären ,
politisch aber zur SdP gehörten , ist die Enttäuschung dieser Leu¬
te umso grösser .

[ Teplitz - Schönau ) : Nach dem 15 . Oktober wurden entlassene
tschechische Lehrer zum Schuldienst nach dem Altreich transportiert
und zum Erlernen der deutschen Grammatik gezwungen . Eines Tages
kam durch den Rundfunk von MSlnlk der Hinweis , dass die im tsche¬
chischen Gebiet verbreiteten Gerüchte über die Auflassung aller
tschechischen Schulen im sudetendeutschen Gebiete nicht der Wahr¬
heit entsprächen . Der deutsche Rundfunk aber brachte die Nachiieht ,
dass die Tschechen salbst ihre Kinder , erfreut auch über ihre

eigene Befreiung , in die deutschen Schulen brächten , da sie schon

lange sieh danach gesehnt hätten , dass ihre Kinder wieder die
däutsche Sprache erlernen dürften . In den Zeitungen im Sudetenge¬
biet ersohlenea Hinwelse , in deutscher und tschechischer Sprache ,
dass die tschechischen Schulen bei Bedarf welter bestehen könnten .
Ein tschechischer Oberlehrer aus Teplitz , zu dem die tschechischen
Eltern kamen , um ihre Kinder auch weiterhin tschechisch unterrich¬
ten zu lassen : , legte hierauf Listen an , um damit den Beweis zu er¬

bringen , dass ein Bedarf an diesen Schulen vorhanden sei . Damit

ging er zum Bezirksschulrat . Dort erhielt er die Auskunft , dass

er damit noch warten müsse , da noch keine Ausführungsbestlmmungsn
eingegangen seien . Nach vierzehn Tagen intervenierte er in dieser
Sache erneut . Der Sehulrat ersuchte ihn erneut , sich zu gedulden .



Im Dezember sprach er abermals vor , um die Angelegenheit eventaell
bis zu Neujahr erledigen zu kSnnen . Jetzt wurde ihm vom Bezirka -
schulrat erklärt : " Tir sind von Ihren Bemdhungen um den Fortba¬
stand der tschechischen Schule unterrichtet . Lassen Sie die weite¬
ren Bemdhungen , damit wir nicht etwa gegen Sie mit Mitteln vorzu¬
gehen brauchen , die Ihnen selbst recht unangenehm wären . "

Die Auflösung des frdheren sozialistischen Konsumvereins Teplitz -
Sohönau sehreitet vorwärts . Um aber den Eindruck einer Auflösung
zu vermeiden , wird in dem einen Ort eine Verkaufsstelle geschlos¬
sen , well sie angeblich unrentabel ist und in einem anderen Ort
wird eine neue eröffnet , die aber schon nach einigen Wochen eben¬
falls wieder geschlossen wird .

Die neuen Ortsfunktionäre in X. geben sich die grösste Mdhe ,
sich einzuarbeiten . Da sie vor der Besetzung durch die Deutschen
im Ort nicht viel zu bestellen hatten , well die Bergarbeiter
durch ihre sozialistische Einstellung sie bei Wahlen daran hinder¬
ten , entblöden sie sieh nicht , sieh immer wieder in den verschie¬
densten Gemeindefragen an den bisherigen Gemeindevorsteher und
unserenGenossen zu wenden , obgleich sich dieser Genosse geweigert
hat , die deutschen Truppen mit der Hakenkreuzfahne auf dem Gemein¬
deamte oder auf seinem Hause zu begrössen . Man hatte dem Genossen

sogar angeboten , im neuen Deutschland den BUrgermeisterposten zu
besetzen , wenn er sich noch im letzten Moment der SdP verschreibe .
Aber auch dieses Ansinnen hat der Genosse abgelehnt . Er wolle sieh
zwar den neuen Verhältnissen ftigen , aber seine sozialistische
Ueberzeugung werde er immer beibehalten . Auch in dem benachbarten
Y. hat sich der Vorsteher , unser Genoase , geweigert , im neuen
Reich den Bürgermeister zu spielen .

1 . Bericht : Aus Teplitz schreibt ein Genosse : Du würdest die
Stadt kaum wiedererkennen . Alles ist verwahrlost und auch * der Ver¬
kehr ist viel geringer geworden . Mit den Lebensmitteln steht es
sehr sehlecht . Ueberau Gefrierfleisch , schwarzes Mehl , wenig Fett
und Butter , dafür aber Marmelade . A. hat sich verbessert ; er be¬
kommt jetzt den ihm nach seinem Beruf zustehenden Lohn . Früher
musste er dieselbe Arbeit als Hilfsarbeiter bei geringerem Lohn ver
richten . Für ihn ist also dieses System ein Glück gewesen . Aber

jetzt sehlmpm ; er schon und hat schon genug , weil er wöchentlich
fünf bis sechs Mark Abzüge hat . Alles ist unzufrieden und schimpft .
Jetzt werden den Leuten die Krankenkassenbeiträge rückwirkend bis
1*. Januar abgezogen . Sie machen alle lange Gesichter . So haben sie
sich das nicht vorgestellt . Abzüge gibt es für die Arbeitsfront
( jeder muss dabei sein ) , für die deutsche Volkshilfe , das Winter¬
hilf swerk , die Invalidenrente , Krankenversicherung , Partei und
noch einiges andere . Den Krankenschein muss jeder selbst bezahlen
und auch einen Teil der Medikamente , die versehrieben werden . Der
Krankenkassenbeitrag ist erhöht , Unterstützung gibt es weniger .
Not an Aerzten gibt es auch . Im Stadtamt ist angeschlagen , dass mat
soweit wie möglieh keinen Arzt in Anspruch nehmen solle .

In Teplitz hat man 72 Personen verhaftet , alle aus den Aemtern .
Sie haben Betrügereien mit Möbeln begangen , die man den Juden ab¬
genommen hatte . Das Wohnungsamt wurde geschlossen . Nationalsozia¬
listische Beamte aus dem Altreich haben geäussert , dass man die
falschen fortgejagt hätte .
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4 ) Die englischen Sendungen

Wir haben bereits im Vormonat ( Heft I/1939 , Seite A 15c ) eine

Reihe von Berichten über die Wirksamkeit der deutschen Sendungen

des englischen Rundfunks wiedergegeben . Inzwischen sind hierüber

weitere Berichte eingelaufen .

Rheinland - Westfalen . I . Bericht : Die deutschen Sendungen der
englischen Stationen kommen nach und nach an viele deutsche Hörer
heran . Die Sendungen sind im allgemeinen sehr glücklich , weil sie
vermeiden , allzu klobig vorzugehen . Gerade diese sachliche Berlcht -
eratattung über die Tatsechen der englischen Aufrüstung , über die
Einigkeit zwischen England und Frankreich , die Schilderung des
englischen Verfassungslebens und der englischen Demokratie , die
Darlegung der Notwendigkeit des Bestehens einer sachlichen Opposi¬
tion machen einen sehr guten Eindruck auf die deutschen Hörer .
Die Sendungen machen den Hörer neuen Mut und tragen dazu bei , dass
die Masse des Volkes nicht in völligen geistigen und politischen
Stumpfsinn verfällt .

Es wird ' nur für notwendig erachtet , dass das Pausenzelchen der
englischen Sender geändert wird . Das Glockenzeichen von West -
minster kann Horchern ein Anlass zur Denunziation sein . Die Spre¬
cher selbst sind sehr gut .

Wie sehr diese Sendungen den verantwortlichen Personen der deut¬
sehen Propaganda auf die Nerven fallen , das beweisen die täglichen
Zeitungsartikel der deutschen Fresse . Man spricht von einem ab - *
soheulichen Kampf der Melnungsmaohe und der Völkerverhetzung , dar
neuerdings in verstärkter Form " über den europäischen Mittelraum "
gehe . In München sei der Hydra der Lüge ein Kopf abgehauen - worden ,
jetzt wüchsen ihr allenthalben neue Köpfe .

2 . Bericht : Die Sendungen der englischen Sender , die Tag für Tag
die massive Aufrüstung Englands darlegen , haben viel dazu belgei
tragen , um die mannigfach verbreitete Ansicht , dass Deutschland
besser als andere Staaten für den Krieg vorbereitet sei und des¬
halb die meiste Aussicht auf einen Sieg habe , stark erschüttert .
Vielen ist plötzlich die ganze furchtbare Gefahr klargeworden ,
die durch das Naziregime heraufbeschworen worden ist .

3 . Bericht : Da die deutsehen Sendungen aus dem Ausland zugenommen
haben und vor allen Dingen der englische Rundfunk gut im Gebiet zu
hören ist , hört alles diese Sender ab . Ein Teil der Blockwarte
getraut sich schon nicht mehr , die Hörer zu denunzieren, , soviele
hören ab . Mancher Blookmart ist dar Ueberzeugung , wenn er alle
angeben wollte , die abhören , würde man ihm die grössten Vorwürfe
machen , weil er es nicht verstanden habe , die Volksgenossen seines
Blockes richtig zu erziehen . Die Sendungen sind wohltuend , da aie

anregend wirken , wenn auch das , was sie in der grossen Linie mit¬
zuteilen haben , wenig Hoffnungen bei den bewusst politischen Men¬
schen hintarlässt .

Saarpfalz : Jetzt werden auch im Saargebiet viel mehr die Aus¬
landsnachrichten abgehört , als noch vor kurzer Zeit . Die Zahl der
Ueberängstlichen scheint stark abgenommen zu haben . Man kann es im



Umgang mit gen Leuten sehr leicht feststellen , wer Auslandssender
einstellt . Am besten wird der Strassburger Sender gehört und des¬
halb auch am meisten eingestellt . Die Sendezeit am Abend ist sehr
glnstig . Jetzt kommt aber fast zur gleichen Zeit der Sender
London Regional mit deutschen Sendungen , die sich rasch beliebt
gemacht haben , weil sie sehr ausföhrlioh und sachlich sind , aber
auch weil der Sprecher sehr sympathisch ist . Leider ist der
Empfang nicht ganz gleiohmässig und schwankt in der Lautstärke ,
so dass bei schwächeren Apparaten viel verloren geht . Anschlies¬
send kann dann sofort Strassburg eingestellt werden . Anzeigen
oder Verfolgungen sind aus unserer Gegend nicht bekannt . Trotzdem
sind die Leute vorsichtig und stellen möglichst leise ein .

Bayern : Der englische Sender in deutscher Sprache wird überall
abgehört und der sachliche Ton lobend hervorgehoben - im Gegen¬
satz zum Moskauer Sender , der durch seine Uebertreibungen sehr
geschadet hat .

Danzig : In letzter Zelt wird in den Kreisen der Opposition den
deutsehen Sendungen des englischen Rundfunks starke Aufmerksamkeit
geschenkt . Die Meldungen werden wegen ihrer Objektivität gelobt .
Dass sie auch andere Kreise beachten , beweist der Fall , dass kürz¬
lieh bei einer Behörde Nazis sich über diese Sendungen stark er¬
eifert haben . Die Tatsache , dass Hitler sich in seiner Rede über
gewisse deutsche Sehdungen ausländischer Stationen aufgeregt hat ,
ist von den oppositionellen Kräften begrüsst worden , weil dadurch
erst die Aufmerksamkeit weitester Kreise auf die englischen Sen¬
dungen gerichtet worden ist .

In Kreisen der sozialdemokratischen Opposition wird dagegen an
den deutschen Sendungen aus Moskau Kritik geübt . Man erklärt , dass
die Leute den Moskauer Sendungen deshalb weniger Glauben schenken ,
well sie in zu propagandistischem Ton gehalten sind .

5 ) Hetze gegen U. S . A.

Die deutsche Gegenpropaganda richtet sich seit einiger Zeit vor

allem gegen die Vereinigten Staaten von Amerika . Die Methoden , die

dabei angewendet werden , unterscheiden sich nicht wesentlich von de¬

nen , die vor München gegen die Tschechoslowakei angewendet worden

sind . Goebbels hat in einem Leitartikel im " Völkischen Beobachter "

vom 22 . Januar , der zugleich durch das " Deutsche Nachrichtenbüro "

verbreitet worden ist , die Stirn gehabt , zu erklären :

" Wo ist jemals der amerikanische Präsident in der deutschen
Presse persönlich angegriffen worden , wo jemals gegen die führen¬
den Männer Ameriks ein beleidigendes Wort gefallen ? Wir haben uns
hier höchster Zurückhaltung beflelssigt . . . . "

Wie diese " höchste Zurückhaltung " in Wirklichkeit aussieht , las¬

sen die auf den nachstehenden Selten wiedergegebenen Originalkopien

aus deutschen Zeitungen erkennen : ,



i ) Karikatur " Bauchredner Baruch " aus dem " Schwarzen Korps " ,

Organ der SS , vom 19 . Januar 1939 ( Seite A 24 ) .

2a ) Karikaturstreifen " Hallo boys " , " Schwarzes Korps " vom 5 . 1 . 39 .

b) Karikaturstreifen " Ja , warum auch ! " , " Schwarzes Korps " vom
19 . 1 . 1939 -

c ) Karikaturstrelfen " Das ganze Jahr Fasching " , " Schwarzes Korps "
vom 26 . 1 . 1939 -

d ) Karikaturstreifen " 40 ° Kälte in USA ! " , " Schwarzes Korps " vom
9 . 2 . 1939 .

,( Seite A 25/26 )

3 ) Balkenüberschrift " Unverschämt Schamlos Albern " , aus dem
" Schwarzen Korps " vom 5 . 1 . 1939 ( Seite A 27 )

4 ) Titelseite des " Holsteinischen Couriers " vom 3 . 2 . 1939
( Seite A 27 )

5s und b ) Titelseiten der " Pirmasenser Zeitung " vom 2 . und 4 .
Februar 1939 ( Seite A 28 )

Im Kölner Fasohingszug wurde ein Wagen mitgeführt , der den neue¬

sten amtlichen Witz darstellt : " JerUSAlem - das Herz von Palästina " .

Der " Völkische Beobachter " ( 23 . Februar ) brachte eine Photographie

dieses Wagens unter der selbstbewussten Ueberschrift : " Das ist

unser Humor " .

Unter der Ueberschrift " . . . Und sie wollen uns Humanität lehren "

brachte der " Tölkisehe Beobachter " vom 26 . Februar 1939 Photographien

eines gelynchten Negers und einer öffentlichen Hinrichtung in USA .

Einige Berichterstatter äussern sich über diese Propaganda - Kampagne

gegen USA :

Südwestdeutsohland . l . Berioht : An die Stelle der Tscheche ! ist
jetzt Roosevelt und seine Minister getreten . Ihre Reden werden
dem deutsehen Volke durchaus nicht verschwiegen , sondern sogar
in grosser Form unterbreitet . Diese Reden dienen zunächst dem

Nachweis , dass Deutsehland bedroht wird und nun seine Rüstungen
gewaltig steigern müsse . Jedenfalls wird Roosevelt als der Haupt¬
feind Deutschlands dargestellt . Zu Bolschewiki sind Roosevelt und
seine Minister allerdings noch nicht befördert worden . Dafür aber
stehen sie im Solde der Juden . Unter diesem Judeneinflusa gehe
USA dazu über , auch noch die anderen amerikanischen Staaten auf¬
zuhetzen , den Deutschen keine Waren mehr zu liefern .

Mit diesen einfachen Darlegungen hat man dann gleich den Nach¬
weis erbracht , warum Deutschland an Nahrungsmittelmangel leidet
und vor allen Dingen , warum auch der Kaffee so knapp geworden ist .

Dass Frankreich von Amerika ungeheuer viel Flugzeuge erhält ,
wird ebenfalls Jeden Tag aufgewärmt . Auf diese Welse kann man die

I�eute immer schön in einer gewissen Aufregung erhalten und sie
davon abhalten , an Dinge zu denken , die den Nazis unangenehm sind .
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S . Bericht ( Saarpfalz ) : Anfang Febraar aatzte wieder ein Hetz -
trommelfener ein , wie damals im September gegen die Tschechoalo -
wakei . Diesmal ging es statt gegen Benesch gegen RoosaVelt , der
täglich einige Male in der massivsten Weise beleidigt wurde . Es
fehlte nur am Sohluss der Egerländer Marsch oder etwas ähnliches .

Danzig : Eine grosse Wirkung haben die Erklärungen des Präsiden -
ten Roosevelt vor der Auswärtigen Kommission des Senats gehabt .
Sie erschienen den oppoaitlonellen Kreisen als ein Lichtblick ,
wie er seit langer Zelt nicht zu bemerken gewesen war . Die Tat¬
sache , dass im Danzlger Rundfunk in diesen Tagen täglich vier
Mal auf Roosevelt in der pöbelhaftesten Weise geschimpft wurde ,
verstärkte nur die gute Wirkung . Der Eindruck ist leider durch
die unklaren Dementis und weiteren Erklärungen Roosevelts wieder
etwas verwischt worden . Jedenfalls hatten die Roosevelt - Erklärun -

gen den Eindruck der Hitlerrede vom 30 . Januar vollkommen zer¬
stört .
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II . Der " Arbeitseinsatz "

1 ) Arbeitermangel ün<3 Arbeitskreftlenkung

Der Umfang der Produktion im Dritten Reich richtet sieh nicht nach

den vorhandenen wlrtschaftllehen Reserven , sondern nach den Macht¬

zielen des Regimes . Sie mtissen erreicht werden , bevor die Testmäohte

zum Kriegführen genügend vorbereitet sind . Das Regime muss also ,

will es seine Machtziele nicht preisgeben , seine militärische und

eirtsohaftllohe Kriegsstärke in immer rascherem Tempo ausbauen , auch

auf die Oefahr der völligen Krschöpfung der Reserven an Menschenkraft

und Material . l�Lese Erschöpfung ist bei den Arbeitskraftreserven

schon sehr weit gediehen . Teit mehr noch als die Rohstoffe , fehlen

die arbeitsfähigen Menschen . Das Mensehenmanko ist heute das stärk¬

ste Hemmnis der Kriegsrüatung . Daher ist es die Hauptsorge des Regi¬

mes , des Arbeitermangels Herr zu werden . Im " Wochenbericht des Instl -

tuts fRr Konjunkturforschung " Nr . 6 - vom 8 . 2 . 1939 heisst es , das

Jahr 1938 zeige , dass angesichts des allgemeinen Mangels an Arbeits¬

kräften der ausreichende und richtige Einsatz der Arbeitskräfte zum

Angelpunkt des weiteren Ausbaus der deutschen Wirtschaft geworden

ist . In der " Sozialen Praxis " gesteht der Staatssekretär im Relchs -

arbeitsministerium Dr . Syrup , die Arbeitseinsatzpolitik würde immer

stärker ein entscheidender Faktor der gesamten Staatspolitik .

Der riesige Verbrauch von Menschenkraft geht aus den amtlichen

Zahlen hervor . Am 29 . 6 . 38 . wurde eine Erhebung über die arbeits¬

buchpflichtigen Personen durchgeführt . Sie ergab , dass im alten

Reichsgebiet seit der letzten Berufszählung vom 16 . 6 . 1933 , also

in fünf Jahren , die Zahl der Arbeiter und Angestellten , Beschäftigte

ind Arbeitslose zusammen gerechnet , von 20 . 434 . . 000 auf 22 . 287 . 000

entlegen war , also um rund 1 . 800 . 000 . Die Zunahme geht weit über

ccü natürlichen Zuwachs durch Bevölkerungsvermehrung hinaus . Die

Arheitskraftreserven sind also aus den Reihen der nicht oder nicht

mehr Erwerbstätigen aufgefüllt worden . In welchem Masse bis dahin

Berufslose in den Produktionsprozess eingereiht worden sind , zeigt

die unverhältnismässig starke Zunahme der Frauenarbeit . 1933 waren

von der Gesamtzahl der Arbeiter und Angestellten 14,1 Millionen

inner und 6,3 Millionen Frauen , 1938 dagegen 14,9 Millionen Männer

- i 7,3 Millionen Frauen . In dieser Zeit hatte sich die Zahl der in
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Arbcit stehenden Frauen um 16 %, die der Männer nur um 6 % erhöht .

Ende Januar 1939 gab es 1,4 . Millionen mehr Arbeiter und Angestell¬

te als Januar 1938 . Davon waren 7oo . ooo , also die Hälfte neue Ar¬

beitskräfte , die bis dahin keine Beschäftigung als Arbeiter und An¬

gestellte ausgeübt hatten . Im Jahre 1938 sind nach dem " Wochenbe¬

richt des Instituts für Konjunkturforschung " Nr . 6 vom 8 . 2. 1939

I . I50 . 000 Arbeiter und Angestellte neu eingestellt worden . Davon

stammen 670 . 000 , also fast zwei Drittel , aus dem Kreise der Sozial¬

rentner , Pensionäre , kleinen Selbständigen , mithelfenden Familienan¬

gehörigen usw . und aus dem höheren Einsatz weiblicher Kräfte . Das

war in diesem Umfange nur möglich , weil die Arbeitskräfte durch die

neueroberten Gebiete Oesterreich und Sudetengau einen Zuwachs erfah¬

ren hatten .

Der Zuwachs von Arbeitskräften bleibt aber noch weit hinter dem

Mensohenbedarf für die Kriegsrüstung zurück . Zu Beginn des Jahres

1938 wurden die fehlenden Arbeitskräfte auf 500 . 000 beziffert . Für

Anfang 1939 wird von Dr . Syfup in der " Sozialen Präzis " das Mensohen -

manko auf ungefähr eine Million geschätzt . Vor allem fehle es an

Bauarbeitern , Metallarbeltern und Bergleuten . Zum ersten Male habe

sieh gezeigt , dass der Mangel an Arbeitskräften auf dem Lande den

bisher erreichten Simnd der Erzeugung zu gefährden droht . Ohne die

Arbeitslosen aus Oesterreich und dem Sudetengebiet würde der unge¬

deckte Arbeitskraftbedarf noch grösser sein .

Für die Deckung dieses Bedarfs sind die bei den Arbeitsämtern ge¬

meldeten Arbeltslosen kaum noch als Arbeitsreserve anzdsehen . Das

wurde bereits im vorigen Abschnitt über den Arbeitseinsatz ( Heft

7/1938 , Seite A 29 und 30 ) festgestellt . Nach der amtlichen Statistik

( Statistische Beilage zum Reichsarbeitsblatt 1939 Nr . 4 ) waren im

November 1938 von rund I52 . 000 Arbeitslosen nicht mehr als 15 . 000 ,

also nur etwa ein Zehntel , voll einsatzfähig und ausgleichsfähig ,

also für die staatliche Arbeitslenkung verfügbar . Darunter war die

Zahl der arbeitslosen Facharbeiter ganz versehwindend gering , näm¬

lich : landwirtschaftliche Arbeiter 8,198 , Forstarbeiter 1 . 7o7 , Berg¬

arbeiter I . 648 , Metallarbeiter 3 . 600 , Teztilarbeiter 2 . 089 , Lederar¬

beiter 781 , Maschinisten und Heizer I . 346 , technische Angestellte

2 . 453 . Nach dem Bericht des Reichsarbeitsministeriums über den Ar¬

beitseinsatz der Angestellten gab es Ende Dezember zwar noch



�o . ooo arbeitslose Angestellte . Trotzdem blieben 25 . 000 Stellen

offen , weil der vorhandene Bestand arbeitsloser Angestellten den

üblicherweise von den Betrieben gestellten Ansprüchen nur zum ge¬

ringen Teil genüge und der Anteil der volleinsatzfähigen Angestell¬

ten immer geringer werde . Nach einer anderen Untersuchung des Reiehs -

arbeitsministerlums , mitgeteilt in der " Deutschen Bergwerkszeitung "

vom 19 . 2 . 1939 kamen in Berlin auf einen arbeitsuchenden Maurer

I . 360 , auf einen arbeitsuchenden Hilfsarbeiter 500 offene Stellen .

Dem Heer der Arbeltslosen ist also zur Ergänzung der fehlenden

Arbeitskräfte so gut wie nichts mehr zu entnehmen . Umso mehr müssen

die übrigen Reserven ausgeschöpft werden . Hierher gehört die Erfas¬

sung von Leuten , die bisher andere Berufe ausgeübt haben und die

nicht oder noch nicht erwerbstätig gewesen sind . Hierher gehört wei¬

ter die Anwerbung ausländischer Arbeiter ( siehe Heft 7/1938 , Seite

A 53 ff . ) . Die letzten inländischen Reserven , die ohnehin schon

stark in Anspruch genommen sind , bestehen zum grossen Teil aus unge -

sohulten und minderleistungsfähigen Kräften . Der besonders starke

Facharbeitermangel ist damit nicht zu beheben . Es müssen also noch

mehr als bisher die vorhandenen Arbeitskräfte rationiert werden .

Das geschieht durch Erhöhung der Arbeitszeit , die es erlauben

soll , mit dem gleichen Aufwand von Arbeitskräften ein höher &s Ar -

beitsquaatum zu erzielen . Diesem Zweck dient die Arbeitszeitverord¬

nung vom 30 . 4. . 1938 , die am 1 . 1 . 1939 in Kraft getreten ist und

durch die der Zehnstundentag , der in den meisten Betrieben bis da¬

hin schon in Anwendung war , zur Regel geworden ist ( siehe Heft

1/1939 ? Seite A 54 ff . ) . In der Zeitschrift " Tierjahresplan " vom

Januar 1939 stellt Dr . Syrup eine weitere Verlängerung der Arbeits¬

zeit in Aussicht , die dazu beitragen werde , fehlende Arbeitskraft

zu ersetzen . In dem amtlichen Blatt der Deutschen Arbeltsfront , Gau

Essen , " Der Ruharbeiter " ( Februar 1939 ) kündigt der Leiter der

Fachgruppe Steinkohlenbergbau in der Tirtsohaftsgruppe Bergbau ,

Generaldirektor Dr . Gustav Knapper , die Verlängerung der Sohlchtzelt

im Ruhrbergbau um eine halbe Stunde an , denn jede Leistungssteige¬

rung bedeute heute Freimachen von bisher gebundenen Arbeltskräften

für neue Arbeiten . Am 11 . 1 . 1939 wurde vom Sozialamt der DAF ein

Aufruf erlassen , in dem jeder " schaffende Volksgenosse " aufgefor¬

dert wird , sich mit seiner ganzen Kraft an jeder Stelle zur Terf i -

" uny zu atellen und sich rsBelmssslc daraufhin - zu prüfen , ob er
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nicht gelegentlich durch eine selbsteingelegte Feierschicht gegen
den Gedanken der Leistungsgemeinsohaft Verstösse .

Aber man weiss , dass die Erhöhung der Arbeitszeit eine Grenze

hat , die nicht aberschritten werden darf , wenn die Arbeitsleistung

nicht , statt zu steigen , sinken soll . Die Möglichkeiten , die Pro¬

duktionsleistung durch technische Rationalisierung zu steigern , ist
sehr begrenzt , well sie zunächst einen Mehraufwand von Arbeitskraft ,
Rohstoffen und vor allem von Kapital erfordert , das für die unmittel¬
bare Kriegsrüstung gebraucht wird . Daher wird das Schwergewicht der

Arbeltspolitik mehr und mehr auf die mögliehst rationelle Tertei -

lung der vorhandenen Arbeitskraft , die staatliehe Arbeitskraftlen¬

kung verlegt . Damit wird die staatliche Zwangswirtschaft von den

Waren auf die Menschen ausgedehnt , während es gerade der Sinn der

nationalsozialistischen Arbeltspolitik sein sollte , die Erniedri¬

gung der Arbeitskraft zu einer Ware in der Zelt des Liberalismus zu

überwinden . Heute wird in Deutschland auch mit der menschlichen Ar¬

beltskraft kriegswirtschaftlich verfahren , weit mehr als das während

des letzten Krieges der Fall gewesen ist . Die staatliche Arbeits¬

lenkung ist immer straffer als bisher zentralisiert und mit dem Rest

von Freizügigkeit der Arbeiter und Dispositionsfreiheit der Unterneh¬

mer schliesslich vollständig aufgeräumt worden ( siehe Heft 7/1938 ,

Seite A 31 ) .

Durch Erlass des Führers und Reichskanzlers vom 21 . 12 . 1938

( Reichsarbeltsblatt 1939 < 1 * Seite 2 ) wird die Reiohsanstalt für

Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung d,em Reichsarbeits¬

minister unterstellt und dem Reiohsarbeitsministerium eine neue Ab¬

teilung T eingegliedert , die sich mit Arbeitslenkung , Arbeitslosen¬

hilfe und Arbeitsbeschaffung beschäftigt und deren Leiter Dr . Syrup

ist , bisher Präsident der Reiohsanstalt , jetzt auch Staatssekretär

im Reiohsarbeitsministerium . Damit sind alle Zweige der Arbeitspoli¬

tik in einem Amt vereinigt und können von dort aus nach einheitli¬

chen , d . h . vorwiegend militärischen Gesichtspunkten geleitet werden .

Die weitaus wichtigste Massnahme auf dem Gebiet der Arbeltslen¬

kung ist die Verordnung vom 15 . 2 . 1939 " zur Sicherstellung des

Kräftebedarfs für Aufgaben von besonderer staatspolitischer Bedeu¬

tung " . Vorausgegangen war ihr Görings Erlass über die allgemeine

Dienstpflicht vom 22 . 6 . 1938 ( siehe Heft 7/1938 , Seite A 31 und 32� ,

die für alle männlichen und weiblichen Staatsangehörigen eine Diens *
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und Ausbi�dungapflioht festsetzte . Die Nutzanwendung dieser Verord¬

nung erfolgte unmittelbar nach ihrem Inkrafttreten . Es wurden auf

Grund der Verordnung nach Angabe Dr . Syrups in der " Sozialen Praxis "

rund 400 . 000 Menschen eingezogen , davon mehr als 300 . 000 zu den

Grenzbefestigungen im Westen des Reichs verschickt und zum grossen
Teil aus den Betrieben , sogar aus Rüstungsbetrieben herausgezogen . *

An die Stelle dieses Erlasses tritt die neue Verordnung vom 15 .

Februar , durch die die Dienstpflicht noch erweitert wird .

Waren früher nur die deutschen Staatsangehörigen zum Dienst
verpflichtet , so sind es jetzt die Bewohner des Reichsgebiets ,
also auch Ausländer , " soweit für sie nicht auf Grund von Staats¬
verträgen oder anerkannten Regeln des Völkerrechts Befreiung be¬
stehen " . Früher war bestimmt , dass der zur Dienstleistung Ver¬
pflichtete nicht schlechter gestellt sein soll als bisher . Jetzt
ist aus dieser Soll - eine Kannvorsohrift geworden . Dem neuen Be¬
trieb kann ( aber muss nicht ) auferlegt werden , den Verpflichteten
zu entschädigen , wenn er durch den Verlust der früheren Stelle
geschädigt ist . Bisher bestand dieTlienstverpflichtung " für eine
begrenzte Zeit , jetzt kann jemand für Aufgaben , die der Beauftrag¬
te für den Vierjahresplan als besonders bedeutsam und als nicht
aufschlehbar bezeichnet , für unbeschränkte Dauer verpflichtet
werden . Galt der Verpflichtete bisher nur als beurlaubt , war ihm
also die Wiederaufnahme in seine bisherige Beschäftigung gesichert ,
so erlischt jetzt der bisherige Dienstvertrag bei Dienstleistungen
von unbeschränkter Dauer .

Es handelt sich also bei der neuen Verordnung nicht nur um eine

Vorsorge für ausserordentliche Fälle , sondern um die gesetzliche

Handhabe für die unbeschränkte staatliche Verfügung über die Arbeits¬

kraft . Unzweifelhaft ergibt sieh das aus dem wichtigsten Teil der

Verordnung , dem Abschnitt II " Beschränkung des Arbeitsplatzwechsels ' �

Darnach kann die Lösung jedes Arbeitsverhältnisses von der Zustim¬

mung des Arbeitsamtes abhängig gemacht und die Einstellung und Be¬

schäftigung von Arbeitern und Angestellten an die Zustimmung des

Arbeitsamts gebunden werden .

Zunächst hat diese Bestimmung den Zweck , endgültig mit dem bis¬
her offenbar mit mangelndem Erfolg bekämpften Wegengagieren
Sohluss zu machen , wobei ein Unternehmer den anderen mit Locklöh¬
nen überboten hatte, . Nach Angabe Dr . Syrups haben zeitweise 1,5
Millionen Arbeitskräfte im Monat ihren Arbeitsplatz gewechselt ,
also fast jeder einmal im Jahr . Das hat die staatliehe Arbeits¬
lenkung gestört .

Der Wechsel des Arbeitsplatzes soll nicht mehr von persönlichen
Interessen der Arbeiter und Unternehmer , sondern allein von
staatspolitisehen Gesichtspunkten abhängig sein . Die staatliche
Arbeitslenkung übernimmt den Arbeltsplatzwechsel ganz in eigene
Regie . Die Unterlage dafür sind die seit dem vorigen Jahr durch
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ausführliche Angaben über bisherige Beschäftigung , Fähigkeiten
und Kenntpisse des einzelnen Arbeiters verbesserten Arbeitsbücher .

Die Arbeltskartei . die auf Grund dieses Materials errichtet wor¬
den ist , war im Heft 7/l938 < Seite A 35 als Stammrolle der Arbeit
bezeichnet worden , die es ermöglicht , die Arbeitskräfte nach ihrer
Qualifikation am entscheidenden Punkte einzusetzen und im Kriegs¬
falle die dann notwendige Umstellung der Arbeitskräfte " schlagar¬
tig " vorzunehmen . Die Arbeitsbücher sind inzwischen statistisch
ausgewertet worden . Mit dem so gewonnenem Material wird ermittelt ,
wo Fachkräfte fehlen und wo sie noch freigemacht werden können .
Durch die Arbeitsbücherhebung der Reiohsanstalt ist festgestellt
worden , dass l . lSo . ooo Arbeiter und Angestellte berufsfremd tätig
sind , d . h . in anderen Berufen als denen , die sie gelernt haben ,
oder aus denen sie ursprünglich stammen . Diese Berufsfremden sol¬
len nach dem Grundsatz : " Jeder an den richtigen Arbeitsplatz "
umdirigiert und damit soll nicht nur dem Mangel an Fachkräften
entgegengewirkt , sondern es sollen auch die Leistungen in den Be¬
trieben erhöht werden . Die Betriebe selbst sollen dafür sorgen ,
dass Facharbeiter nicht mehr mit Spezial - und Hilfsarbeiten be¬
schäftigt oder hochqualifizierte Kräfte bei einfachen Schlosserar¬
beiten eingesetzt würden .

In einem Tortrag , den der Präsident des Landesarbeitsamtes
Hessen , Ernst Kretschmann , im Dezember auf der Tagung der Bezirks -
faohgemeinschaft " Hessen " der Eisen - und Metallindustrie über den
Arbeitseinsatz der letzten Jahre gehalten hat , warnte er vor über¬
triebenen Hoffnungen , die an die Möglichkeit geknüpft würden , be¬
rufsfremd beschäftigte Metallarbeiter wieder ihrem Beruf zuzufüh¬
ren . In der Tat hat die Arbeitsbucherhebung ergeben , dass ein
grosser Teil dieser Berufsfremden wegen Alters oder Krankheit
ihrem alten Beruf nicht mehr gewachsen sind oder ihn haben aufge¬
ben müssen , weil er übersetzt ist .

Ton den Landarbeitern waren am Stichtag der Erhebung [ 29 . 6 . 1338 )
230 . 000 - lo,5 %4n der Gruppe " häusliche Dienste " , 130 . 000 in ande
ren Berufen tätig , obwohl in beiden Fällen zahlreiche Stellen
wegen Mangels an Fachkräften nicht hatten besetzt werden können .
Diese 360 . 000 Menschen sind also offenbar in besserbe ' zahlte städti
sehe Stellen abgewandert . Sie würden diesen entzogen , wenn sie in
ihren alten Beruf zurückgeführt würden . Es würde ein Loch aufgeris
sen , um ein anderes zu stopfen . Trotzdem ist nach den Erklärunge ;
von Dr . Syrup sicher , dass der Facharbeitermangel dazu zwingen
wird , auf Grund der neuen Terordnung in dieser Richtung einzugrei¬
fen . Es kämen als Ersatz für die Facharbeiter dabei hauptsächlich
die noch unausgesohöpften Reserven aus anderen Berufen und aus
den bisher noch nicht erwerbstätig Gewesenen in Betracht . Da dabei
aber Ungeschälte oder nur oberflächlich umgeschulte Kräfte an die
Stelle der geschulten treten sollen , so ist es sehr fraglich , ob
nicht dadurch statt der Steigerung der Leistung das Gegenteil er¬
zielt wird . .

Tor allem aber soll die neue Terordnung dazu dienen , die vorhande¬

nen Arbeitskräfte dadurch zu rationieren , dass die kriegswichtigen

Industrien der Tersorgung mit Menschen auf Kosten anderer bevor¬

zugt werden . In der Januar - Nummer der Zeitschrift " Tierjahresplen "
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ktndtgte Dr . Syrup an , dass die Arbeltskräfte nach einer Rangordnung
der Aufgaben verteilt werden sollen , wobei die staatspolitisch nicht

vordringlichen Aufgaben zurückgestellt werden müssten . In diesem Zu¬

sammenhang ist wichtig , dass es nach der Erklärung von Dr . Syrup

jetzt auf Grund der neuen Verordnung möglich ist , nicht nur einzel¬

ne Arbeiter und Angestellte , sondern ganze " geschlossene Gefolg -
sohaftsteile " aus Betrieben herauszuziehen . Die vorhandenen Arbelts¬

kräfte , wie die neu in den Arbeitsprozess eintretenden sollen vorzugs¬
weise den Produktionszweigen zufliessen , denen sie fehlen und die

zugleich die " staatspolitisch " wichtigsten sind : Landwirtschaft ,

Baugewerbe , Bergbau und bestimmte Sparten der Metallindustrie .

Das bedeutet eine Zuzugssperre für die übrigen Wirtschaftszweige ,

vor allem die Kondumindustrlen und die Anwendung der gleichen Metho¬

de der Verbrauchsbesohränkung für Menschen , wie sie längst für eine

Reihe kriegswichtiger Rohstoffe besteht . Dr . Syrup hat bereits be¬

gonnen , von der ihm mit der neuen Verordnung erteilten Ermächtigung

Gebrauch zu machen . Eine Verordnung vom Jahre 1937 ( siehe Heft

lo/S . 937 , Seite A 97 ) verbot die Einstellung von Maurern und Zimmer¬

ern ohne amtliche Genehmigung . Im vorigen Jahre wurde die sogenannte

III . Göring - Verordnung erlassen , die die Unternehmer verpflichtete ,

die berufsfremde Beschäftigung von Metall - und Baufacharbeltern an¬

zuzeigen ( siehe Heft 7/1938 , Seite A 34 ) . Nunmehr wird angeordnet ,

dass jeder Arbeitsplatzwechsel in der Bauwirtschaft amtlicher Geneh¬

migung bedarf . Die Anordnung soll nach der ihr beigegebenen Begrün¬

dung verhindern , dass weniger dringliche Bauvorhaben auf Kosten un¬

aufschiebbarer Aufgaben begünstigt werden . Noch klarer wird ihr Sinn

aus dem Wortlaut der Bestimmungen :

" l ) Vor der Erteilung der Zustimmung der Bauarbeiteranordnung ist
zu prüfen , bei welchem Bauvorhaben die Arbeitskräfte eingesetzt
werden sollen .

2 ) Ist nach dem Ergebnis der Prüfung die staats - oder wirtschsfts -

politische Bedeutung der Bauarbeiten zu verneinen , so ist die Zu¬

stimmung zu versagen , es sei denn , dass die betreffende Arbelts¬
kraft bei wichtigeren Arbeiten nicht eingesetzt werden kann . Hier¬
bei ist auch zu prüfen , ob nach der Gesamtlage des Arbeitseinsatzes
und nach den persönlichen Verhältnissen der Arbeitskraft ein Ein¬
satz bei wichtigeren Arbelten ausserhalb d es Wohnortes in Betracht
kommt .

3 ) Ist die staats - oder wirtschaftspolltlsohe Bedeutung der Ar¬

beiten zu bejahen , so ist die Zustimmung im allgemeinen mit der

Auflage zu erteilen , dass die Versetzung der Arbeitskraft von
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elner Baustelle zu - ' anderen an die Zustimmung des Arbeitsamtes
gebunden ist .

Vorstehende Regelung erfssst nur di�e Arbeitskräfte , die künftig
neu eingestellt werden . Um auch den innerbetrieblichen Einsatz
der bereits beschäftigten Arbeiter und Angestellten überwachen
und gegebenenfalls lenken zu kennen , gelten für sie die vorstehend
unter den Ziffern 1 und 3 aufgeführten Grundsätze sinngemäss . Die
in Frage kommenden Grossbauunternehmer sind in geeigneter Form
entsprechend zu unterrichten . "

Schon bisher hat die einseitige Einstellung der gesamten Wirt¬

schaft auf die totale Mobilmachung eine starke Disproportionalität
der Wirtschaftskräfte bewirkt . Schon bisher strömten die Arbeits¬

kräfte vorwiegend in die Industrien , die der Kriegsrüstung dienen ,
während die Konsumindustrie und vor allem die Landwirtschaft über

wachsenden Entzug von Arbeitskräften zu klagen hatten . Schon bisher

war also die Kriegsproduktion bei der Verteilung der Arbeitskräfte

bevorzugt . Wenn jetzt diese Bevorzugung systematisch betrieben wird ,

muss das Missverhältols zwischen den Wirtschaftszweigen noch kras¬

ser , die lebenswichtige Produktion noch mehr zugunsten der Kriegs¬

vorbereitung eingeschränkt werden . Dass damit such amtlich gerech¬

net wird , geht aus der Rede hervor , die Staatssekretär Syrup auf

einer Kundgebung der Wirtschaft des Gaues Magdeburg - Anhalt Ende

Februar in Magdeburg gehalten hat� Darin ermahnte er die Betriebs¬

führer , sie sollten doch einmal den Mut haben , beim Eingang von

Aufträgen Nein zu sagen , wenn sie wüssten , dass sie diese Aufträge

nur auf ferne Sicht erfüllen könnten oder wenn die Kapazität ihrer

Betriebe erschöpft sei .

2 ) Der Arbeitsplatzwechsel

Theoretisch ist die Aufgabe , die der deutschen Wirtschaftspolitik

durch den Arbeitermangel gestellt ist - , ganz klar : möglichstes Haus¬

halten mit den vorhandenen Arbeitskräften , möglichst rationelle Be¬

wirtschaftung der gesamten für die Volkswirtschaft verfügbaren Ar¬

beiterzahl . In der Praxis liegen die Dinge sehr viel verwickelter ,

weil die Wirtschaftspolitik ständig durch maohtpolitische und ande¬

re Einflüsse durchkreuzt wird . Der ganze " Westwallbau " und die bei

der Arbeiterbeschaffung dafür angewendeten Methoden sind unter dem

Gesichtspunkt rationeller Arbeitspolitik heller Wahnsinn . Aber das

ist nicht alles . Da werden wertvolle Arbeitskräfte für sinnlose
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: h Oesterreich und dem Sudetenland abgegeben werden , da müssen

deutsche Arbeiter nach Italien und nach dem Balkan geschickt werden ,

und wenn das bisher nur in bescheidenem Masse geschieht , dann be¬

weist das nur , wie sehr die deutsche wirtschaftliche Expansion ge¬

rade durch den Arbeitermangel gehemmt wird . Hinzu kommt zu alledem

der Leerlauf , der immer wieder durch den Mangel an Rohstoffen ver¬

ursacht wird .

Die nachstehenden Berichte lassen erkennen , wie es auf dem Gebiet

des Arbeltseinsatzes in der Praxis wirklich zugeht . Wir stellen zu¬

nächst einige Berichte aus der Zeit vor Erlass der Verordnung vom

1 $ . Februar 1939 voran :

Bayern . 1 . Bericht : Anfang August 1938 erschien auf einem Privat¬
bau ein Beauftragter des Arbeitsamtes , der durch den Polier alle
Arbeiter antreten Hess . Dann mussten von diesen 48 Arbeitern
alle Aelteren und Verheirateten wegtreten . Vom Rest suchte er 12

ledige Arbeiter heraus und teilte ihnen mit , dass sie sich um¬
gehend für die Fahrt nach Ostpreussen fertig machen sollen . Sie
würden dort für die Fertigstellung staatlicher Aufträge gebraucht

2 . Bericht : Die von Gering eingeführte allgemeine Dienstpflicht
wird rücksichtslos durchgeführt . So wurden z . B. von den rund 3 ° °
Angestellten der Nürnberger Lebensversicherungsbank 2o kaufmän¬
nisch vorgebildete Angestellte zum Schippen bei den Befestigungen
an der Westgrenze herausgezogen .

Sachsen , I . Bericht : Viele Arbeiter , junge und alte , sind nach
Trier zu Befestigungs - und Rüstungsbauten verschickt worden . Da¬
runter befanden sich solche , die wieder zurückgeschickt werden

mussten , well sie körperlich für diese Arbeit nicht geeignet wa¬
ren . Unter den Verschickten befand sich auch ein 59 Jahre alter ,
körperlich schwacher Buchhalter , der noch nie mit Hacke und Schau
fei gearbeitet hatte . Zur Verschickung kommen auch alle die , die

irgendwie ein Unvorsichtiges Wort sprechen und von deren Verhaf¬

tung man schon mit Rücksicht auf den Arbeitermangel Abstand nimmt
Während des Krieges wurden vom Kriegsdienst Reklamierte , wenn sie
eine Lippe riskierten , an die Front geschickt . Die Arbeiter haben
das Gefühl , als befänden sie sich schon im Kriege .

Z . Bericht : Aus der hiesigen Gegend wurden Arbeiter , einerlei ob
Facharbeiter oder nicht , nach dem Westen abtransportiert . Die Ar¬
beiten am Bahnbau und an der Autobahn wurden eingeschränkt , und
zwar wegen Mangel an Zement , Sand usw . Sudetendeutsche , die an
diesen Bauten beschäftigt waren , wurden wegen Materialmangels in
die Heimat geschickt .

3 . Bericht : Textilarbeiter verschiedenen Alters erhielten vom
Arbeitsamt die Aufforderung , sich beim Vertrauensarzt zu melden ,
damit festgestellt werden kann , ob sie sich für Erdarbeiten eigne
Arbeiter , die dafür als geeignet befunden wurden , mussten inner -
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h�lb von 3 Tagen zum Festungsbau gehen .

Schlesien : Von der Eisenbahndirektion in Breslau sind ca . loo
Elsenbahner nach dem Sudetengau übersiedelt worden , well man dort
keine geeigneten Kräfte hat und die sudetendeutschen Arbeiter
erst im Nationalsozialismus geschult werden müssten .

In Waldenburg und in den umliegenden Orten werden die Arbeitslo¬
sen , ganz gleich welchen Berufs , nach auswärts zu Strassenarbeiten
vermittelt . Es ist vorgekommen , dass Arbeiter , die sich weigerten
und als Grund dafür die schlechte Bezahlung angaben , mit dem
Polizeiauto auf das Polizeipräsidium gebracht und von dort per
Eisenbahn zusammen mit Gefangenentransporten zur Arbeitsstelle ge¬
schickt wurden . Man sagt , dass Arbeiter , die man erst durch die
Polizei habe holen müssen , oftmals wie Strafgefangene in Fabriken
arbeiten müssen , in denen besonders gesundheitsschädliche Arbeiten
zu verrichten sind . Dort werden sie unter schärfster Beobachtung
gehalten . Bei den betroffenen Familienangehörigen herrscht eine
grosse Erregung . Ton den Behörden werden diese Massnahmen mit
der Göringschen Verordnung über die allgemeine Dienstpflicht be¬

gründet .

Rheinland - Westfalen : D- Zug Richtung Berlin : In Duisburg stürmt
eine lautschreiende Menschengruppe von etwa So Personen , Männer
und Frauen , den Zug , ärmliche Kleidung , teilweise werktäglich .
Gepäck : meist der im 3 . Reich - den Reisekoffer des kleinen Mannes
bildende Persilkarton . In meinem Abteil nimmt der Reiseleiter
Platz mit einigen Mädchen und Frauen . Bald stellt sich heraus :
es sind beschäftigungslose Textilarbeiter aus dem Krefeld - Rheydter
Gebiet , die nach Brandenburg umgesiedelt werden sollen , die Männer
zum Reiehsautobahnbau , die Frauen in eine in Brandenburg neu
entstandenä Fabrik . Die Leute erscheinen nacheinander in unserem
Abteil , um vom Reiseleiter das ihnen zustehende Zehrgeld von 2, -
RMk . in Empfang zu nehmen . Kurze Zeit später ist ein Teil betrun¬

ken , sie haben das Geld im Speisewagen in Bier umgesetzt .
Der Reiseleiter erzählt mir im Verlaufe der Nacht ; mit anderen

Kollegen bringe er Woche für Woche solche Gruppen Beschäftigungs¬
loser zur Umsiedlung ins Innere des Landes . Die Verheirateten
hätten jedes Vierteljahr das Recht , ihre Familie zu besuchen . Der
Krefeld - Rheydter Textilbezirk sei der Bezirk mit der grössten Ar¬
beitslosigkeit , der heute noch den höchsten Prozentsatz von Ar¬
beitslosen in Deutschland besitze .

Aus der Zeit nach Erlass der Verordnung vom 15 . Februar stammen

jdie folgenden Berichte :

Mitteldeutschland . I . Bericht : Im Gebiet Kottbus - Senftenberg
plant man die Stillegung einiger Braunkohlengruben . Sie gehören
zum Ilse - Konzern [ Ignaz Petsohek ) . Den Arbeitern ist mitgeteilt
worden , dass sie nach Italien kommen sollen . Bei San Marino im
Marecchinatal und im Fogliätal würden neue Braunkohlenlager er¬
schlossen . Zunächst wurden 500 Leute von den Aerzten ausgemustert .
Die Arbeitsverpflichtung lautet vorerst auf drei Monate . Mit der
Abreise wurde Anfang Februar begonnen . Ein Aufbäumen gegen die
Verschickung ist nutzlos .
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2 . BericM : Ton Dessau sind Anfang Januar 7 ° Arbeiter in die Wer¬
dauer Gegepfd vermittelt worden , wo sie bei dem Bauvorhaben der
Firma Brown - Boverie verwendet werden . Die Sachsen werden nach
Mitteldeutschland vermittelt , damit von dort wieder Arbeiter nach
Sachsen vermittelt werden können . Die Hauptsache ist , dass die
Familien zerrissen werden und jeder Zusammenhalt erschwert wird .

In der Gegend von Eisleben , Mansfeld , Erfurt und Braunschweig
wurden in der ersten Februarhälfte neue Musterungen unter den
Facharbeitern durchgeführt . Ihr haben sich Arbeiter bis zu 50
Jahren zu unterziehen . Von den Ausgemusterten soll ein Teil nach
Bulgarien in das Rhodopegebiet gehen . Deutschland will dort beim
Aufbau der bulgarischen Blei - und Kupferindustrie helfen . Für Ende
Februar wird der erste Transport von 2 . 000 Personen vorbereitet .
Es ist vorläufig eine halbjährige Arbeitsverpflichtung vorgesehen .
Die Arbeiter haben nicht die Möglichkeit , die Arbeit abzulehnen .
Alle Einwendungen werden zurückgewiesen . Die neue Göringverordnung
tritt hier schon in Wirksamkeit . Die Frauen protestieren in hef¬
tigster Weise dagegen , laufen zum Arbeitsamt , zu den Betriebslei¬
tungen , zur DAF , zu den Parteistellen , in die Gemeindeämter , es
hilft ihnen aber nichts . Die Bonzen beantworten die Proteste mit
dem Hinweis , wenn die Arbeiter nicht nach Bulgarien gehen wollen ,
kämen sie zu den Westbefestigungsarbeiten oder würden gar arbeits¬
los .

Schlesien : Das Hlndenburger Arbeltsamt wurde von Kiel aus , angeb
lieh von einer militärischen Stelle , verständigt , dass es zu einem
bestimmten Termin 3o qualifizierte Facharbeiter zur Verfügung stel
len solle . Dieser Aufforderung ist das Arbeitsamt nicht nachgekom¬
men , weil es selbst grössere Arbeltsreserven zur Verfügung halten
soll . Ende Januar erschien daraufhin ein Vorarbeiter aus Kiel , der
aus etwa loo Personen 3 ° Facharbeiter auswählte , für sie die Fahr¬
karten löste und nur vom Arbeitsamt die Abmeldungen für die Arbei¬
ter haben wollte . Diese und die Ueberweisung der 30 Arbeiter wur¬
den verweigert . Man brauche die Arbeiter , besonders diese Fach¬
kräfte in Oberschlesien selbst . Schliesslich wurde die Bahnpolizei
verständigt , dass die 30 Arbeiter samt dem Torarbeiter zu verhaf¬
ten seien , wenn sie den Bahnsteig betreten .

Der Vorarbeiter wollte zunächst auf einen weiteren Kampf um die

30 Facharbeiter verzichten und nur von der Bahnverwaltung das

Fahrgeld für die gelösten Fahrkarten zurückerstattet haben . Aber
hier wurde ihm erklärt , dass man wohl die Fahrkarten zurücknehme ,
ihn aber kein Geld aushändigen könne , sondern nur einen Gutschein ,
der in Berlin bei der Eisenbahndirektion einzulösen sei . Einmal

eingenommenes Geld würde bar nicht mehr erstattet .
Durch diese Behandlung verärgert , erklärte nun der Torarbeiter ,

er werde es den Oberschlesiern beweisen , dass es noch einfluss -
reiohere Kreise gibt . Er setzte sich mit seinen Auftraggebern
telefonisch und telpgraphisch in Verbindung und der Ausgang war ,
dass das Arbeltsamt in Hindenburg über die Militärverwaltung in
Berlin den strikten Auftrag erhielt , sofort die Ueberweisung der

30 Facherbeiter yorzunehmen , da sie für Zwecke der Marine verwen¬
det werden sollen . Ueberdies musste das Arbeitsamt noch den 3 °
Facharbeltern einen Fahrtvorschuss von je 10 RMk auszahlen . Auch

die Eisenbahnverwaltung musste die Gültigkeit der Karten verlän¬

gern , die an sich nur für den Tag der Lösung gültig waren .
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Interessant bei dem Vorfall nar erstens , dass die verschiedenen
Stellen einander entgegen arbeiten und dass der Vorarbeiter auf
keinen Fall das Arbeitsamt hat eissen lassen wollen , dass die
Arbeiter �ür die Marineverwaltung gebraucht werden , zweitens ,
dass die %i . ndenburger Eisenbahn einen Betrag von etwa 7oo Mark
nicht aushändigen wollte , nachdem sie ihn eingenommen hatte .

Es trifft zu , dass die Arbeiter das Bestreben haben , ihren Arbeits¬

platz zu wechseln , sobald sich ihnen die Gelegenheit bietet , eine

bessere Stelle zu erhalten . Das ist angesichts der guten Beschäfti -

gungslage nicht verwunderlich . Wahrscheinlich ist der Stellungs¬
wechsel in früheren Zeiten guter Konjunktur noch weit grösser ge¬

wesen und wahrscheinlich hat erst die lange Krise den Arbeiter in

früher unbekanntem Masse an den einmal erlangten Arbeitsplatz gebun¬

den . Bemerkenswert ist nur , dass die Arbeiter trotz der amtlichen

Cegenmassnahmen es immer wieder versuchen , sich zu ihrem Vorteil zu

verändern .

Südwestdeutschland : Kein Facharbeiter hat mehr Aussicht , die
Genehmigung zu einem Platzwechsel zu erhalten , auch dann nicht ,
wenn er auf dem neuen Platz sich besser stellen würde . Das hat
zur Folge , dass Arbeiter , die unbedingt wechseln wollen , im Be¬
trieb aufsässig werden und Krach suchen , damit sie der Unterneh¬
mer entlässt . In einem süddeutschen Betrieb ohrfeigte sogar ein
Arbeiter seinen Meister , nur um aus dem Betrieb fortzukommen . Aber
selbst diese Ohrfelge reichte nicht zur Entlassung aus . Erst als
sr die Direktion frei nach Götz von Berliohingen begrüsste , er¬
reichte er sein Ziel .

Sehl esien , 1 . Bericht : Die Grubenbetriebe im obersohleslschen
Industriegebiet führen bei den Arbeitsämtern Klage darüber , dass
in den letzten Wochen grosse Massen von Arbeitern der Arbeit fern¬
bleiben , ihre Arbeitsbücher und Papiere dalassen und nicht mehr
zur Arbeit kommen . Angeblich werden sie von auswärtigen Unterneh¬
mern zur Arbeit nach dem Reich angeworben , und die Arbeitsämter
treten dem nicht scharf genug entgegen .

So sind von der Karstenzentrumsgrube im Verlauf von drei Wochen
150 Arbeiter " abgewandert " . Hier handelt es sich teilweise um
Deutsohe aus Polen . Auf der Johannagrube bei Hindenburg blieben
2oo Arbeiter in zwei Wochen fern , über loo Arbeiter hat Ludwigs -
gl ' iok als Verlust zu verzeichnen .

2 . Bericht : Obgleich bekannt ist , dass die Arbeitsbedingungen im
Reich viel schlechter sind als in Obersohlesien , sieht sich manche
Betriebsleitung veranlasst , durch Aushänge in den Betrieben oder
durch Veröffentlichungen bei den Arbeltsämtern bekanntzugeben ,
dass Abwanderungen von Arbeitern nicht gestattet sind . Viele Arbei
ter wollen ja auch nur weg , um in freiere Duft zu kommen , wie sie
zu Kollegen sagen . In den letzten Wochen scheinen die Abwanderungs
absiebten grösseren Umfang angenommen zu haben , denn das Arbeits¬
amt Hindenburg veröffentlicht in der Tagespresse und in den Be¬

triebszeitungen eine Bekanntmachung , in del gegen die Abwanderung
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. l�llung genommen wird . Die Arbeltaverhältnlsse im Reich seien
nicht besser , und man verkenne die dortigen Bedingungen , ausser¬
dem sei Abwanderung Vertragsbruch . Diese Bekanntmachung ist vom
Kreisleiter der NSDAP und vom Kreisobmann der Arbeitsfront , Jonas ,
Hindenburg , gegengezeichnet .

Was es für den Arbeiter und Angestellten bedeutet , solange an

seine Arbeitsstelle gefesselt zu sein , bis ein Befehl ihn an einen

anderen Platz weist , lassen die nachstehenden Berichte erkennen .

Nordwestdeutschlaad : Der deutsche Arbeitnehmer kann heute weder
seinen Beruf noch seinen Arbeitsplatz wechseln ohne Genehmigung
des Arbeitsamtes . Er kann keine besserbezahlte Stellung annehmen ,
wenn es dem bisherigen Arbeltgeber , d : r das Arbeitsamt gegen ihn
aufwiegelt , nicht gefällt .

Wie mancher ist im Laufe seines beruflichen Lebens schon zu der
Ueberzeugung gelangt , dass er einen falschen Beruf erwählt hat ,
dass er bei einer anderen Tätigkeit grössere Fähigkeiten entwickel
mehr leisten , freudiger schaffen , besser verdienen könnte . Früher
konnte er , wenn sich ihm die Gelegenheit bot , umsatteln . Heute
ist das kaum oder nur noch unter sehr erschwerten Umständen möglic
Das Arbeitsamt , dessen Aufgabe heute nicht mehr Betreuung der Ar¬
beitslosen , sondern " Berufs - und Arbaitslenkung " ist , wird in den
seltensten Fällen Verständnis für solche " individualistischen An¬
wandlungen " haben .

Eine schwere Fessel ist schon allein das Arbeitsbuch . Der ar -
beitspfllohtige Arbeitnehmer muss , wenn er eine Reise ins Ausland
machen will , einen Sonderweg zum Arbeitsamt machen und eine Be¬
scheinigung beibringen , dsss für seinen Beruf ein kurzer Urlaub
ins Ausland genehmigt wird . Bei der Stellensuche wirkt das Arbeits
buch manchmal wie ein Steckbrief . Wie oft kommt es vor , dass Ar¬
beitnehmer , die jahrelang in derselben Stellung tätig waren , bei
Stellungswechsel nach ganz kurzer Zeit merken , dass mit dem neuen
Arbeitgeber ein Zusammenarbeiten nicht möglich ist . Wie oft gibt
es nach kurzer Zeit Zusammenstösse , an denen durchaus nicht immer
der Arbeitnehmer schuld zu sein braucht . Früher hatte der Arbeit¬
nehmer die Möglichkeit , eine solche Stellung , besondere wenn sie
kurzfristig war , zu verschweigen . Heute , nach Einfährung des Ar¬
beitsbuches ist das unmöglich . Jetzt kann der Arbeitgeber , der
niemanden ohne Arbeitsbuch einstellen darf , aus diesem jede Ar¬
beitsstelle entnehmen , auf der der Arbeitnehmer je beschäftigt
gewesen ist , ihre Dauer und den Namen des Arbeitgebers . Selbst
Probearbeitsverhältnisse , die nach wenigen Tagen schon wieder
gelöst werden , müssen im Arbeitsbuch registriert werden . Welche
unangenehman Folgeerscheinungen hat etwas derartiges z . B. im An¬
gestelltenberuf !

Besonders tragisch ist der Fall einer Hausangestellten . In
einer ihrer Stellungen hatte sie Differenzen mit der Hausfrau und
wurde fristlos entlassen . Das Arbeitsgericht gab der Hausangestell
ten recht . Die nächste Arbeitgeberin verständigte sich erst nach
Arbeitsantritt mit der vorhergehenden und kündigte dem Mädchen ,
aufgebracht durch die einseitige Information der früheren " Herr¬
schaft " . Während der Kündigungszeit bestand ein gespanntes Ver¬
hältnis , das zum Bruch vor Ablauf der Frist führte . Schon wieder
stand das Mädchan vor dam Arbeitsgericht , wurde aber diesmal mit
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. der Klage abgewiesen . Infolge der Eintragungen im Arbeitsbuch und
der damit verbundenen Auskunftseinholungen wiederholte sich ein
ähnliches Spiel in den folgenden zwei weiteren Stellungen , so dass
das ungldokliche Mädchen , das vorher einmal fünf und ein anderes
Mal drei Jahre lang auf demselben Arbeitsplatz ausgehalten hatte ,
jetzt binnen 4 Monaten viermal die Stellung gewechselt hatte .
Die meisten �rbeitgeberinnen schreckten von vornherein auf Grund
der Eintragungen im Arbeitsbuch vor Einstellung zurdck oder lehn¬
ten sie �b, nachdem sie sich telefonisch Auskunft eingeholt hatten .
Eine weit # fe ' Arbeitsmöglichkeit fdr dieses Mädchen im Hausange -
stelltenberüf , wenigstens am bisherigen Wohnort , an den es durch
Familienverhältnisse gebunden war , erschien ausgeschlossen . Ohne
Arbeitsbuch z . B. hätte in vorstehendem Falle das Mädchen bei
der Stelleasuche diese vier letzten Stellen verschweigen können ,
etwa unter der Angabe , dass es während dieser Zeit bei Verwandten
und mit Absicht ohne Stellung gewesen wäre . Bei gutem Willen des
Mädchens wäre der ungldokliche Zufall dieser 4 Monate so zu dber -
briokan gewesen . Das Arbeitsbuch macht diese Art Selbstschutz un -
mögll oh .

Die Zahl der Arbeitnehmer , denen auf eine ähnliche Art durch
das Arbeitsbuch das Berufsleben erschwert wird , ist gross . Keine
Stelle ist vorhanden , die ihnen helfen könnte . Keine Organisation '
ist da , die auf diese oder ähnliche Schädigungen der Arbeitnehmer¬
schaft durch das Arbeitsbuch immer und immer hinweisen und ihre
Abstellung fordern würde .

Ein anderer Fall : Ein Schlosser in einem grossen Metaliwerk
wurde nach jahrelanger Tätigkeit im Betriebe ohne Angabe von Grün¬
den fristlos entlassen . Vor dem Arbeitsgericht gab der Vertreter
der Firma als Grund der Entlassung an , die Spionageabwehrstelle
des Betriebes habe die fristlose Entlassung des Gefoigschaftsmit -
gliedes gefordert . In einem solchen Falle stehe es der Werkslei¬
tung nicht zu , nach Gründen zu fragen ; sie müsse sich dem Verlan¬
gen der Spionageabwehr ohne weiteres fügen . Der wahrscheinliche
Grund sei , dass das klagende Gefolgschaftsmitglled vor der Macht¬
übernahme Mitglied der kommunistischen Partei gewesen sei oder
mit dieser sympathisiert habe .

Das Gefolgschaftsmitglied bestritt diese Behauptungen energisch .
Er habe sich Jahre vor der Machtübernahme nicht mehr politisch
betätigt und sei niemals Mitglied einer Partei gewesen . Sofort
nach der Machtübernahme sei er in die SA eingetreten , der er auch
jetzt noch angehöre . Er betrachte die fristlose Entlassung aus dem
angegebenen Grunde als Nationalsozialist und als Mitglied der SA
als unsagbare Demütigung . Nach jahrelanger Arbeitslosigkeit habe
er nach der Machtübernahme Arbeit als Schlosser in dem X. - Werke
bekommen . Vor ' kurzem sei er in eine kriegswichtige Abteilung der
Firma versetzt , infolgedessen erst jetzt von der Spionageabwehr
" durchleuchtet " worden , was jetzt seine fristlose Entlassung zur
Folge habe . Er sei Familienvater und bitte zum mindesten um Rück -
versetzung an seinen früheren Arbeitsplatz , der nicht unter die
Bestimmungen der Spionageabwehr falle .

Seine Einwendungen halfen dem auf Wiedereinstellung klagenden
Jefolgschaftsmitglied nichts . Des Gerieht muss sich , wenn die
üpicnageabwehr eines kriegswichtigen Betriebes die Entlassung
uines Gefolgsohaftsmltgliedes fordert , dieser Forderung ohne Prü¬
fung der näheren Umstände beugen .
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Dem arlngenden Gtitavorschlag des Gerichts , das Gefolgschaftaalt -
glled wieder an seinen früheren Arbeitsplatz zurdokzuversetzen ,
lehnte der Vertreter der Firma , wie er es auch bereits in den Ver¬
handlungen vor dem Vertrauensrat und vor der Arbeitsfront getan
hatte , gleichfalls ab , weil die Werksleitung aus Gründen , die er
nicht kenne , die Welterbesohäftigung nicht mehr wünsche .

Ein dritter Fall : Ein Techniker aus dem wehrwirtsohaftliohen
Betrieb der Grossfirma . . . war schon lange mit der Art seiner Be¬
schäftigung und seiner Bezahlung unzufrieden . Nach vielfältigen
Bemühungen konnte er endlich eine besserbezahlte und auch angeneh¬
mere Beschäftigung als Lehrteohniker in der Lehrwerkstätte eines
neuerrichteten Flugzeugwerkes bekommen . Neben einer um 50 % höheren
Bezahlung waren ihm ein neuerbautes Haus in einer Siedlerheim¬
stätte und noch weitere Vorzüge zugesichert .

Der bisherige Arbeitgeber nahm die Kündigung jedoch nicht an
und verwies auf die entsprechende Notverordnung Görings . Gleich -
zeltig wurde auch das geringste Zugeständnis zu einer Oghaltsauf -
besaerung abgelehnt .

Der neue Arbeltgeber bestärkte den Angestellten , auf seiner Kün¬
digung zu beharren . Da es sich um ein neuerrichtetes Flugzeugwerk
handle , das für dringende Reiohsbestellungen Arbeitskräfte unbe¬
dingt benötige und da man gute Beziehungen zum Reiohsluftfahrts -
mlnisterium habe , werde man die Bockigkeit des bisherigen Arbeit¬
gebers schon brechen .

Nach Kündigungsabläuf verliess der Angestellte seinen bisherigen
Arbeitsplatz und begab sich nach seinem neuen Aufenthaltsort . Der
bisherige Arbeitgeber machte daraufhin das Arbeitsamt mobil . Dieses
bestand auf Zurückhaltung des Arbeitsbuches und Rückkehr des An¬
gestellten auf seinen alten Arbeitsplatz . Es kam zum Prozess vor
dem Arbeltsgericht , zu dessen Verhandlung der neue Arbeltgeber
einen der tüchtigsten Vertreter der DAF des Bezirkes aufgeboten
hatte . DAF des einen Bezirks stand gegen DQF des anderen Bezirks
plus Arbeitsamt , wehrwirtsohaftlicher Betrieb gegen wehrwirtschaf t -
liohen Betrieb .

Die Entscheidung war nach der Verordnung Görings klar . Der Tech¬
niker musste zähneknirschend an seinen alten Arbeitsplatz zurück .
Jetzt wurde ihm erst recht jedes Zugeatändnia in Bezug auf Gehalts¬
aufbesserung und Arbeltsplatz verweigert .

Südwestdeutsohland : In den Waffenfabriken in X. sind Spezialar -
beiter aus allen Gegenden Deutschlands beschäftigt . Ein solcher
Arbeiter , der sehr geschätzt wurde , musste sich eines Tages krank
melden . Der Arzt weigerte sich aber , ihn krank zu schreiben . Er
hat daraufhin mit Fieber weiter gearbeitet , bis er noch einmal
vergeblich versuchte , vom Arzt krank geschrieben zu werden . Darauf
reiste er kurz entschlossen in seine Heimat , meldete sieh beim
dortigen Arbeitsamt , suchte einen Arzt auf und wurde sofort bett¬
lägerig krank gesehrieben . Als er 4 Tage zu Hause war , erhielt er
einen Brief von einer Waffenfabrik aus Westfalen etwa folgenden
Inhalts : " Wir haben erfahren , dass Sie Ihre Arbeitsstelle verlas¬
sen haben und fordern Sie auf , uns unverzüglich Ihre Bedingungen
für den Arbeltsantritt bei uns mitzuteilen . Die Arbeit kann unmit¬
telbar nach Erhalt unseres zweiten Schreibens angetreten werden " .
Der betreffende Arbeiter kümmerte sieh um dieses Schreiben über¬
haupt nicht . Es war noch nicht eine Woche vergangen , da erhielt er
von der gleichen Firma ein Sehreiben , in welchem er aufgefördert
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wurde , unverzüglich seinen Dienst bei ihr anzutreten . Ueber die
Bedingungen werde man einig werden . Falls er nicht erscheine ,
werde er durch sein zuständiges Arbeitsamt mit Wachdruck darauf
hingewiesen werden , daas er die Stelle unbedingt anzutreten habe . "
Der Mann ist tatsächlich bald darauf abgefahren .

Mitteldeutschland : tin Stuokateur in einem kleinen Betrieb
konnte sich mit seinem Meister nicht vertragen . Br kündigte . Nach
Ablauf der Kündigungszeit gab der Meister das Arbeltsbuch nicht
heraus mit der Begründung , der Geselle könne das Arbeitsverhältnis
nicht lösen , bevor die augenblickliche Arbelt - es handelte sich
um Stuokateurarbelten in einem Kaserne n - Weubau - Komplez , die erst
in einem halben Jahre beendigt seien - vollständig fertiggestellt
sei . DerjGeselle , der sofort anderweitig hätte Arbelt haben können ,
klagte gegen seinen Meister auf Ersatz des ihm entstandenen Lohn -
ausf alles . Das vom Meister zu Hilfe gerufene Arbeitsamt leistete
diesem Hilfestellung nnd versagte die Genehmigung zum Antritt ande¬
rer Arbeit . Trotzdem der Gehilfe geltend machte , dass wegen der
Unverträglichkeit aeinea ' Meiaters ihm ein weiteres Zusammenarbei¬
ten mit diesem nicht möglich sei , stellte das Gericht gleichfalls
fest , dass der Gehilfe nicht das Recht habe , seine Stellung vor
der endgültigen Beendigung der Arbeiten in den Kasernen aufzuge¬
ben .

Es handelte sich hier um einen Kleinbetrieb , in dem Gehilfe und
Meister in enger Zusammenarbeit Hand in Hand arbeiten . Man weiss ,
dass die Umgangsgepflogenheiten solcher kleinen Leute - Gehilfen
wie Meister - oft nicht gerade von bester Art sind . Dass man in
einem solchen Milieu einen Vertragspartner mit Gewalt auf Monate
hinaus in ein Arbeitsverhältnis zwingen will , das in seinen Grund¬
lagen zerstört ist , zeigt , wieweit die Unfreiheit des deutschen
Arbeitnehmers bereits vorgeschritten ist .

Noch schlimmer als die Arbeiter in " zivilen " Arbeitsstellen sind

diejenigen daran , die als Dienstverpflichtete auf Grund der Göring -

Verordnung auf einem " Bauvorhaben der Wehrmacht " arbeiten müssen .

Wenn sie unbefugt ihre Arbeitsstelle verlassen , erwarten sie schwere

Strafen .

Saarpfalz : 9 Monate und 2 Wochen Gefängnis erhielt der 19 - jährige
Wilhelm Rikkens aus Krefeld , der als Dienstverpflichteter an den

Westbefestigungen beschäftigt war . Im November bekam er Helmweh ,
verliess ohne Genehmigung seine Arbeitsstelle und wollte helmtip¬
peln . In Saarlautern und Euskirchen kehrte er ein und verschwand ,
ohne die Zeche zu zahlen . Das erschwerte natürlich sein Vergehen .

Der 29 Jahre alte Gg . Roos aus Würzburg erhielt unter Zubilli¬

gung mildernder Umstände 2 Wochen Gefängnis , weil er im Oktober

unbefugt seine Arbeitsstätte beim Festungsbau verlassen hatte .
Der 31 Jahre alte Heinrieh Bonsack aus Wanne - Eickel wurde wegen

Arbeltsverweigerung zu 3 Monaten Gefängnis verurteilt . Er war

ßienstverpflichteter bei den Westarbelten und verliess zweimal
seine Arbeitsstelle , um sich in die Heimat zu begeben .

Weil er als Dienstverpflichteter die Arbeltsstelle verlassen hat ,
wurde der 22 Jahre alte Kurt Hagemann aus Magdeburg mit zwei Mona¬
ten Gefängnis bestraft . Als er seinen Heimstbesueh gemacht hatte ,
stellte er sich in Worms der Polizei .
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Der 2o Jahre alta Ludwig Baumann war ebenfails Dienstverpflioh -
twtar und unternahm einen ungenehmlgten Heimatbesuoh . Er wurde
mit 3 Wochen Gefängnis bestraft .

Der 31 Jahre alte Peter Claasen aus Herzogenrat verliess ujiba -
fugt seinen Arbeitsplatz beim Festungsbau . Sr erhielt wegen Ver¬
gehens gegen die Verordnung zur Durchführung des Vierjahresplans
6 Wochen Gefängnis . Diese Strafe war durch die Untersuchungshaft
( ! ) verbüsst .

Der 31 Jahre alte Friedrich Annus aus Gelsenkirehen , der vom
Arbeitsamt Zelle zur Arbeitsleistung im Festungsgebiet verpflich¬
tet war , wurde wegen eigenmächtiger Entfernung vom Amtsgericht
Firmasens zu 6 Wochen Gefängnis verurteilt .

Dar 35 Jahre alte Alfred Roman aus Berlin wurde zu 2 Monaten und
2 Wochen Gefängais verurteilt , weil er sich eigenmächtig von sei¬
ner Arbeltastelle , Lager Bruohweiler , als Dienstverpflichteter
beim Festungsbaü entfernt hatte . Der 35 Jahre alte Ernst Bartsch
sds BerHH \ hatte sich aus dem gleichen Lager entfernt und erhielt
ebenfalls " 2 Monate und 2 Wochen Gefängnis . In beiden Fällen war -
die Strafe durch die Untersuchungshaft ( ! ) verbüsst .

Der 52 Jahre alte Paul Reimann aus Dresden und der 31 Jahre
alte Walter Wook aus Berlin waren als Festungsbauarbeiter im Ar¬
beitslager Fischbach bei Dahn untergebracht . Am 11 . November mach¬
ten sie einen Spaziergang auf die Wegelnburg und Hohenburg wobei
sie die Reichagrenze überschritten . Auf dem Bergrücken der Wegeln¬
burg sind in ganz geringer Entfernung voneinander 3 Burgen , die
aber schon auf franz . Gebiet liegen . Wegen unbefugten Grenzüber¬
tritts erhielten die beiden einen Monat und zwei Wochen Gefängnis ,
die durch die Untersuchungshaft verbüsst waren .

Rheinland : Durch die Kölner Presse ging kürzlich folgender Be -
richt : Ein Creher konnte in einem anderen Betrieb eine besser be¬
zahlte Stellung erhalten . Der bisherige Arbeitgeber verweigerte
die Entlassung . Der Arbeitnehmer feierte krank , die Firma bringt
ihn mit Hilfe des Vertrauensarztes bald wieder an seinen Arbeits¬
platz zurück . Kurze Zeit später entsteht an der Drehbank dieses
Gefolgschaftsmitgliedes ein grösserer Schaden , und der Arbeitgeber
behauptet , des Gefolgschafts ' mitglied habe diesen Sehaden aus Wut
über die seinerzeit nicht genehmigte Entlassung absichtlich herbei¬
geführt und übergibt den Mann der Gestapo . Ergebnis : 1/2 Jahr Ge¬
fängnis wegen Sabotage .

Dieser Fall wurde unter der westdeutschen Arbeiterschaft viel
diskutiert . Dass Arbeltern die nachgesuchte Entlassung verweigert
wird und deshalb Unmut entsteht , tritt immer häufiger ein . Will es
der unglückliche Zufall , dass einem Arbeiter in dieser Situation
ein Unglück an Werkzeug - Maschinen oder am Fertigfabrik entsteht
oder hat man innerhalb der Werksleitung das betreffende Gefolg -
schsftsmitglled aus irgendwelchen anderen Gründen auf dem Kieker ,
sc muss er gewärtigen , wegen Sabotags angeklagt zu werden . Ein
deutscher Arbeitnehmer , der Schwierigkeiten mit der Betriebeführung
hat , muss , solange diese nicht völlig aus der Welt geräumt sind ,
in Zukunft also Angst haben , dass ihm ein unglücklicher Zufall
einen Schaden an seinem Arbeitsgerät bringen könnte .

Oberschlesien : Das Beuthner Arbeltsamt , welches stets auf der
Suche nach Arbeltskräften ist und meist die notwendigen Kräfte
durch die deutschen Gewerkschaften in Polen heranholt , hat Mitte
Dezember 2 Arbeitern Arbeltsstellen im Reich zugewiesen . Einer der
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Arbeiter nahm die Arbeit an , der andere weigerte sieh , ins Reich
zu gehen , da er hier eine grössere Familie , 4 Kinder , habe ;
ausserdem sei er eben erst von Staatsarbelten bei der Reichsauto¬
bahn heimgekommen und die Feiertage wolle er bei der Familie ver¬
bringen . Diese Entschuldigung liess man nicht gelten , sondern *
überführte den Mann sofort nach dem Geriohtagefängnis , wo er
innerhalb von 2 Tagen zu 6 Monaten Gefängnis verurteilt wurde .
Das Urteil und der ganze Vorgang selbst , ist dann am Arbeitsamt
durch Aushang bekanntgegeben worden . Wahrscheinlich als Abschrek -
kungsmittel gegen andere Arbeitsverweigerer .

4 andere Arbeiter , die Anfang Dezember die ihnen bei der Auto¬
bahn zugewiesene Arbeit nicht sofort aufnahmen , wurden zu je 6
Monaten Gefängnis verurteilt . In zwei Fällen handelt es sieh um
Arbeiter , die sich zur polnischen Minderheit bekennen .

Auch die Unternehmer setzen sich der Gefahr der Bestrafung aus ,

wenn sie " auch nur versuchen , unter Umgehung der Vorschriften die

Arbeiter zu bekommen , die sie brauchen . So ist der Inhaber einer

grösseren Installationsfirma in Darmstadt zu einer Geldstrafe von

6 . 000 RMk verurteilt worden , weil er Facharbeiter einstellen wollte ,

die er zur Ausführung eines Auftrages dringend brauchte und die in

ungekündigter Stellung waren . Er durfte sie nicht behalten , weil

sie von ihrer Firma und vom Arbeltsamt zurückgefordert wurden . Die

Firma erstattete Anzeige beim Reichstreuhänder . Der Angeklagte

sagte aus , dass er nicht daran gedacht habe , die Leute durch das

Versprechen besserer Arbeitsbedingungen wegzuengagieren . Trotzdem

wurde er wegen Verstosses gegen die Verordnung über die Lohngestal¬

tung vom 25 . 6 . 1938 verurteilt , weil er gewusst habe , dass die

Leute noch im Arbeltsverhältnis standen . Nur mit Rücksicht auf die

Unentbehrlichkeit des Betriebsführers für die Fortführung seines

Betriebes sei nicht eine Freiheitsstrafe , sondern nur eine Geld¬

strafe verhängt worden .

3 ! Die Arbeitskraftreserven

a ) Die Frauen

Mehr noch als bisher und methodischer und gründlicher noch als

während des letzten Krieges werden dort , wo Männer fehlen , Frauen

mobilisiert . Besonders in letzter Zeit wird mit Nachdruck daran ge¬

arbeitet , Frauen in die Produktion einzuspannen . Die systematische

Einreihung der Frau in das Arbeitsheer hat die Deutsche Arbeitsfront

übernommen . Das Amt Soziale Selbstverantwortung , eine Abteilung

der DAF . hat Mitte Januar die Arbeitsausschüsse sämtlicher Wirt -



schaftszweige aufgefordert , daran mitzuwirken . Betriebsfdhrer und

Gefolgschaftsmitglieder sollen aus ihrer täglichen Praxis heraus

Anregungen geben , wie nach der Mobilisierung der letzten männlichen

Arbeitskräfte durch eine verstärkte Beschäftigung von Frauen der

Arbeitseinsatz erleichtert werden kbnnte . Aus den Fragen , die die

Arbeitsausschüsse beantworten sollen , geht hervor , dass alle Mög¬
lichkeiten auf diesem Gebiet ausgeschöpft werden sollen . Es ist

daran gedacht , dass Frauen aushilfsweise an die Stelle ihrer Männer

treten sollen , wenn diese beurlaubt oder zu Wehrmachtsübungen und

staatspolitisohen Dienstleistungen eingezogen sind . Frauen , die

einen Haushalt führen , sollen hslbtagsweise eingesetzt werden . Wo

Möglichkeiten , die Frauen in die Betriebe zu bringen , nicht bestehen

sollen sie mit Heimarbeit beschäftigt und es sollen Helmarbeltsauf -

träge vornehmlieh in solche Gegenden vergeben werden .

Ueber derartige Pläne und ihre Konsequenzen unterrichtet der fol¬

gende Bericht aus Rheinland - Westfalen :

Planmässig werden nach Möglichkeit alle Frauen , die dazu in der
Lage sind , zur Arbeit in den verschiedensten Berufen herangezogen .
Die DAF hat die Aufgabe , in den Betrieben zu untersuchen , wo Män¬
nerplätze von Frauen eingenommen werden können . Ausdrücklich
wird betont , dass es nicht auf irgend einen Arbeitsplatz , sondern
auf den richtigen Arbeitsplatz für Männer wie für Frauen ankomme .
Zur Zelt der grossen Arbeitslosigkeit hatte der Gesichtspunkt Gül¬
tigkeit , dass zunächst der Ernährer einer Fanilie einen Platz ha¬
ben müsse . Diese Zelt sei vorüber . Betriebsführer und DAF hätten
die Aufgabe , an der Entlastung des Arbeitsmarktes durch planmässi -
gen Einsatz der Männerarbeitskräfte zu vordringlichen staatspoli¬
tisohen Aufgaben mitzuwirken .

Im Betrieb sollen die Arbeitsplätze , unter Berücksichtigung der
gesundheitlichen Verhältnisse , zwischen Männern und Frauen aufge¬
teilt werden . Durch die Umbesetzungen werden Aenderungen techni¬
scher Einrichtungen notwendig . Die Verrichtung von Arbeiten an
verschiedenen Werkzeugen , Maschinen und Tischen soll der weibli¬
chen Körperkraft angepasst werden . Diese Umstellungen erfordern
erhebliche Kosten . Fachleute errechnen die Verteuerung der Produk¬
tion allein durch die Umstellung auf Frauenarbeit auf mindestens

. 10 %.
Man denkt daran , das Arbeitstempo zu ändern , z . B. für die Frauen

arbeit das Tempo des Fliesabandes umzustellen . Der Ausfall an
Arbeitsprodukt durch Verringerung des Arbeitstempos soll durch

abermalige Verlängerung der Arbeitszeit wettgemacht werden . Durch
die betrieblichen Umstellungen soll es möglich gemacht werden ,
Frauen selbst in den höchsten verantwortlichen Stellen der Betrie¬
be zu verwenden . Das entspricht ganz und gar nicht dem national¬
sozialistischen Grundsatz , wonach die Kommandostellen dem Manne
gehören . Dass man mit diesem Prinzip bricht , deutet darauf hin ,
dass die Betriebe völlig auf den Kriegszustand vorbereitet werde -
sollen .
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Die nachfolgenden Berichte zeigen , dass die Frauenarbeit stark

zunimmt und dass damit auch beträchtliche Lohnersparnisse zu ver¬

buchen sind :

Sddcfeutschland . 1 . Berieht : Die Frauenbeschäftigung nimmt in un¬
serer Gegend in der letzten Zeit ausserordentlich zu . In einem
Lebensmittelbetrieb mit etwa 3 . 000 Beschäftigten werden jetzt an
Maschinen , an denen früher nur Männer gearbeitet haben , Frauen an¬
gelernt . Männer werden in diesem Lebensmittelbetrieb nicht mehr
neu eingestellt , da das Arbeitsamt nur noch für die Einstellung
von Frauen die Genehmigung erteilt . Dagegen wird das Arbeltstempo
immer toller . Bisher hatten die Maschlnenführerinnen nur darauf
zu achten , dass die Maschine im Gang blieb und keine Stockungen
und Störungen eintraten . Seit drei Tagen müssen sie auch das Ma¬
terial aufsetzen , was bisher ein junges Mädchen machte . Dadurch
wird an jeder Maschine eine Arbeitskraft gespart . Da es sich um
über loo Maschinen handelt , ergibt sich eine Ersparnis von mehr
als loo jungen Mädchen .

Tor 14 Tagen wurde in diesem Betrieb auch die Arbeitszeit ver¬
längert , und zwar auf zehn Stunden täglich . Diese verlängerte Ar¬
beitszeit soll vorläufig bis Ostern dauern . Zuerst dauerte die
Arbeitszelt von 6 Uhr morgens bis 6,lo Uhr abends mit einer Pause
von je einer Tiertelstunde vormittags , mittags und nachmittags .
Da die tägliche Arbeitszeit also mehr als zehn Stunden betrug ,
sollten die Tesperpausen bezahlt werden . Um die Bezahlung dieser
Tiertelstunde zu sparen , wird die Arbeit schon um 17,45 Dhr be¬
endet . Jetzt braucht die Firma die Pausen nicht mehr zu bezahlen .
Die Arbeiterinnen und Arbeiter sind darüber schwer aufgebracht .
Alle sagen , jetzt müsse das Weihnachtsgeschenk doppelt und drei¬
fach verdient werden .

P . Bericht : In den Lonza - Werken in Waldshut , dem ungesündesten
Betrieb in ganz Süddeutschland ( Fabrikation von Karbid und Gift¬
gasen ) werden heute in vielen Abteilungen Frauen eingestellt .

Auch in den Elsenwerken in X. ( Belegschaft über 3 . 000 ) werden
von Woche zu Woche mehr Frauen eingestellt . In einzelnen Abtei¬

lungen , sogar in der Kernmacherei werden in der Mehrzahl Frauen
beschäftigt .

Wasserkante : In den Mecklenburger Flugzeugwerken arbeiten , genau
wie im Kriege , schon viele Frauen als Nieter . Tiele junge arbeits¬
lose Mädchen und Frauen sind aus Wien nach diesen Fabriken ver¬
schickt worden , um hier als Nieterinnen ausgebildet zu werden . Die

anfängliche Begeisterung darüber , endlich wieder Arbeit zu bekom¬

men , ist bald geschwunden , well diese Arbeit sehr schlecht bezahlt
wird . Auch die Akkordsätze sind ganz niedrig .

Danzig : Für die kommende Sommersaison in Zoppot , die angeblich
ausserordentlich viele KdF - Reisende nach Zoppot bringen soll , ist
die Ausbildung von etwa loo jungen Mädchen als Kellnerinnen ge¬
plant . Tiele Danziger Kellner , die arbeitslos waren , sind nach
dem Reich zum Strassen - und Befestigungsbau abkommandiert worden .
Offenbar wird beabsichtigt , auch jetzt noch erwerbslose Kellner
für immer ihrem Beruf zu entziehen und sie ständig für staatspoli¬
tisch wichtige Aufgaben zu beschäftigen . Kellner , die in Danzlg
selbst noch Arbeit haben , fürchten , zur Aufgabe ihres Berufs ge¬
zwungen zu werden .
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b ) Arbeiter aus dem Auslande

Mehrfach wurde in den Berichten gemeldet , dass in grossen Massen

ausländische Landarbaltey , besonders aus Italien , aber auch der

Tschechoslowakei und aus Polen , zur Auffüllung der Lücken , die die

Landflucht aufreisst , nach Deutschland gezogen werden ( siehe Heft

4/5 1938 , Seite A 1 - 5 , Heft 6/1938 , Seite A 14 ff . , Heft 7/1938 ,
Seite A 48 ) . Neuerdings bemüht man sich nach Kräften , soviel Arbei¬

ter , wie man im Ausland auftreiben kann , auch für niohtlandwirt -

schaftliche Arbeiten zu importieren . Zu diesem Zweck werden Abkommen

mit ausländischen Regierungen abgeschlossen .

Bereits im September wurde eine Vereinbarung zwischen DAF und der

Fasoistischen Industriearbeiterförderation getroffen , wonach 6 . 000

oberitalienisehe Bauarbeiter bei den Bauarbelten für die Hermann -

Görlng - Werke im Eisenerzgebiet von Salzgitter und für die im Bau be¬

findliche " Stadt des KdF - Wagens " bei Fallersleben beschäftigt werden

sollten . Die Verträge mit den rund 2 . 500 für Fallersleben bestimmten

Italienern , die bis 2o . November 1938 befristet waren , sind bis 2o .

März 1939 Ve ) ylbngert worden . Ihnen war freigestellt worden , im Win¬

ter nach der Heimat zu fahren und im Frühjahr nach Deutschland zu¬

rückzukehren . Davon hatten I . 500 Arbeiter Gebrauch gemacht , sie sind

aber durch die gleiche Zahl anderer italienischer Arbeiter ersetzt

worden , die inzwischen aus Italien abgereist sind . Ende Dezember

hatte Ley mit dem Präsidenten Cianetto vereinbart , dass 30 . 000

Italienische Bauarbeiter im Laufe der nächsten Zeit für Deutschland

bereitgestellt werden . Im Laufe des Januars sind bereits erneut

I . 300 italienische Arbeiter in Fallersleben eingetroffen . Im Februar

und März werden weitere 2 . 400 Italiener bei den dortigen Bauarbeiten

eingesetzt werden .

Der Marmor , mit dem die neue Reichskanzlei und die Bauten des

Relehsparteitagsgebäudes üppig ausgestattet worden sind , stammt aus

Marmorbrüohen im Gau Salzburg . Dorther soll auch der Marmor für das

Richard Wagner - Nationaldenkmal in Leipzig bezogen werden . Da es im

Gau Salzburg seit langem keine Marmorfacharbeiter mehr gibt , sind

2oo italienische Spezialarbeiter herangezogen worden , darunter auch

solche aus den Marmorbrüchen von Carrara .

Mit der Tschechoslowakei ist im Januar ein Abkommen über die Ver -
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mittlung tschechoslowakischer Arbeiter nach Deutschland abgeschlos¬
sen worden . Das Abkommen soll in Kraft treten , wenn die Frage der

Transferierung der Löhne geklärt ist . Es handelt sich hauptsächlich
um Landarbeiter , Bergleute und Metallarbeiter . Ihre Zahl steht noch

nicht fest . In Prag rechnet man damit , dass von den rund 14 . 8 . 000

Arbeltslosen , die im Dezember festgestellt wurden , 40 . 000 in Deutsch¬

land beschäftigt werden .

Zur Werbung von deutschen Staatsangehörigen , die im Ausland arbei¬

ten , und von ausländischen Arbeitern wird im Ausland eine sehr inten¬

sive Propaganda betrieben , zugleich in Gestalt einer Propaganda fär

Hitlerdeutschland öberhaupt . Darüber liegen folgende Bericht aus

Westdeutschland vor :

I . Bericht : Im Westen werden grosse Anstrengungen gemacht , um
ausländische Arbeltskräfte nach Deutschland zu ziehen . Im Rheinland
gibt es bereits jetzt ungefähr 34 . 000 ausländische Arbeitskräfte ,
in Westfalen 17 . 000 .

Aus holl3hdlsch - und belgisch - Limburg gehen in den letzten Wo¬
chen ausserordentlich viele Bergarbeiter nach Deutschland , ins
Wurmgebiet und ins Ruhrgebiet . Dabei handelt es si . ch nicht nur um
deutsche Arbeiter , die in den Jahren der Erwerbslosigkeit aus dem
Lande gegangen waren , sondern auch um Italiener , Polen , Tschechen
und ehemalige Oesterreicher . Die Werbung unter den in Holland und
Belgien wohnenden Bergarbeitern besorgt die DAF , die in den genenn¬
ten Gebieten sieh leider völlig frei entfalten kann .

2 . Bericht : Die Belegschaftsstärke auf den 13 Sehaehtanlagen des
Wurmgebiets beträgt ungefähr 2 . 7oo . Die Befestigungsarbeiten an
der Westgrenze zwangen dazu , ungefähr 2 . 000 Bergarbeiter herauszu¬
nehmen und sie bei den Befestigungsbauten zu beschäftigen . Da aber
die Kohlenproduktion nicht stocken sollte , so holte man sich Berg¬
arbeiter aus Holland und dem belgisch - luxemburgischen Gebiet . Man
lockte sie mit allerlei Versprechungen über die Grenze . Die Werbung
besorgten die Propagandastellen der DAF , unterstützt von den west¬
deutschen Zeitungen , die in diese Gebiete gelangen . Da wurden die
Schönheit der deutschen Arbeltsplätze , die sanitären Einrichtungen
( die ja wirklich oft besser sind als im Ausland ) , der angeblich

höhere Lohn - aber nicht die höheren Preise - und vor allen Dingen
die " Ehre des deutschen Arbeiters " hochgepriesen .

So kam es , dass ungefähr I . 300 ausländische Bergarbeiter über die
Grenze gingen , davon waren 9 ° ° Holländer , die übrigen Italiener ,
Jugoslawen , Polen, . Oesterreloher und Sudetendeutsche . Viele waren
bald ernüchtert . In Deutschland wurden sehr viel höhere Leistungen
verlangt , es gab die Zwangsüberstunden , die vielfältigen hohen Ab¬

züge vom Lohn und viele andere Dinge , die bei der Werbung natürlich
nicht erwähnt waren . Da kehrten die meisten schnell wieder in ihre
Heimat zurück .

3 . Bericht : Für die Deutschen , die , veranlasst durch die intensive

Propaganda im Ausland , aus Holland und Belgien ins Rheinland zurück¬

kehren , ist in der Strasse der SA in Düsseldorf ein Rückwanderungs -
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amt eingerichtet norden . Dort nerden alle aus dem Ausland zurück¬
kehrenden deutschen Staatsangehörigen aufs genaueste geprüft .
Selbstverständlich hat sich da auch die Gestapo eingerichtet . Wenn
man einem Rückwanderer eine gegen den Nazismus gerichtete oder als
solche auszulegende Tätigkeit nachweisen kann , wird er in Unter¬
suchung gesteckt . Die , denen man nichts nachweisen kann , kommen
vorerst mit ihren Familien ins Obdachlosenasyl in der Hohen Stras¬
se .

Beim Rückwanderungsamt müssen sich auch die Ausländer melden ,
die auf die Werbung hin , die besonders unter den ausländischen
Bergarbeitern erfolgt , nach Deutschland fahren . Sie werden nicht
nur auf ihren politischen , sondern auch auf ihren körperlichen
Zustand untersucht . Die Kontrolle aller aus dem Ausland kommenden
Arbeiter ist sehr streng .

4 . Bericht : Mit einer sehr intensiven Propaganda wird unter den
deutschen , tschechischen , ungarischen , jugoslawischen und italie¬
nischen Bergarbeitern im Ausland für die Arbeitsaufnahme in
Deutschland geworben . Dabei wird ihnen die Lage in Deutschland in
den rosigsten Farben dargestellt . Als Lockmittel erzählt man den
BergarbeHem von dem hohen Lohn , der in Deutschland bei den Berg¬
arbeitern je Schicht 9,5 ° RMk betrage , von der 8 - stündigen
Arbeitszelt , von den Gedlngelöhnen und der Abwicklung der Arbeit ,
die so festgesetzt sei , dass jeder Bergarbeiter seinen Lohn ohne
Ueberanstrenging verdienen könne . Man erzählt den Bergarbeitern von
der Freizeitgestaltung , von den Reisen der DAF , von dem Werk Schön¬
heit der Arbelt usw . , von den wunderbaren sozialen Leistungen des
Dritten Reichs , so dass tatsächlich manche Arbeiter verlockt werden
und sich anwerben lassen .

Eine besondere Werbestelle für die Vermittlung von Arbeitskräften
nach Deutschland befindet sich im Zentrum des belgisoh - limburgi -
schea Kohlenreviers , in dem Städtchen Eisden , das in der Nähe der
belgisch - holländischen Grenze liegt . Der deutsche Staatsangehörige
Horn , Oudeban 24 in Limburg ist der Leiter dieser Werbestelle . Die
Auswahl und Annahme der Bergarbeiter geschieht auf folgende Weise :
sind mehrere Arbeiter ausgewählt , so erscheint aus Düsseldorf ein
Beamter des sogenannten Rückwanderungsamtes in Düsseldorf , der
wahrscheinlich ein Gestapobeamter ist . Er prüft nicht nur auf der
Werbestelle die Personalien der Leute , sondern er besucht sie
such in ihren Wohnungen . Er sieht sich die Familie und alle näheren
Umstände an und entscheidet schliesslich , wer angenommen und wer
abgelehnt ist . Allein von seiner Entscheidung hängt die Einreise
nach Deutschland ab .

Es fahren fast täglich Bergarbeiter aus dem Gebiet in Belglsoh -
Limburg nach Deutschland . Meist handelt . es sich um die Familien
von Spezialarbeitern . Auch die nichtdeutsohen Arbeiter im belgi¬
schen Kohlenrevier werden für Deutschland geworben . So ging in den
letzten Tagen ein Transport Ungarn , Polen und Tschechen ab . Eine

ganz besonders energische Werbung wird unter den ehemaligen Oester -
reichem betrieben . Ihnen wird nicht nur die Beschaffung von gut¬
bezahlter Arbeit versprochen , es wird ihnen auch ' Fahrgeld und
Zehrgeld gezahlt und ausserdem werden ihnen die Möbeltransport¬
kosten ersetzt . Die Entschädigungen , die bis zum Heimatsort gw - -
zahlt werden , kommen im deutschen Konsulat zur Auszahlung .
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Die Beschäftigung ausländischer Arbeiter erfordert Devisen fir die

3aträge , die die Arbeiter ihren Familienangehörigen nach Hause schik -
ken . Daher ist diese Reserve nur in begrenztem Masse benutzbar . Wie

sehr man darauf bedacht ist , bei der Beschaffung ausländischer Ar¬

beiter Devisen zu sparen , zeigt der nachstehende Bericht aus PanziK :

Die unhaltbaren Verhältnisse , die für die in Deutschland be¬
schäftigten I5 . 000 Danziger Arbeiter und ihre in Danzig verbliebe¬
nen Familien dadurch eintraten , dass gegen Ende des vorigen Jahres
die neben den üblichen Lohnanteilsüberweisungen bisher gestattete
monatliche Ueber�eisung von 10 Reichsmark ( Passgeld ) an die Fami¬
lien in Danzig in Fortfall kam , haben die Reichs - und Danziger
Behörden zu einer Revision ihres Standpunktes gezwungen . Bisher
durften die Arbeitgeber im Reich , bei denen Danziger arbeiten ,
von dem durch den betreffenden Arbeiter verdienten Lohn wöchent¬
lich 10 RM für die Familien nach Danzig überweisen . Für Familien
mit drei und mehr Kindern war bisher die wöchentliche Ueberwei -
sung von 12 , 50 RMk gestattet . Dazu kam dann das Passgeld in Höhe <
von monatlich 10 RM. Nunmehr ist die Regelung getroffen worden ,
dass in Zukunft anstelle von 10 RM wöchentlich 12 , 50 RM, anstelle
von 12,5o RM 15 RM Lohnanteil überwiesen werden dürfen . Dadurch
ist angeblich ein Ausgleich des Passgeldes erfolgt . So ist es in
Danzig veröffentlicht und auch den Arbeitern gesagt worden . Nicht
veröffentlicht wurde jedoch ein Rundschrelben des Landesarbeits -
ahtes an die Arbeitgeber im Reich , dass die oben wiedergegebenen
Anweisungen enthielt , in dem aber ausserdem mitgeteilt wurde , dass
die Ueberweisung höherer Wochenbeträge in keinem Falle gestattet
sei . Bisher durften die Arbeiter durch ihren Betrieb mit besonderer
Genehmigung auch besondere Zulagen teilweise nach Danzig überwei¬
sen , so Ueberbrückungsgeld , Schlechtwetter - Zulage , Kleiderzulage und
ähnliches mehr . Das kommt in Zukunft in Fortfall . Tatsächlich han¬
delt es sich also bei den neuen Anordnungen nicht um einen Aus¬
gleich , sondern um eine Schlechterstellung , die allerding nur einen
Teil der Arbeiter betrifft .

Die Familien in Danzig bekommen aber auch die überwiesenen Beträ¬

ge durchaus nicht pünktlich ausgezahlt . Es gibt Fälle , in denen
einzelne Familien mit der Zuweisung des Geldes aus Deutschland bis
zu 6 Wochen im Rückstand sind . Sie fallen dann dem Wohlfahrtsamt
zur Last , falls dieses ihnen zu Hilfe kommt , was durchaus nicht
immer der Fall ist . Auf dem Arbeitsamt und auf dem Wohlfahrtsamt in
Danzig spielen sich wegen dieser Rückstände täglich kleine Revolu¬
tionen ab . Die Frauen der Deutschlandfahrer schlagen in den Büros
Krach und nehmen durchaus kein Blatt vor den Mund .

Im ganzen ist die Stimmung unter den in Danzig lebenden Familien ,
deren Männer im Reich arbeiten , sehr sohlecht . Abgesehen von dem

ständigen Mangel an Geld , der sich aus den geringen Ueberwelsungs -
quoten und aus der Unp ' inktlichkeit der Zahlungen ergibt , wird durch
die monate - und jahrelange Trennung der Ehepaare manche Familie
vollkommen zerrüttet . Die Frauen stehen in dem Buf , ihren Männern
während ihres Fernseins nicht treu zu bleiben , was sicherlich auch
in zahlreichen Fällen zutreffen mag , aber ganz ungerechtfertigt
verallgemeinert wird . Umgekehrt ist es keine Seltenheit , dass die
Männer sich im Reich auch Freundinnen anschaffen . Ich kenne Fälle ,
in denen die Frauen in Danzig plötzlich kein Geld erhielten , well
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der gesamte Lohn des Mannes für Alimente fdr ein uneheliches Kind
gepfändet star .

Trotzdem ist nicht daran zu denken , dass das Verschiokungssystem
Danziger Arbeiter nach dem Reich in Zukunft nachlässt . Im Gegen¬
teil erhöht sich die Zahl der Deutschlandfahrer von Monat zu Mo¬
nat . In letzter Zelt sind in Massen Landarbeiter , hauptsächlich
aus dem Kreise Danziger Höhe , in dem der Grossgrundbesitz äber -
eiegt , nach dem Reich geschickt worden . Die Landarbeiter kommen
fast ausschliesslich zum Autobahnbau . Es besteht nach wie vor
äbrigens die Anweisung , dass Danziger Arbeiter nicht zu Befesti¬
gungsarbeiten , wo auch immer , herangezogen werden ddrfen . Es be¬
steht die Absieht , noch weitere Landarbeiter nach dem Reich aus
Danzig zu tiberftihren . Von leitenden Nazis wird erklärt , dass an
ihrer Stelle in diesem Jahre Tausende von italienischen Arbeltern
als Landarbeiter nach Danzig kommen . Die Bauern sind davon keines¬
wegs entzGokt , wann sie auch niedrigere Löhne zahlen . Ein vollwer¬
tiger Ersatz für die mit den Bodenverhältnissen weit besser ver¬
trauten einheimischen Arbeiter dürften die Italiener nicht sein .

Anders steht es bei den Facharbeitern : Auch in Danzig , wo die
Industrie zum grossän Teil mit deutschen Rüstungsaufträgen be¬
schäftigt ist , herrscht bereits erheblicher Facharbeitermangel .
Ich kenne einen Maschinenschlosser , der durch Verbindungen im
Reich eine gute Arbeitsstelle erhalten hatte . Er hatte bereits
diese Arbeitsstelle angetreten , bekam aber dann die Genehmigung
zur Aufnahme der Arbelt nicht . Nach einem umfangreichen Schrift¬
wechsel zwischen den deutschen und den Danziger Behörden musste
er wieder nach Danzig fahren , weil er die sogenannte Abwanderungs¬
genehmigung durch das Landesarbeitsamt in Danzig nicht erhalten
hatte . Er musste Reise und Aufenthalt selbst bezahlen .

Solohe Fälle sind keine Seltenheit . Das Danziger Arbeitsamt ist
scharf hinterher , Facharbeiter in Danzig zu behalten und sie auf
keinen Fall ins Reich gehen zu lassen . Wenn die Arbeiter , die eine
Stelle im Reich in Aufsicht haben , die sogenannte Abwanderungsge¬
nehmigung in Danzig beantragen , haben sie ausserordentliche Schwie¬
rigkeiten und meist fallen die Bemühungen fruchtlos aus .

c ) Die letzten Arbeitsreserven

Fir alle Arbeiten , für die Vollarbeiter nicht unbedingt gebraucht

werden , sollen minderieistungsfähige Kräfte herangezogen werden . Zu

diesem Zweck wird auf alle die zurückgegriffen , die entweder in

Berufen beschäftigt sind , die für übersetzt oder überflüssig ange¬

sehen werden , oder die ohne Beruf oder aus ihrem Beruf bereits ausge¬

schieden sind . Das Handwerk und der Handel werden ausgekämmt , Greise

und Gebrechliche , Arbeitsseheue und Strafgefangene für die Arbeits - .

armee mobilisiert . Diese Mobilisierung ist für den Kriegsfall beson¬

ders wichtig , weil es sich bei diesen Arbeitskräften zum grossen

Teil um Menschen handelt , die für den Kriegsdienst nicht tauglieh

sind .



In der Zeitschrift " Ortskrankenkasse " gab Ministerialrat Dr , Münz

Tom Relohaarbeitsministerium einen Ueberbliok darüber , was in der

Suche nach der Arbeitskraft bereits geschehen ist und noch geschehen

kann . Das Handwerk , besonders die kleinen selbständigen , sogenannten

Einmannbetriebe , sei im grossen und ganzen durchgekämmt . Dabei seien

I04 . 000 Handwerker als Facharbeiter für die Industrie freigeworden .

Jetzt werde man an den Einzelhandel denken , der zweifellos an vielen

Orten übersetzt sei . Auch die Stellen des Staates , der Partei und

ihrer Organisationen seien darauf zu prüfen , ob dort nicht Fachkräf¬

te vorhanden sind .

Da unter den bei Behörden Beschäftigten der Prozentsatz der Be¬

rufsfremden , die als Fachkräfte in der Industrie beschäftigt werden

könnten , t�esonders gross ist , hat Göring Anfang Januar in einem Er -

lass darauf hingewiesen , es habe sieh vielfach gezeigt , dass die Be¬

triebsführer oder Leiter der Behörden mit einem Abgang dieser Kräfte

einverstanden waren , während die davon Betroffenen sich nicht zu

einer Rückkehr in ihre frühere Tätigkeit entschliessen konnten . Des¬

halb soll zunächst mit den für eine Rückführung in ihren bisherigen

Beruf in Frage kommenden Kräften verhandelt und diese nachdrücklich

darauf hingewiesen werden , dass sie persönliche Wünsche den staats¬

politischen Notwendigkeiten unterzuordnen haben . Erst nach diesen

persönlichen Verhandlungen sollen diese Kräfte den Arbeitsämtern an¬

gegeben werden , damit dann diese den bisher berufsfremd beschäftig¬

ten Personen einen geeigneten Arbeitsplatz anweisen können .

Es wird also mit den Beamten hier schonender verfahren als mit

anderen Kategorien von Arbeitnehmern . Wie gross die Schwierigkeit

ist , gerade diese grosse Arbeitsreserve zu mobilisieren , zeigen die

folgenden Berichte ;

Berlin : Die Arbeitszeit ist in der Justizverwaltung und in der
Finanzverwaltung nicht verlängert . Es wird von den Beamten auch
keine höhere Arbeitsleistung verlangt . In der Justizverwaltung
haben sie sogar offensichtlich weniger zu tun . Ausserdem ist aber
der Beamteoapparat in fast allen Verwaltungen stark vergrösseit
worden , vor allem bei den Finanzämtern . Während auf den Finanzäm¬
tern früher jeder Beamte einen Steuerbezirk bearbeitete , ist jetzt
jeder Steuerbezirk auf 2 - 3 Sachbearbeiter verteilt . In den Ber¬
liner Bezirksverwaltungen ist die Verwaltung um mi - idestens ein
Drittel vermehrt worden . Zumeist werden die neuen Arbeitskräfte
als Angestellte aufgenommen , weil keine Behörde na : h aussen er¬
kennen lassen will , wie stark sie sich vermehrt hat . So verfäh - t
z . B. auch die Stadt Berlin .
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Yn allgemeiien fehlt es an geeigneten Beamtenmaterial ; die Er -
. ; " risen mit Militäranwärtern , ehemaligen Betriebsfahrern usw .

Snd nicht sehr günstig . Mindestens 1/4 von ihnen hat sich nicht
bewahrt und musste nieder entlassen werden .

Ohne Frage sind in der Verwaltung noch viel Arbeitsreserven vor¬
handen . Aber die meisten Verwaltungen wehren sich energisch gegen
das Durchkämmen , weil davon in erster Linie die neueingereihten
Angesteilten betroffen würden , die fast alle Nazis sind . Wie gross
die Aufblähung des amtlichen Apparats ist , ergibt sich z . B. daraus ,
dass das Luftfahrtministerium allein fast lo . ooo Leute beschäftigt .
Kommt man in dieses Ministerium , so hat man den Eindruck , dass
ein grosser Teil der Angestellten nichts zu tun hat . Aehnlich lie¬
gen die Dinge im Fropagandaministerium .

Bayern : Ein junger Amtsgerichtsrat , Nationalsozialist , SA - Führer ,
grosser Idealist , etwa 40 Jahre alt , Vorsitzender einer Abteilung
für Zivilprozess - Sachen am Amtsgericht einer Grosstadt , äusserte
vor kurzem folgendes zu mir : " Zweimal in der Woche habe ich
eine Sitzung wahrzunehmen ; die dauert meist 1 1/2 bis 2 Stunden .
An den übrigen 4 Wochentagen fahre ich vormittags gegen 11 Uhr
mal mit meinem Wagen auf einen Sprung vor Gerloht vor , sehe nach ,
was in meiner Abteilung zu tun ist . Nach einer viertel , spätestens
einer halben Stunde verlasse ich schon wieder das Gericht . Mein
Tagewerk ist vollbracht . ( Anmc Der Justizbeamte . vom Amtsrichter
aufwärts , hat keine vorgeschriebene Dienstzeit . )

So geht das schon seit Jahren . Dabei bin ich nicht einmal ein
bevorzugter Richter , denn uns jungen Leuten schiebt man gern die
umfangreichsteh Arbeiten zu . Mich steckt man überall dahin , wo
mal schnell einer einspringen muss . Ueberau das gleiche Bild .
So ist das auch bei den anderen hunderttausend Beamten des höheren
Dienstes in Deutschland .

Dieses Faulenzen befriedigt mich durchaus nicht . Ich habe mir
meine Lebensaufgabe anders vorgestellt , wirklich als einen Dienst
an der Gemeinschaft . So , wie das jetzt ist , habe ich immer das
bittere Gefühl , ich sei ein Parasit an der Gemeinschaft . Diese
Friedhofsstille in unseren riesigen Behördenpalästen ist beschä¬

mend , wenn man bedenkt , wie draussen das Volk jetzt während der
Aufrüstung sein letztes an Arbeltsleistung und Höchsttempo her¬

gibt .
Aber tragen Sie diese Gedanken einmal den Kollegen vor , etwa

den älteren Amtsrichtern . Man würde für einen Irrsinnigen gehalten
werden . Man sieht durchaus nichts Unrechtes darin , dass die Arbelt
einen so geringen Umfang hat . Gerade darum hat man ja den Beamten¬
beruf gewählt . Viele bringen sogar den Mut auf , über unsere um¬

fangreiche Arbeit zu klagen . Man gab mir auch schon die Antwort ,
es gäbe ja einzelne überlastete Richter und " ersoffene " Abteilun¬

gen . Ich könne mich ja in eine solche melden .
Sicher , es gibt - durch Desorganisation und die Unbewegllchkeit

des Apparates - zeitweise überlastete Abteilungen und es gibt
Richter , die durch unpraktische bürokratische Arbeitswelse sich
nicht durohf Inden . Die Mehrzahl meiner Kollegen - kommt mit der

gleichen Arbeitszeit aus wie ich . Es gibt aber auch Kollegen in
meiner Abteilung , die brauchen - bei der gleichen Prozesszahl -
die dreifache Zeit und mehr für Sitzungsdienst . Ich könnte das
auch so machen . Aber ich bin der Ueberzeugung , dass ich meine Ar¬
beit sehr zweckmässig erledige . Strecke ich meine Arbeit , so ver -
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mehre ich die Arbelt der mir zur Mitarbeit zur Terfügung stehenden
Unterbeamten im selben Masatabe , �as wieder zur Vermehrung des
Beamtenstabes beitragen würde . - loh könnte verlangen , dass mir
mehr übertragen würde , aber ich würde dadurch nur die Faulheit
eines anderen Kollegen stärken . Bs geht mir nicht darum , dass ich
selbst mehr Arbeit bekomme , sondern dass insgesamt mehr geleistet
wird . Dies kann nur dadurch erreicht werden , dass alle Mitarbei¬
ter zum Opfer der Arbeit bereit sind . Helfen könnte nur ein radi¬
kales Herunterdrücken der Beamtenzahl auf einen gesunden Stand
und Ueberführung der eingesparten Arbeitskräfte auf die laufend
neuentstehenden Behördenverwaltungen . Notwendig wäre , dass diese
Aktion gleichzeitig von unten aus der Beamtenschaft selbst heraus
und�TKon oben herab , von der Regierung käme . "

Deutsche Beamte mit diesem Ideallsmus und dieser bitteren Er¬
kenntnis sind sehr selten .

Die Angabe dieses Richters über seinen Arbeitsumfang - in Stun¬
den ausgedrückt - dürfte bei praktischer normaler Arbeitsweise für
die Mehrzahl der Beamten des höheren Dienstes in Deutschland ,
auch bei den übrigen Behörden ausserhalb der Justiz zutreffen .

Diese geringe Arbeltsleistung - bis zwei Stunden täglich - dürfte
sogar bis weit in die Reihen der Beamten des mittleren Dienstes
kaum höher sein . Die der mittleren Beamten ist im Durchschnitt
kaum höher als drei Stunden täglich . Selbst für die Beamten des
unteren Dienstes - sie rekrutleren sich meist aus freien Vertrags¬
angestellten , und ihnen - wird von der mittleren Beamtenschaft die
Hauptarbeitsleistung zugeschanzt - dürfte eine Arbeitsleistung bis
täglich 4. Stunden die Regel sein .

Der Berichterstatter arbeitete während der letzten zwei Jahr¬
zehnte bei verschiedenen . grossen Behörden , in den verschiedensten
Gegenden Deutschlande und hat überall die gleichen Beobachtungen
gemacht . Der Angestellte , der zum erstenmal aus einem Privatbe¬
trieb in einen Behördenbetrieb kommt , kann sich zunächst von d�m
Erstaunen kaum erholen über das Arbeitstempo , das geringe Mass
der geforderten Arbeit und die Bewegungsfreiheit während der Ar¬

beitszeit , die unpraktischen Arbeitsmethoden und die veralteten
büroteohnischen Praktiken .

Bei der mittleren , selbst bei der unteren Beamtenschaft herrscht
alles andere als Pünktlichkeit beim Arbeitsbeginn und Arbeitsende .
Dass der Arbeitsplatz während der Arbeitszeit so häufig verlassen
wird , wäre in Privatbetrieben undenkbar . Allgemein üblich sind
während der Arbeltszeit ausgedehnte Zeltungs - und sonstige . Lektüre ,
stundenlange Privatdebatten , stundenlanges Entfernen vom Arbeits¬

platz oder Verlassen des Dienstgebäudes ; üblich ist das unnötige
lange Wartenlassen der hilfesuchenden Volksgenossen . Man quält
sich die vorgeschriebenen Arbeitsstunden herum . Der Sinn der Re¬

gierungsanordnung , die diese Qual jetzt auf $ 1 Stunden wöchentlich

verlängert , ist der Mehrzahl der Beamten unbegreiflich .

Die Anwendung moderner Arbeitsmess - und Kontrollsysteme in den
Behördenbetrieben würde haarsträubende Ergebnisse über die Ar¬
beitsleistung haben . Sie würde erweisen , dass so ' mancher Arbeits¬
platz wirklich nichts welter ist als ein an einigen Stunden am

Tage besetzter Stuhl . Mit der Einführung moderner Arbeitsmess -
systeme würde die Welt der Behördenbürokratie zusammenstürzen .
Mindestens zwei , oft sogar drei und vier Arbeitsplätze müssten zu
einem einzigen zusammengelegt werden .



Schuld an dieser mehrfachen Uebersetzung des deutschen büro¬
kratischen Apparats sind die mittelalterlichen Arbeitsmethoden ,
die noch in der Mehrzahl der Verwaltungen angewendet werden . Sie
lassen keine vernünftige Arbeitseinteilung und keine Kontrolle der
wirklichen Arbeitsleistung des Einzelnen zu . In Riesenbetrieben
dieser Art ist aber Mechanisierung , Rationalisierung und ständige
Kontrolle der Arbeitsleistung im Interesse der Volksgesamtheit
unbedingt zu fordern .

An zwei Beispielen lässt sich die büro - und arbeitstechnische
Rüokständigkelt Innerhalb der deutschen Behördenbetriebe deutlich
aufzeigen ;

1 ) Bürotechnik : Schnellhefter und moderne Briefablagen kennt
man z . B. bei den deutschen Gerichten noch nicht . Wie im Mittelal¬
ter herrschen hier noch Heftnadel und Heftfaden .

2 ) Arbeltstechnik : Alles Schriftwerk , Briefe usw . müssen zweimal
geschrieben werden . Das erste Mal schreibt der Dezernent , ganz
wie in der guten alten Zeit , fein säuberlich mit der Hand vor
und der Schreiber schreibt dann ab .

Die vor wenigen Jahren versuchte Einführung der Stenographie
in die Behördenbetriebe ist mlsslungen . Dieser Versuch , von der
Betfmtenbürokratie durchgeführt , hat nur Mehrarbelt gebracht , also
das Gegenteil von dem . was Stenographie für den kaufmännischen Be¬
trieb bedeutet . Einzelne moderne kaufmännische Hilfsmittel , von
weltfremden Bürokraten auf diesen . veralteten Apparat aufgepfropft
müssen Durcheinander bewirken .

Notwendig wäre die Einführung modernster , kaufmännischer und
bürotechnischer Verwaltungsgrundsätze , ausprobiert und eingeführt
von Organisatoren und Fachleuten aus der Praxis , keinesfalls aber

von Bürokraten . Aus der Bürokratie selbst aber kann eine Reorga¬
nisation nicht kommen . Sie selbst hat ja die Aufblähung des Appa¬
rates verschuldet ; jeder einzelne Beamte hat dazu beigetragen - Das
Beamtentum hat sich der ihm - besonders unter der Weimarer Repu¬
blik - gewährten Bewegungsfreiheit unwürdig erwiesen . Die Unkon¬
trollierbarkeit der Arbeitsleistung infolge der rückständigen Ar¬
beitstechnik hat jeder einzelne Beamte , der untere , der mittlere ,
der höhere ausgenutzt , um den ihm zugeteilten Arbeitsanteil auf
ein Minimum herunterzudrücken . Jeder einzelne Beamte ist zudem

bemüht , die Notwendigkeit seines Arbeitsplatzes zu beweisen . Dieser

schwerfällige Apparat sträubt sich mit Händen und Füssen gegen
jede Verkleinerung . In den letzten zwei Jahren , als die Rüstungs¬
industrie und sonstige neuentstandenen oder mit Hochdruck arbei¬
tenden Betriebe Angestellte in grösserem Umfange zu teilweise gu¬
ten Bedingungen einstellten , wechselten viele niohtbeamtete Be¬

hördenangestellte zur Industrie zurück . Dort drängt man bei Neu¬

einstellungen auf möglichst sofortigen Stellenantritt . In letzter
Zeit machen die Behörden diesem Wechsel bereits Schwierigkeiten ;
sie bestehen auf Ei . haltung der meist vlelmonatigen Kündig &ngs -
zeiten . Obwohl die vorhandenen Kräfte bei weitem nicht ausreichend

beschäftigt sind und die freigewordenen Stellen hiebt wiederbe¬

setzt zu werden brauchten und durch Zusammenlegung eingespart wer¬
den könnten , besetzt man sie wieder , soweit Kräfte zu bekommen
sind . Man muss und will den bisherigen Kräftebestand um jeden
Preis halten .
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Die Reorganisation der riesigen Behördenbdrokratie durfte
allerdings eine der schwierigsten Aufgaben des Hitlerregimes wer¬
den . Den Beamten , insbesondere den mittleren und höheren , zum
Wohle der Tolksgesamtheit eine gleiche Arbeitsleistung zuzumuten ,
wie sle�von nichtbeamteten Menschen als selbstverständlich ange¬
sehen wird , würde die Welt , eines Standes zusammenbrechen lassen .
Hitler , indem er der Beamtenschaft Mehrarbeit zudiktierte , Wörde
sich den Beamtenstand , die " 3 . Säule des Staates " zum erbitterten
Feind machen . Wird er , der sich in anderen Fällen so röcksiohts -
los gezeigt hat , hier durchdringen ?

3 . Bericht : Aus Köln wird mitgeteilt , dass in verschiedenen
Böros , auch in städtischen , besonders aber in den Arbeitsämtern ,
wo der Apparat nicht in dem gleichen Tempo abgebaut wurde , wie
die Arbeitslosigkeit abnahm , Erhebungen und Feststellungen getrof¬
fen wurden , wer von den Angestellten herausgenommen und in Fabri¬
ken untergebracht werden könnte . Es handelt sich in erster Linie
um jöngere Kräfte , die eventuell als Maschinen - und sonstige
Hilfsarbeiter beschäftigt werden können . Vornehmlich wird auf
Angestellte zurückgegriffen , die früher einen handwerklichen Be¬
ruf ausgeübt haben .

Obwohl das Handwerk von Dr . Münz als bereits durchgekämmt bezeich¬

net worden ist , hat der Reichswirtschaftsminister am 28 . Februar

eine Verordnung erlassen , wonach die nicht auf dem richtigen Arbeits¬

platz stehenden oder nur unvollständig mit ihrer Arbeitskraft in

Anspruch genommenen - Handwerker für einen zweckvolleren Arbeitsein¬

satz herangezogen werden sollen . Es sollen die Handwerker herange¬

zogen werden , die zur Führung eines selbständigen Handwerksbetriebs

nicht fähig sind und die , für deren Betrieb kein volkswirtschaft¬

liches Bedürfnis besteht . Die Verordnung soll bis 31 . Dezember

1942 in Kraft bleiben .

In einer Durchführungsverordnung wurde verfügt , dass das Löschungs¬

verfahren , besonders bei übersetzten Handwerkszweigen , durchgeführt

werden . soll . Als solche werden angesehen : Bäcker , Metzger , Friseure ,

Herrenschneider und Schuhmacher . Nach einer Erklärung des Reichsin¬

nungsmeisters des Schuhmacherhandwerks , Arthur Hess , ist die Zahl

der Schuhmaoherbetriebe in der Zelt - von 1933 öis 1938 ohne besondere

Massnahmen um 2o . ooo zurückgegangen . 1939 sollen weitere 23 . 000

Betriebe geschlossen werden . Es wird eine Handwerkskarte eingeführt ,

ohne die kein Schuhmacher Leder beziehen kann , und es soll ein

grosser Teil von Schuhmachern wegen Unfähigkeit , Pfliohtvergessen -

helt usw . aus der Innung ausgeschlossen werden .

In den letzten Tagen hat Relehswirtsohaftsmlnlster Funk angeord¬

net , wie die Auakämmung des Handwerks zu handhaben ist . Handwerker�
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aus der Handwerksrolle gelöscht werden sollen , können vorher
fdr die in Auseicht genommene Tätigkeit ausgebildet werden , wenn
ihre Fähigkeiten nicht ausreichen . Während der Ausbildungszeit wird

der Handwerker und seine Familie aus öffentlichen Mitteln unterhal¬

ten . Zu ? Bezahlung der Schulden der aufgelösten Betriebe wird ein

Härtefonds aus Mitteln der Relohsanstalt und der Reichsgruppe Hand¬

werk gebildet . Binen rechtlichen Anspruch auf Gewährung des Härte¬

ausglelohs aus diesem Härtefonds haben die Gläubiger aber nicht .

Anfang Dezember ging folgende Mitteilung durch die Presse :

" Nach den Althändlern , die bekanntlich einer nützlicheren Be¬
schäftigung zugeführt werden sollen , kommt jetzt eine andere
Spielart von Drückebergern sn die Reihe , die es bisher verstanden
hat , ohne eine nützliche Arbeit ihr Dasein zu fristen , die soge¬
nannten wilden Strassenhändler und Hausierer .

Reichsführer SS und Chef der Deutschen Polizei Himmler stellt
in einem Runderlass an die Polizeibehörden fest , dass besonders
in grösseren Städten auf den Strassen immer noch junge , kräftige
Personen beim Handel mit Kurzwaren , Selbstbindern usw . anzutreffen
sind . Meist sind diese Strassenhändler nicht im Besitz der erfor¬
derlichen Genehmigung . Die Polizeibehörden werden ersucht , die
im Strassenhandel tätigen Personen verschärft zu kontrollieren
und Personen , die ohne Erlaubnis das Wandergewerbe betreiben oder
hausieren , den Arbeitsämtern namhaft zumachen , um sie einem
zweckvolleren Arbeitseinsatz zuzuführen . "

Ein Erlass des Reichswirtschaftsministers vom 6 . Dezember .

bestimmte bereits , dass Wandergewerbe - und Stadthausierscheine nur

ausgestellt werden dürfen , wenn das Arbeitsamt dagegen keine Beden¬

ken hat .

lieber die Auskämmung des Hauslerhandels liegt folgender Bericht

vor :

Südwestdeutschland : Eine grosse Anzahl Männer und Frauen , im
besten Alter , die seit Jahren den Hausierhandel betrieben, ' erhiel¬
ten am 1 . Januar keinen Wandergewerbeschein oder polizeiliche
Handelserlaubnis mehr , sondern die Aufforderung , entweder in einen
Betrieb zu gehen oder an die Westgrenze zum Festungsbau . Während
des Krieges drohte man mit der Versetzung an die Front , jetzt
droht man mit der Verschickung zum Festungsbau an der Westfront .

Mit Erlass vom 12 . Dezember wurde vom Reichswirtschaftsminister

angeordnet , dass bei der Prüfung , ob die Genehmigung zur Errichtung

von Einzelhandelsgeschäften zu erteilen sei , neben den Industrie -

und Handelskammern die Arbeitsämter mitzuwirken haben .
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Dle Absicht , die alten Leute als Arbeitsreserven heranzuziehen ,
hat zunächst die Reichsminister auf den Plan gerufen . Bereits im

September vorigen Jahres hatte der Reichsfinanzminister bestimmt ,

dass Beamte , die bereits in den Ruhestand versetzt sind , nicht als

Beamte , aber auf Grund eines privaten Dienstvertrages weiterbeschäf¬

tigt werden können , allerdings nur , wenn der Beamte leistungsfähig

und mit der Wiederbeschäftigung einverstanden ist . Am 2o . Februar

verfügte der Reiohsjustizminister , dass alle Reichs justizbeamten

über die vorgesehene Altersgrenze von 65 Jahren hinaus im Amte blei¬

ben . Das gilt auch für Ehrenbeamte . Die oberste Dienstbehörde kann

bis zum 31 . Dezember I943 auch Personen über 65 Jahren zu Ehrenbe¬

amten ernennen und Beamten , deren Arbeitskraft nur nebenbei bean¬

sprucht wird , bis zum 31 . Dezember 1943 4� Dienst behalten . Der

Reichsminister des Innern hat gleichfalls die Altersgrenze seiner

Beamten und Angestellten heraufgesetzt . Zunächst für 3 Jahre können

Gehalts - und Lohnempfänger die älter als 65 Jahre sind , weiter be¬

schäftigt werden , wenn ein dringendes Bedürfnis vorliegt .

Ueber die Beschäftigung der Alten in Frivatunternehmungen liegen

zwei Berichte vor :

Bayern : Die Banken können fast keine Lehrlinge und Angestellten
mehr finden und müssen auf ihre früheren Pensionisten zurückgrei¬
fen . Das liegt auch daran , dass die Industrie bedeutend höhere
Einkommen bieten kann als die Banken . Deshalb kommt es auch fast
nie vor , dass Angestellte aus der Privatindustrie ins Bankfaoh
abwandern .

Rheinland - Westfalen : Der Arbeitermangel hat dazu geführt , dass
Invalid�nrentenempfänger wieder arbeiten können , ohne ihre Rente
zu verlieren . Es ist ein grausames Spiel , dass man sich mit diesen
Menschen erlaubt . Beim Boohumer Verein meldeten sich Ißo von
diesen Rentenempfängern , bei der Akkumulatorenfabrik in Hagen
einige Dutzend . Man lässt Sie die schwerste oder gefährlichste
Arbeit machen . In Bochum hat man sie vor Hochöfen gestellt , in
Hagen lässt man sie vor Blei arbeiten . Die Arbeiter sagen : " So
wird das Rentanproblem gelöst " . Ich acht Wochen braucht man diesen
Leuten keine Rente mehr zu zahlen .

Das Amt für sozial� Selbstverantwortung der DAF hat den Arbeits¬

ausschüssen der Wirtschaftszweige aufgegeben , in den nächsten Wochen

' Outersuohungen über die Möglichkeiten des Einsatzes der Alten und

Körperbehinderten anzustellen . Das Amt hat errechnet , dass es mehr

als 700 . 000 Gebrechliche , Blinde , Taubstumme , Ertaubte gibt , aus

3 . eren Reihen noch viele Kräfte zu verwenden seien . Eine beträchtli¬

che Arbeitsreserve sei auch aas den durch Unfälle aus ihrem Beruf



Herausgerissenen und aus den Rentnern zu bilden . Diese Leute könn¬

ten bei verminderter Arbeitszeit in besonderen Abteilungen oder

auch ausserhalb des Betriebs im Krankenhaus , Genesungsheim oder auch

zu Hause beschäftigt wurden .

Mach der amtlichen Zeitschrift " Arbeitseinsatz und Arbeitslosen¬

hilfe " sind von einem grosstädtischen Arbeitsamt regelmässig die

Heime der Heilsarmee , das Obdachlosenasyl und einige kleinere

" Hotels " nach Arbeitssoheuen abgesucht worden . Dabei habe man ein¬

mal 118 , meist ledige Arbeitskräfte gefunden , darunter 99 voll ein¬

satzfähige , die schon am nächsten Tage in Marsch gesetzt worden

seien . Es seien zum grössten Teil Asoziale gewesen , aber auch sol¬

che Arbeitslose , die sich aus persönlichen Grdnden den Arbeitsein -

satzmassnahmen der Arbeitsämter entzogen haben . Vom Präsidenten

der Reichsanstalt sind die Arbeitsämter angewiesen worden , die

etwa noch beschäftigten Eintänzer einem zweckmässigeren Ar¬

beitseinsatz zuzuführen .

Der Landeshauptmann des Burgenlandes hat angeordnet , alle Zigeu¬

ner zur Landarbeit heranzuziehen .

Ein Erlass der Reichswirtschaftskammer fordert die Firmen auf ,

um die Wiederverwendung von Vorbestraften zu erleichtern , von den

Stellensuohenden keine Erklärungen zu verlangen , die nicht im amt¬

lichen Fährungszeugnls enthalten sind . Es komme mehr auf die fach¬

liche Eignung des Stellensuchenden an als auf ihr Vorstrafenregi¬

ster .

Ueber den Einsatz von Strafgefangenen liegen folgende Berichte

vor :

Schlesien : Aus den Strafanstalten Görlitz , Brieg und Gross -
strehlitz werden politische Gefangene , die Facharbeiter in der
Metallindustrie sind , zu besonderen Abteilungen zusammengefasst ,
die in der Rüstungsindustrie arbeiten müssen . Die Bewachung die¬
ser Abteilungen wird von besonders dafür geschulten SS - Leuten
ausgeübt . Gefangene , die sich gegen diese Zwangsarbeit in der
Rüstungsindustrie sträuben , werden zu Moorarbeiten verwendet .

Rheinland - Westfalen : Im Westen wird lebhaft daran gearbeitet , .
die Kriminellen wieder in Arbeit zu bringen . Es gelte nur , sie
an den richtigen Arbeltsplatz zu bringen . Im übrigen könnte man
auch Gefangene , sofern sie nur von den übrigen Arbeitern isoliert
würden , ruhig in die Fabriken bringen . Grundsatz müsse sein , dass
der Staat für niemanden Aufwendungen macht , ohne dass Arbeit
dafür geleistet wird .
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1 Id�astdßutsohlaBa : Bai den Strassenbauteo finden sogar hier
untergebrachte Zuchthäusler Verwendung . Tor einiger Zelt hatten
zwei Zuchthäusler Tersuoht , Tom Strasaenbau aus zu entlaufen , man
ha� sie aber wieder eingefangen .

Am 9 . Dezember wurde vom Berliner Gauleiter , dem Oberbürgermei¬

ster , dem Polizeipräsidenten und dem Arbeltsamt ein Aufruf an die

Berliner BeTÖlkerung unter der Uebersohrift : " Jeder an den richti¬

gen Arbeitsplatz " geirfbhtet . Darin helsst es :
' )

" Zs gibt zum Beispiel viele Söhne , die trotz besten Körper -
zustandes ihren 31tern auf der Tasche liegen und müssig gehen .
Es gibt weiter viele starke Männer mit gesunden Knochen , die Ar¬
belten verrichten , die auch körperlich behinderte oder ältere
nicht voll Arbeitsfähige ausüben können . Endlich sind viele Män¬
ner mit Arbeiten beschäftigt , die auch Frauen versehen können ,
zum Beispiel Fernspraohgahilfen . Berliner Männer und Frauen ) Das
mUss anders werden ! Jeder muss an den Arbeitsplatz , der seinen
Fähigkeiten und Kräften entspricht . Wir haben das Vertrauen zu
jedam anständigen Berliner , dass er sich auch in dieser Stunde
den notwendigen Forderungen der Volksgemeinschaft nicht ver -
sohliesst und sich freiwillig . ah den Arbeitsplatz begibt , der
ihm gebührt . Wir fordern daher jeden arbeitsfähigen Volksgenossen ,
der nicht arbeitet oder nicht an seinem richtigen Arbeltsplatz
steht , auf , sieh beim Arbeitsamt zur Zuweisung von Arbeit zu mel¬
den . "

4. ) Der ABbeitermangel auf dem Lan�le

Auf keinem anderen Gebiete der Produktion ist der Mange� ah A�r

beitskräften und vor allem an geschulten Arbeitskräften so gross und

zugleich so folgenschwer wie in der Landwirtschaft . In einem Auf¬

satz über " Die emährungSpolitisohe Lage " , den der Reiohsernährungs -

r . inister Darrd in der Zeitschrift " Vierjahreaplan " [ Januar - Nummer

1 . 939 ) veröffentlicht hat , sind ausführliche Angaben über den Arbei¬

termangel auf dem Lande enthalten . Er beziffert den durch Abwande¬

rung vom Lande verursachten Gesamtverlust von Arbeitskräften auf

mindestens 7 - 800 . 000 . Seit 1933 seien 4 . 00 . 000 Landarbeiter in die

Stadt abgewandert . Die Schätzung des ungedeckten Bedarfs landwirt¬

schaftlicher Arbeitskräfte auf 7 - 800 . 000 sei höher als die Zahl

der bei den Arbeltsämtern angemeldeten offenen Stellen . Das komme

absr daher , dass beim Abgang mithelfende : ? amilienengehöriger der

bäuerliche Betriebsinhaber keinen Ersatzbudail geltend macht , weil

er nicht imstande ist , fremde Arbeitskräfte zu bezahlen . Der Verlust

der Arbeitskräfte könne durch höhere Arbeitsleistung ausgeglichen
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, ' bar in vielnn : tansendan on Betriabon aei diaaec Adagio lob

aiaht oohr mOglieh . Bort beginn man bereita dia intanaiTa Baoirt -

achoftang doroh dia ertamsiTe rbyalösen . Zo mQaao leider festgo - r

ataiit worden , daaa in allen Gebieten Detttachlands infblge des nicht

itahy tragbaron Hangola ton Arbeitskräften namentlich in bäuerlichen

Botrtabon die Hrtenaivierungstendenz daaernd an Boden gewinnt mit

allen daraus j�plgenden Gefahren für die Ernährung Deutschlands .

Es atehe fest , dosa der Rückgang der Buttererzeugung vom Jahre 1938

nicht nur auf die Maul - und Klauenseuche , sondern zu einem erheb¬

lichen Teil auf den Mangel an Melkpersomal zurückzuführen sei .

Während bisher djLe industrielle Produktion trotz Arbeitermangel er¬

hobt werden konnte , beginnt also die landwirtschaftliche Erzeugung

infolge des Eaoharbaitarmangels bereite zu sinken .

Welches sind die Ursachen dieser Landflaeht ! Mehr Freizeit , mehr

Abwechselung , mehr Lohn in der Industrie als auf dem I . anjde - das

alles erklärt zwar die Anziehungskraft ' , die die Stadt auf den bäuer¬

lichen Nachwuchs und die Landarbeiter ausübt . Dass aber fast 1 Mil¬

lion landwirtschaftlicher Arbeitskräfte in der Industrie Arbelt ge¬

funden haben , ist nur zufolge des riesigen Mensohenbedarfs für die

Aufrüstung möglieh gewesen , wie andererseits die militärische Kraft

Deutschland in diesem Ausmass und in diesem Tempo ohne den massen¬

haften Zustrom vom Lande nicht hätte gesteigert werden können . Man

versucht daher auch nicht , die abgewanderten Arbeitskräfte aufs

Land zurückzuholen , denn das hiesse noch mehr Faoharbeiterlüoken in

der Industrie aufreissen und das Tempo der Kriegsrüstung verlang¬

samen . Man bemüht sich vielmehr , mehr noch als bisher , dem Mangel

an Menschen auf dem Lande durch Anwerbung ausländischer Landarbei¬

ter und teilweiser Heranziehung der städtischen Jugend abzuhelfen .

Jjm vorigen Jehfe waren loo . ooo italienische Landarbeiter impor -
' tiert und auch aus Polen und der Tschechoslowakei . Arbeitskräfte

t - - �f - ür die deutsche Landwirtschaft aufgenommen worden . ( Darüber ist

schon in den Heften 4/5 1938 , Seite A 1 * 5 , Heft 6/1938 , Seite A

14 ff und Heft 7/1938 , Saite A 48 berichtet worden ) . In diesem

Jahre sollen in erheblich verstärktem Umfange ausländische Arbei¬

ter herangezogen werden , nach einer Aeusserung von Dr . Stothfang ,

Oberregierungsrat im Reiohsarbeltsministerlum in der " Nationalso -

zlalistlaehen Landpost " rund Soo . ooo , also ungefähr das Doppelte

des vorigen Jahres . Auf Grund einer am 24 . Januar abgeschlossenen
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Tereinbarung werden in diesem Jahre 37 . 000 italienische Landarbei¬

ter nach Deutschland kommen . Auch mit Polen wurde ein Abkommen ge¬

troffen , wonach eine grössere Zahl polnischer Landarbeiter nach

Deutschland geschickt werden . In seiner Magdeburger Rede warnte

allerdings Staatssekretär Syrup Tor der Illusion , dass durch die

Beschäftigung von Ausländern , die von der Devisenlage abhängig ist ,
der Landarbeitermangel endgültig behoben werden könne .

Mit der Verpflanzung Jugendlicher auf das Land hat das Regime

frühzeitig begonnen . Die Organisationen , die zu diesem Zweck ge¬

schaffen wurden , sind das Landjahr , die Landhilfe , der Landdienst ,

der Reiohsarbeitsdienst und seit vorigem Jahr das Pfliohtjahr fdr

die weibliche Jugend ( siehe Heft 4/5 1938 , Seite A 125 ff . und Heft

7/1938 , Seite A 48 ) . Diese Einrichtungen haben aber in der letzten

Zeit einen Bedeutungswandel erfahren . Hat es sich früher darum ge¬

handelt , mit dem Einsatz neuer Arbeitskräfte die landwirtschaftliche

Erzeugung zu steigern und Deutschland in der Ernährung von der aus¬

ländischen Zufuhr unabhängiger zu machen , so . handelt es sich jetzt

darum , die Lücken aufzufüllen , die die Landflucht aufreisst und den

durch sie verursachten Rückgang der landwirtschaftlichen Produktion

auf zuhalten .

Der Erfolg der amtlichen Bemühungen , die städtische Jugend dauernd

aufs Land zu ziehen und einen neuen Stamm geschulter landwirtschaft¬

licher Arbeitskräfte zu installieren , ist nach wie vor gering . Der

wachsende Menschenmangel in der Landwirtschaft beweist , dass es in

nur sehr geringem Masse gelungen ist , die in die Stadt abgewander¬

ten und zum Wehrdienst eingezogenen Bauernsöhne durch städtische

Jugend zu ersetzen . Der Arbeitakraftbedarf für die Rrlegsrüstung

ist viel zu gross , als dass auf einen erheblichen Teil des länd¬

lichen Nachwuchses hätte verzichtet werden können . Deshalb ist

auch von der Möglichkeit zwangsweiser Rückführung aufs Land mässiger

Gebrauch gemacht worden . Freiwillig wird aber dem Ruf aufs Land

nur ungern Folge geleistet . Die jungen Leute können ohne Schwierig¬

keiten in Industriebetrleben unterkommen und ziehen das der müh¬

seligen und schlecht bezahlen Landarbeit , dem wenig abwechslungs¬

reichen Leben auf dem Lande vor .

Zur Bergung der Ernte werden alljährlich ( siehe Heft 8/1937 , Seite

A 54 ff . , Heft 4/5 1938 , Seite A 130 ) ganze Arbeitsheere aus der
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städtlsohen Jugend gebildet . Damit wird aber dem Mangel an Menaohen ,
die mit der landvirtschaftlfehen Arbeit vertraut sind , nicht abge¬
holfen . Diesem Zweck dienen die Ausdehnung des weiblichen Pflioht -

jahres und die Mobilisierung des Landdienstes , der eine Abteilung
der Hitler - Jugend ist .

Das Pfliohtjahr der Mädchen wurde im Februar I938 eingeführt
( siehe Heft 4/5 1938 , Seite A I32 ff . ) Es wurde davon nur ein be¬
schränkter Kreis der weiblichen Jugend arfasst , der nicht im

Beruf stand , und auch davon nur ein Teil , nämlich diejenigen , die

in Berufen unterkommen wollten , in denen Frauenarbeit überwiegt
und die als nicht kriegswichtig angesehen werden , als . da sind :

kaufmännische und Büroarbeit , Bekleidungsgewerbe , Textil - und Ta¬

bakindustrie . Mit dem 1 . Januar dieses Jahres ist das Pfliohtjahr
auf die gesamten ledigen weiblichen Jugendlichen _ unter 25 Jahren

ausgedehnt , die noch nicht als Arbeiterinnen oder Angestellte be¬

schäftigt waren . Damit ist die allgemeine Dienstpflicht für die

weibliche Jugend eingeführt .

Private und öffentliche Betriebe dürfen weibliche Personen ent¬
sprechenden Alters nur einstellen , wenn im Arbeitsbuch die Ablei¬
stung des Pflichtjahres vom Arbeitsamt bescheinigt ist . Das Pflicht -
Jahr muss möglichst in der Landwirtschaft abgeleistet werden . Mäd¬
chen , die vom Lande stammen , müssen während des Pflichtjahres auf
dem Lande bleiben . Das weibliche Pflichtjahr soll nach der Be¬
gründung , die Dr . Syrup seiner Anordnung baigegeben hat , der Land -
und Hauswirtschaft und den kinderreichen Familien , die notwendigen
Hilfskräfte zuführen . Es soll also vor allem die Arbeitskraft des
Bauers für die landwirtschaftliche Erzeugung freigemacht , und es
sollen die Hausangestellten , die im allgemeinen vom Lande zu kom¬
men pflegen , durch Städterinnen ersetzt werden . Das Pflicht Jahr
kann auch mit einer zweijährigen Tätigkeit in der Krankenpflege
oder als Kindergärtnerin abgeleistet werden . Nach Angabe Dr .
Syrups fehlen Krankenschwestern , wie sich bei der letzten Grippe¬
epidemie gezeigt habe . Allein die NSV hat einen ungedeckten Bedarf
von 4 . 0 . 000 bis 30 . 000 Schwestern . Man trifft also auch hier be¬
reits Torsorge für dän Ernstfall , in demErankensohwestem nicht
fehlen dürfen .

Die Stellen werden den Mädchen von den Arbeitsämtern zugewiesen .
Das Fflichtjahr kann aber nach den alten , wie nach den neuen
Pflicht Jahrbestimmungen auch in Stellen abgedient werden , die sich
die Mädchen selbst suchen . Wach den neuen Bestimmungen muss in
diesem Falle die Genehmigung des Arbeltsamtes erteilt sein . Sie
kann versagt werden , wenn dem Arbeitsamt die Besetzung anderer
Stellen vordringlich erscheint .

Man hofft , auf diese Weise einen grossen Teil des Fehlbedarfs von

Menschen auf dem Lande decken zu können . Im vergangenen Jahr wurden
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inagesamt 130 . 000 Mädahan durch das Pf licht jähr , erfasst . Nach dar

aauan Ausdehnung der weiblichen Dienstpflicht rechnet man mit

300 . 000 bis 400 . 000 Arbeitskräften jährlich . Allerdings wird ein

grosser Teil der fär die Landwirtschaft neu gewonnenen Kräfte an

anderen Stellen der Wirtschaft fehlen .

Die folgenden beiden Berichte geben eine Torstellung von der An¬

wendung der weiblichen Dienstpflicht in der Praxis :

Sädwestdeutsohland : Ein Mädchen erzählt : Vergangenes Jahr am
1 . März wurde das sogenannte Haushaltsjahr eingeführt . Mit die¬
ser Einführung fiel meine Schulentlassung zusammen . Ich wollte
auf ein Büro und hatte bereits eine Stelle , die ich aber vom Ar¬
beitsamt aus nicht antreten durfte . Ich war deshalb gezwungen ,
erst das Jahr im Haushalt einer kinderreichen Familie herumzuma¬
chen . Es schadet ja nichts , wenn man etwas lernt , wenn man aber
wohin gestopft wird , wo man nichts lernen kann , dann ist es eine
Schande . So wurde ich einer jungen Frau von 22 Jahren , die mit
17 1/2 Jahren geheiratet hatte und bereits 4 Kinder hat , zugewie¬
sen . Ich dachte mir , man soll etwas lernen . In Wirklichkeit konn¬
te die Frau noch von mir lernen . Ich entstamme selbst einer kin¬
derreichen Familie , bin das älteste Kind und musste schon früh im
Haushalt mithelfen , während meine Mutter waschen und putzen ging .
Meine Mutter , die ausser mir noch 5 Kinder hat , bekommt kein
Mädel , aber die , bei der ich bin , ist eine gute NSV - Anhängerin .

Danzig ; Ab 1 . März 1939 darf in Danzig keine weibliche Arbeits -
kraft unter 25 Jahren , die noch nicht als solche tätig war , als
Arbeiterin , Angestellte oder Lehrling eingestellt werden , bevor
sie ihr Pflichtjahr in der Land - oder Hauswirtschaft abgeleistet
hat . Das ist der Inhalt einer neuen Verordnung des Senats , die
sich eng an die im Reich geltenden Verordnungen anlehnt . Sie hat
in der weiblichen Jugend und bei den Eltern sehr viel Misstim -
mung ausgelbst . Allgemein ist man empört darüber , dass die Ver¬
ordnung Ausnahmen vorsieht , die jedoch in keiner Weise näher prä¬
zisiert worden sind . Man nimmt an , dass diese Ausnahmen vor allem
den Töchtern von Parteibonzen und ihren Freundai zugutekommen wer¬
den .

Noch ist die Verordnung gar nicht in Kraft getreten , und schon
geht man gegen Töchter unserer Genossen vor , die bereits als Ar¬
beiterinnen beschäftigt sind . Mir sind schon zwei Fälle bekannt ,
in denen solchen jungen Mädchen einfach die Arbeitsgenehmigung
entzogen worden ist , obwohl sie ihr Chef gern weiter beschäftigt
hätte . Begründet wurde das damit , dass es für die Mädchen besser
wäre , zunächst einmal in die Hauswirtscheft zu gehen . Beide Mäd¬
chen sind natürlich nicht Mitglied im BdM. Das ist nur ein klei¬
ner Vorgeschmack für das , was kommen soll . Der . grösste Skandal
ist aber , dass auf diese Welse die Arbeitsbedingungen im Haushalt
noch mehr gedrückt werden .

Um der Landflucht entgegenzuwirken , wird neuerdings unter der

Devise : Heim aufs Land ! " eine intensive Propaganda unter der Jugend

zum Eintritt In den Landdienst der Hitlerjugend entfacht . Der Ju -
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gendftthrer Baldur ? . Sohirach richtete am 8 . Februar einen Aufruf

an die Jugend , die zu Ostern ins Berufsleben eintritt . " Der Land¬

dienst " , heisst es darin , " bietet der ins Berufsleben tretenden Ju¬

gend die beste Einsatzmöglichkeit und die gesicherte Zukunft auf

dem Lande " . Am 13 . Februar fand eine Eelchskundgebung des Land -

diensts der Hitlerjugend im Berliner Sportpalast statt , in der

Rudolf Hess , Baidur v . Sohirach und Himmler Ansprachen hielten .

Der Landdienst fesst die Jungen , die auf Gütern oder bei Bauern

arbeiten , gruppenweise zusammen . Sie wohnen nicht bei den Land¬

wirten , sondern in gemeinsamen Heimen , werden dort verpflegt und

bekleidet . Sie sollen der Landwirtschaft fehlende Arbeitskräfte zu -

führ . en , vor allem aber den bäuerlichen Nachwuchs ersetzen , der in

die Stadt abgewandert ist .

Deshalb ist auch 1937 vom Reichsnährstand die Landarbeitslehre

eingeführt worden , die der Landwirtschaft einen ausgebildeten Nach¬

wuchs sichern sollte . Aber der Zuspruch zu dieser Einrichtung war

gering . Die Zahl der gemeldeten Lehrstellen betrug 1937 über 4I . 000 ,

aber es hatten sich nur 7 . 000 jugendliche Lehrlinge gemeldet . 1938

wurden rund 150 . 000 Lehrverträge jährlich für notwendig gehalten ,

um den Bedarf an geschulten Kräften in der Landwirtschaft zu decken ,

es traten aber nur 24 . 000 Jugendliche in die Landarbeiterlehre ein .

Nunmehr soll nach dem " Reichs jugend - Pressedlenst " , dem Organ des Ju¬

gendführers des Deutschen Reiches , der Schwerpunkt des Landdienstes

nicht mehr in der Mobilisierung von Arbeitskräften , sondern in der

beruflichen Ausbildung bestehen . Der Landdienstler soll nicht als

Landarbeiter , sondern als Lehrling angesehen werden . Daher wird in

den Arbeitsverträgen , die der Landdienst mit den Landwirten ab -

schliesst , die Arbeltszeit auf wöchentlich 54 , in der Haupternte¬

zelt höchstens 60 Stunden begrenzt werden , damit genügend Zeit für

die landwirtschaftliche Schulung , aber natürlich auch für den HJ -

Pienst und die Erziehung zum Nationalsozialisten übrig bleibt .

Die Landdienstler sollen dauernd ans Land gefesselt , auf dem Lande

bodenständig werden . Sie erwerben mit dem Eintritt in den Landdienst ,

die Chance , später eine Bauernstelle zu erhalten . Nach einem Jahre

Landdienst kann der Jugendliche am Reichsberuf swettkampf teilnehmen ,

nach dem zweiten Jahr die Landarbeiterprüfung ablegen . Danach kann

er in den landwirtschaftlichen Beruf eintreten und es schliesslich
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bis zum Neubauern bringen .

Bemerkenswert ist , dass der Nationalsozialismus auch mit dem Land¬

dienst mschtpolitische Zielsetzungen Terbindet . Bs sollen nicht nur

neue Siedler herangebildet werden , sondern zugleich auc� zuverlässi¬

ge Stutzen der Naziherrsohaft auf dem Lande . Der Siedler soll nicht

nur ein landwirtschaftlicher Facharbeiter , sondern gleichzeitig ein

besonders " einsatzbefähigter " Nationalsozialist sein , den das Regi¬

me dberall dahin stellen kann , wo es aus innen - oder volkspoliti¬

schen Gründen solche Leute braucht . Um diesem Ziel zu dienen , ist

zwischen Himmler als Reichsführer der SS und Chef der deutschen Po¬

lizei und dem Reichs jugendführer Baldur v . Sohirach die nachstehen¬

de Vereinbarung über " Wehrbauern . " getroffen worden , die in der

" Nationalsozialistischen Parteikorrespondenz " wiedergegeben ist :

" Um den gemeinsamen Bemühungen der SS und der HJ , der Land¬
flucht zu steuern , neues Bauerntum zu bilden , den besten Teil
unseres Volkes wieder in ein enges Verhältnis zur Heimaterde zu
bringen , durch straffe Zusammenarbeit einen vollen Erfolg zu si¬
chern , wird im Ansohluss an das Abkommen vom 26 . 8 . 1938 folgende
Vereinbarung getroffen :

1 ) Der Landdienst der HJ ist nach Erfüllungsarbeit und Ziel¬
setzung ganz besonders als Nachwuchsorganisation für die Sohutz -
staffel [ Allgemeine SS und ihre unter den Waffen stehenden Tei¬
le : SS - Verfügungstruppen und SS - Totenkopf Standarten ) geeignet .

2 ) In den Landdienst der HI werden Jungen , die den besonderen
Anforderungen der SS nach körperlicher Beschaffenheit und
charakterlioher Haltung entsprechen , bevorzugt aufgenommen .

3 ) Dem Landdienst sollen vor allem die Jungen zugeführt werden ,
die den festen Willen haben , Bauer auf eigener Scholle ( Wehr¬
bauer ) zu werden . Dieser Wehrbauergedanke wird im Landdienst
von HJ und SS besonders gepflegt .

4 ) Die in den bewaffneten Teilen der Schutzstaffel dienenden
Landdienstangehörigen werden nach Ableistung ihrer Dienstzeit
durch den Reiohsführer SS in Zusammenarbeit mit den hierfür
zuständigen Dienststellen des Reiohsbsuernführers , auf Neubauern
stellen angesetzt . Der Einsatz findet laufend , nach Massgabe der
Bereitstellung dieser Stellen statt . Er erfolgt vorzugsweise
in solchen Gegenden , in denen das Deutschtum besonders vorge¬
bildete Bauern verlangt .

5 ) Alle Landdienst - Angehörigen , die den ellgemeinen Aufnahmebe¬
stimmungen der SS genügen , werden nach Ausscheiden aus dem
Landdienst in die allgemeine SS übernommen .

6 ) Die Ausführungsbestimmungen erlässt der Chef des Sozialen
Amtes als federführendes Amt der Reichsjugendführung in Zusam¬
menarbeit mit dem Chef des SS - Hauptamtes als federführendes Amt
der SS und der Chef des Rasse - und Siedlungshauptamtes SS für
die Neubauern - und Siedlungsfragen .
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Bisher ist der Erfolg der Werbung für den Landdienst ImTerhBlt -

nis zum landwirtschaftlichen Kräftebederf minimal . Nach der " Natio¬

nalsozialistischen Parteikorrespondenz " waren 1938 in I . 350 Lsnd -

dienstlagern 11 . 500 Jungen und 6 . 300 Mädchen untergebracht , wovon

ein Ftinftel auf dem Lande geblieben sind , also etwa 2 . 300 Jungen
und I . 300 Mädchen .

5 ) Die Frage des Nachwuchses

Der Facharbeitermangel verstärkt das Bedürfnis nach Heranbildung

eines fachlich geschulten Nachwuchses . Dass es daran fehlt , ist

ebenso wie der Mangel an erwachsenen Facharbeitern auf den übermäs¬

sigen Bedarf von Arbeitskräften für die militärische Rüstung zurück¬

zuführen . Abgesehen davon , dass sehr viel jugendliehe Kräfte vom

Dienst bei der Hitlerjugend , beim Arbeitsdienst , bei der Reichswehr ,

also im militärischen und halbmilitärischen Dienst verbraucht wer¬

den , bevorzugen die jungen Menschen , die aus der Schule entlassen

werden , die Arbeit in der Rüstungsindustrie , vor allem in den

durohrationalisierten , streng arbeitsteiligen Grossbetrieben der

Metallindustrie , wo der junge Mensch nach kurzer Anlernzeit als

TdlTarbeiter tätig sein kann und wo die Löhne relativ hoch sind . Be¬

rufe , die eine lange Ausbildung erfordern , und solche , die besonders

schwer sind , z . B. Bergbau und Landwirtschaft , kommen bei der Berufs¬

wahl zu kurz .

Für die Jungen ist der Metallarbeiter , für die Mädchen die Büro¬

angestellte zum " Modeberuf " geworden . Andere Berufe werden zu ihren

Gunsten gemieden . Eine Illustration dazu bildet eine Statistik des

Arbeitsamtsbezirks Erkelenz über das Terhältnis der offenen Stellen

für die männliche Jugend zu ihren Berufswünschen .

Berufswünsche : Vorhandene Stellen :

Landwirtschaft : 33 28o
Bergbau 4I 45 °
Metallberufe 4I8 $ 0
Büroberufe 134 45

Auf der Relchstagung des Faohamtes Bergbau der Deutschen Arbeits - '

front , die im Oktober 1938 in Essen stattfand , wurde mitgeteilt , dass

selbst in Bergbaugebieten ein auffallend geringer Prozentsatz der

Schulentlassenen sich für den Bergmannsberuf entscheidet . In Sieger¬

land wollte kaum ein einziger Bergmann werden , in Gelsenkirohen
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Bazirk , In dem 4. 0% der Werktätigen Bergleute sind , waren ea

nur 6 % der Schulentlassenen . Ein Teil der Jungbergleute ist nur ge -

zwungenermassen zum Bergbau gegangen und wandert nach der Ausbil¬

dungszeit in andere Berufe ab . Diese Abwanderung . der ausgebildeten

jungen Kräfte . hat bereits dazu gezwungen , sie durch ungesohulte

Kräfte zu ersetzen . Die Folge ist ein Rückgang der Arbeitsleistung

im Bergbau ( vgl . auch Heft 1/1939 : Seite A 2o ) . Ueber die Frage des

Nachwuchses im Bergbau liegen folgende Berichte vor :

Rheinland - Westfalen , I . Bericht : Der Mangel an Arbeitskräften
im Bergbau macht sich immer mehr bemerkbar . Auch die Leistung¬
fällt ständig . Jetzt sucht man mit allen Kräften das Problem
des Nachwuchses zu lösen , indem man die Schulentlassenen oder aus
der Schule zu Entlassenden mit grosser Ausdauer und vielen Ver¬
sprechungen umwirbt . Eine regelrechte Lehrzeit für Bergleute war
bisher nicht sehr üblich , jetzt soll sie allgemein eingeführt
und der Bergarbeiterberuf zu einem Facharbeiterberuf gemacht wer¬
den . Die Ausbildung soll etwa folgendermsssen verlaufen : Die
Schulentlassenen werden in Lehrwerkstätten des Bergbaus zusammen¬
gezogen . Hier werden die Jungen zunächst über Tage handwerklich
ausgebildet . Neben theoretischer und körperlicher Ausbildung soll
die praktische Ausbildung nebenher laufen , und zwar nicht nur in
der Anlernwerkstatt , sondern auch bereits in den Betrieben über
Tage . Nach Vollendung des 16 . Lebensjahres erfolgt dann die Ueber -
weisung in die Grube . Hier werden die Jungen in besonderen Ausbil¬
dungstrupps geschult . Nach etwa zweijähriger Ausbildung unter Tage ,
also im 18 . Lebensjahr , ist der junge Bergmann " Jungknappe " . Dann
soll noch eine weitere Ausbildung zum Lehrhauer folgen und erst
nach Erreichung des 21 . Lebensjahres ist die Ausbildung vollendet ,
vorausgesetzt , dass die Hauerprüfung bestanden wurde .

Die Sache hat aber einen Haken . Denn erst der Hauer bekommt den
vollen Bergmannslohn . Bisher erhielten die jungen Bergleute auch
mit 18 Jahren 50 % des Lohnes eines Vollarbeiters . Den Berglehrlin¬
gen soll ein höherer Lohn gezahlt und auch sonst ihre Arbeitsver¬
hältnisse verbessert werden . Man will einen höheren Anreiz für den
Bergmannsberuf schaffen für die jungen Menschen , die andere Berufe
bisher vorgezogen haben , weil sie dort als Ungelernte mehr verdie¬
nen .

Die Bergarbeiter glauben nicht , dass die Zahl der sich für den

Bergmannsberuf meldenden durch solche Massnahmen steigen wird ,
ganz abgesehen davon , dass man auch nicht an die Versprechungen
glaubt . Der Beruf des Bergmanns leidet nicht an zu geringem An¬

sehen , er ist dafür aber ausserordentlich schwer und gefahrenreich .
Das ist die wahre Ursache dafür , dass so wenige Menschen in Zel¬
ten des Arbeitermangels in diesen Beruf gehen .

B. Bericht : Eine Ursache des Mangels an jungen Arbeitskräften
ist in dem Nachlassen des Nachwuchses zu erblicken . Im Landkreis
Aachen z . B. ist die Zahl der Schulentlassenen seit dem vorigen
Jahre auf l . loo gegenüber I3I8 im Jahre 1935 zurückgegangen . In
den verantwortlichen Kreisen dieses Gebietes klagt man nun darü¬

ber , dass die schwierige Aufgabe , diesen schwachen Nachwuchs ge¬
recht und nach der Bedeutung der einzelnen Berufe zu verteilen ,
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noch wesentlich durch eine falsche Einstellung gewissen Berufen
gegenüber erschwert wird . Die jungen Leute wollen fast durchweg
Techniker , Metallarbeiter , Kaufleute , Soldaten und Beamte werden .
Absolut gemieden würden die Landwirtschaft und der Bergbau . In
der Landwirtschaft sind im Jahre 1938 nur 19 Landarbeiterlehr -
stellen besetzt worden . Aehnlich liegen die Verhältnisse im Berg¬
bau . Unter . I . 000 Jungen , die dieses Jahr die Schule verlassen ,
wollen nur 24 Bergmann werden .

Jeder , der die Arbelt eines Bergmanns kennt , wird verstehen ,
dass die junge Generation sich vor diesem Beruf drückt . In der
letzten Zeit aber ist die Abneigung gegen den Bergmannsberuf
noch grösser geworden , weil die Jugendlichen unerhört angestrengt
werden . So sind jetzt für Jugendliche im Bergbau Ueberstunden er¬
laubt . Einmal im Monat darf der Unternehmer vom jugendlichen
Bergarbeiter eine " Nebenschioht " verlangen . Die Beschäftigung
Jugendlicher in der Nachtschicht ist gestattet , weil die Lage im
Bergbau es angeblich erfordert . Für einen anderen Teil der Jugend¬
lichen ist die Beschäftigung über 22 Uhr hinaus erlaubt . Ausserdem
sind für die Dsuer eines Jahres Ausnahmen für die Anrechnung der
Unterrichtszeit in der Berufsschule auf die Arbeltszeit gestattet .
Das helsst mit anderen Worten : �die Berufsschule muss ausserhalb
der Arbeltszeit besucht werden .

Oberschlesien : Die Betriebsleiter treten dagegen auf , dass man
besonders im Bergfach junges " Personal schult . Kaum , dass diese
jungen Menschen fertig sind , verlassen sie den Betrieb , denn als
Facharbeiter kommen sie überall unter . Man sagt in Beuthner Berg¬
werkskreisen , dass es im Reich Stellen geben müsse , die diese
Flüchtlinge mit Papieren und Arbeitsbüchern versehen , sonst
könnten sie doch keine Arbeit im Reiche erhalten .

Um der Vernachlässigung der Fachausbildung entgegenzuwirken , be¬

gann man im vorigen Jahre mit der planmässigen staatlichen Lenkung

des Nachwuchses . Seit 1938 müssen den Arbeitsämtern alle Schulent¬

lassenen gemeldet werden . Man will damit eine Uebersicht über die

neu verfügbar werdenden Arbeitskräfte gewinnen und zugleich einen

moralischen , später vielleicht auch physischen Zwang zur Berufsar¬

beit auf die ausüben , die noch ohne Beruf sind , vor allem Mädchen .

Zugleich ist die Genehmigungspflicht für die Einstellung Jugendli¬

cher unter 25 Jahren , die bis dahin nicht für Lehrlinge bestanden

hatte , auf diese ausgedehnt worden .

Mit diesen Anordnungen ist den Arbeitsämtern die gesetzliche

Handhabe für eine planmässige Lenkung des Nachwuchses gegeben . Aus

dem Material über Zahl und Verteilung der Schulentlassenen , das nun .

sich bei den Arbeitsämtern sammelt , und aus den Arbeitsbucherhebun -

gen hat man die Unterlagen für eine planmässige Verteilung des

Nachwuchses gewonnen . Auf Grund dieser Unterlagen sind den Arbeits¬

ämtern Richtlinien für die Verteilung der Jugendlichen gegeben
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worden , die zu Ostern 1939 die Schule verlassen . Diese Riehtliniea

geben an , wieweit in den einzelnen Beruf sgruppen der Machwuoha zu
verstärken oder zu verkürzen ist .

Bevorzugt wurden nach diesen Richtlinien auch ' mit der Zuweisung

von Lehrlingen die Berufe , die am kriegswichtigsten sind und in

denen der Bedarf an Fachkräften besonders gross ist : Metallwirt¬

schaft , Baugewerbe , Bergbau und Landwirtschaft . Obwohl z . B. die

Metallindustrie ohnehin von den Jugendlichen bevorzugt wird , 25 % der

Schulentlassenen bisher schon in die Metalllehrberufe eintraten und

durch diesen Zustrom andere Berufe benachteiligt sind , soll diese

umfangreiche Machwüohszuftihrung auch 1939 baibehalten werden . Die

anderen drei Berufe sollen mehr Lehrlinge bekommen als bisher . Von

der Finsehränkung , die dadurch bei den übrigen Berufen notwendig

wird , sollen die übersetzten handwerklichen Berufe und die Bfirobe -

rufe betroffen und ausserdem soll der Zustrom zu den ungelernten

Berufen eingeschränkt werden . In der Zeitschrift " Die Deutsche

Volkswirtschaft " wird eine Nachwuchssperre für bestimmte Berufe vor¬

geschlagen , so für Bäcker , Konditoren , Fleischer , Tapezierer , Buch¬

binder , Tischler und Kellner .

Im Gau Magdeburg —Inhalt hat die NSDAP damit begonnen , die Jugend¬
lichen , die keine Lehre durchgemacht haben , in Facharbeiter zu
verwandeln . I0 . 000 Jungen und Mädchen sind dort als Fahrstuhlfüh¬
rer , Pagen , Zigarettenverkäufer und Laufburschen tätig . In Zusammen¬
arbeit mit den Betriebsführern , den Arbeitsämtern und den Eltern
sollen sie in Berufe gebracht werden , für die sie geeignet erschei¬
nen und durch Prüfung soll festgestellt werden , wofür sie Neigung
und Eignung haben . Da sie zum Teil schon 16 und 17 Jahre alt sind ,
können sie nicht in die Lehre kommen , sondern nur angelernt wer¬
den . Dia ungelernten Jugendlichen sollen durch Arbeitsinvaliden
ersetzt werden .

Aber es werden nicht nur mehr Lehrlinge gebraucht , sie sollen

auch schneller auslernen . Die Lehrlinge im letzten Lehrjahr sind

eine der Reserven , von denen man eine Linderung des Facharbeiter¬

mangels erwartet . Deshalb wird die Lehrzeit verkürzt . Der Reiohswirt -

schaftsminister hat Anfang November den beschleunigten Absohluss der

Lehrzeit angeordnet , sowohl hauptsächlich bei den Lehrlingen , die

sich im dritten oder vierten Lehrjahr befinden , als auch die Vorver¬

legung ihrer Absohlussprüfungen um mindestens zwei Monate , in eini¬

gen Fällen um ein ganzes Jahr . Vom 1 . April an sollen Lahrverhält¬

nisse mit mehr als dreijähriger Dauer nicht mehr vereinbart werden .

Bisher überwog die vierjährige Lehrzeit . Am 25 . Juli 1938 hatten
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von 19o anerkannten Lehrberufen der Industrie I03 eine Lehrzeit Ton

4 Jahren , vier Berufe eine Lehrzeit von 3 1/2 und 83 von 3 Jahren .

Der vierjährige Lehrvertrag herrscht gerade in den kriegswichtigen

Berufen vor , in der Eisen - und Metallindustrie , in Giessereien ,

Schiffbau - und Elektroindustrie , im Bergbau , in der Feinmechanik ,

Optik usw .

Später soll nach ' Ankilndigung von Dr . Ley die �hrzeit noch mehr ,

womöglich auf 2 Jahre verkürzt werden . Man plant also eine Sohnell¬

produktion von Facharbeitern . Für die Chemische Industrie ist die

Verkürzung der bisherigen vierjährigen Lehrzeit auf 2 Jahre auf be¬

sonderen Wunsch der DAF bereits verwirklicht worden . Das Lehrver¬

hältnis wird dort in ein Anlernverhältnis umgewandelt .

Der Leiter des Deutschen Handwerks in der DAF , Sehnert , kündigte

an , dass das , was der Ausbildung durch Verkürzung der Ausbildungs¬

zeit verloren geht , durch neue Ausbildungsmethoden ausgeglichen

werden soll . Bereits im letzten , womöglich im vorletzten Schuljahr

sollen die Jungen und Mädel ihrem Beruf nähergebracht und schon in

dieser Zeit auf ihre Berufseignung geprüft . werden . Damit würde das

unnötige spätere Umschulen vermieden . In bestimmten Berufen müsse

man den Jungen etwa für ein halbes Jahr in eine Lehrwerkstätte

bringen und dann erst zum Meister in die Lehre geben . Es soll also

teilweise oder ganz der Meister durch ein Institut ersetzt werden ,

das sich völlig mit der Ausbildung der jungen Leute beschäftigt .

Vor einigen Monaten ist in Teltow bei Berlin eine Lehrbaustelle der

Bauindustrie eröffnet worden , bereits die achtzehnte im ganzen Reich .

Weil man die Erfahrung gemacht hat , dass die Hast der Arbelt eine

umfassende und ruhige Ausbildung der Lehrlinge vereitelt , dass auf

der Baustelle geschafft , aber nicht erzogen wird , sucht die Industrie

die Fachausbildung durch die Einrichtung von Lehrbaustellen zu er¬

verbessern , die ein Mittelding zwischen Schule und richtigem Betrieb

ist . Um einen Anreiz dafür zu schaffen , dass sich die Betriebe mit

besonderer Intensität der Lehrlingsausbildung widmen , hat der Reiohs -

wlrtsohaftsminister Anfang Februar angeordnet , dass die Betriebe ,

die sich dabei besonders auszeichnen , durch Erteilung öffentlicher

Aufträge bevorzugt werden .

Ueber die Lehrlingsfrage wird folgendes berichtet :
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Rhainland - Westfalan : Die Abschlussprafung für Lehrlinge soll um
ein Jahr vorverlegt werden , ohne dass die Leistungsfähigkeit da¬
durch herabgedrückt wird . Man verlangt von den Lehrherren , dass
sie durch Intensivierung der Ausbildung den Mangel ausgleichen .
Man will die gewerblichen und industriellen Firmen zu diesem
Zweck besonders beraten , sie zu Arbeitsgemeinschaften zusammenfas¬
sen und ihnen " berufene Berater " zur Seite stellen .

In der Textilindustrie soll eine besondere Nachwuohsausblldung
erfolgen . Die Juden , sagt man , hätten mit ihrer Fabrikations¬
und Ausbeutungspraxis viele Heimarbeiter beschäftigt . Das räche
sich jetzt , denn diese Leute könnten in den Grossbetrieben nicht
Schritt halten , lun müsse das durch planmässige Schulung nachge¬
holt werden .

Danzig , I . Bericht : Am 5 . Dezember ist vom Senat eine Verordnung
erlassen worden , die das Lehrlingswesen in gewerblichen und kauf¬
männischen Berufen neu regelt . Die Verordnung sieht vor , dass
künftig nur solche Arbeltgeber zur Ausbildung von Lehrlingen be¬
rechtigt sind , die in eine neuzuschaffende Lehrherrnstammrolle
der Industrie - und Handelskammer eingetragen sind . Dia Eintragung
in diese Stammrollen muss bis zum 15 . Januar 1939 von den Betriebs¬
führern beantragt werden . Nach dem Wortlaut der Verordnung erfolgt
die Eintragung in die genannte Stammrolle nur , wenn der Betriebs¬
führer oder sein Beauftragter persönlich zuverlässig , fachkundig
und fähig zur Berufsausbildung und Erziehung sind . Die Eintragung
kann später gelöscht werden , wenn sich herausstellt , dass für den
Betrieb die genannten Voraussetzungen nicht zutreffen oder wenn
bei dem Antrag falsche Angaben gemacht worden sind . Die Arbeitge¬
ber sind zum grossen Teil mit dieser " neuen Belästigung " nicht zu¬
frieden . Sie betrachten sie als eine neue Gelegenheit zu Schikanen .
Wer nicht genügend für das Winterhilfswerk und ähnliche Dinge gibt ,
würde für unfähig erklärt werden , Lehrlinge auszubilden . - Unsere
alten Gewerkschaftler sind eher einverstanden , unter der Voraus¬
setzung allerdings , dass wirklich Lehrlingsschinder ausgemerzt
werden , woran sie allerdings zweifeln , well unter den schlimmsten
Lehrlingssohindern sehr viele Nazis sind .

2 . Bericht : In Danzig ist bekannt gemacht worden , dass im Frühjahr
1939 bei der Industrie - und Handelskammer allgemeine Kaufmannsge -
hilfen - und Facharbeiter - Prüfungen stattfinden . Es handelt sieh
dabei um eine Auswirkung das Göringsohen Vierjahresplans , der zwar
formal für Danzig keine Gültigkeit hat , aber auch hier angewandt
wird . Die Anmeldungen zu den Prüfungen müssen bis zum 1 $ . Dezember
dieses Jahres vorgenommen werden . Die Prüflinge müssen bei der
Anmeldung einen eigenhändig geschriebenen Lebenslauf , eine Darstel¬
lung des praktischen Ausbildungsganges in Aufsatzform , das Schul¬
abgangszeugnis , das letzte Zeugnis der Berufs - , Fach - oder Handels¬
schule , Zeugnisse über sonstige Berufssohulung und eine Beurteilung
des Prüfungsbewerbers durch den Lehrherrn einreichen . Auch Gesellen
stücke müssen eingereicht werden , zum mindesten eingehende Be¬
schreibungen oder Zeichnungen der Gesellenstücke . Zu den Prüfungen
sind bereits Lehrlinge zugelassen , die erst am 30 . September 1939
die Lehre beendet haben . Es verlautet , dass man besonders die An¬
gestellten aussieben wird , um sie eventuell als Arbeiter zu beschäf
tigen . In der Danzlger Nazipresse ist bereits gelegentlich davon
die Rede gewesen , dass die Zahl der Angestellten gegenüber der der
Arbeiter zu hoch sei .
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Fast noch grösser und verhängnisvoller als das Fehlen von Fachar¬

beitern ist der Mangel an Ingenieuren und Technikern . Der Zugang
zum technischen Studium ist im Dritten Reich gesaltig zurdckgegan -

gen . Das liegt daran , dass die Karriere des Offiziers , des höheren

Parteifunktionärs usw . leichter ist und in kürzerer Zelt Einkommen

verschafft als ein Beruf , der ein längeres Studium voraussetzt und

zum Teil schlechter bezahlt wird . Im Spmmersemester 1937 betrug der

Zugang zu den Technischen Hochschulen nur 43 < 8 % des Zugangs im Sommer

semester 1928 . Bei den Fachschülern war das Verhältnis noch ungün¬

stiger . Im Jahre 1929 hatten 9 * 850 Personen die technischen Fach¬

schulen absolviert , für den Abschluss des Wintersemester 1938/39

rechnet man mit nur 5 . 400 Absolventen .

Von 1929 bis 1936 waren durchschnittlich 2 . 700 Diplomingenieure

jährlich ausgebildet worden , für 1938 bis 1940 rechnet man mit einem

Jahresdurchschnitt von nur l . ooo . Man schätzt aber für Ende 1939

das Manko der Ingenieure auf 18 . 000 . Wunmehr ist auf Anordnung von

Göring das Studium der Diplomingenieure vom nächsten Studienjahr an

von bisher vier Jahren auf 3 Jahre gekürzt worden und das Studium an

den technischen Fachschulen von 2 1/2 auf 2 Jahre . Durch eine Reor¬

ganisation des technischen Hoch - und Fachschulwesens soll verhindert

werden , dass die Leistungen unter der Verkürzung dbr Studiendauer

leiden . Im übrigen werden die Studierenden aufgefordert , in der

verkürzten Studienzelt dasselbe Pensum zu verarbeiten , das bisher in

längerer Studienzeit bewältigt worden ist .

Durch Erlass vom 14 . Januar ist auch das medizinische Studium , das

bisher 11 Semester dauerte , auf 10 Semester verkürzt und ausserdem

die praktische Ausbildungszeit von einem Jahr in das Studium ver¬

legt worden . Der Zweck dieser Studienverkürzung ist auch hier , die¬

se Fachkräfte früher für den Beruf verfügbar zu machen und durch

Verringerung von Ausbildungszeit und Ausbildungskosten den Anreiz

zum Studium zu verstärken .

Es sollen aber auch Schichten zum Ingenieurberuf herangezogen wer¬

den , die bis dahin dafür nicht in Betracht kamen . Es werden unter

den Arbeitern besonders Begabte ausgesucht und zu Ingenieuren ausge¬

bildet . Von der Staatlichen Hochschule für angewandte Technik wurde

im vorigen Jahr das Jungarbeiter - Vorstudium eingerichtet . Die Aus¬

bildung dieser Jungarbeiter soll wie folgt vor sich gehen : bis zum
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14 . Jahr Besuch der Grundschule , 2 1/2 Jahre Lehrzeit , 1/2 Jahr

Arbeltsdienst , darnach Torstudium und dann ordentliches Studium . Das
Vorstudium kann mit 17 Jahren begonnen werden , Vorstudium und or¬

dentliches Studium zusammen dauern 4 1/2 Jahre . Der Jungarbeiter
sohllesst also sein Studium im Alter von etwas Uber 21 Jahren ab

und tritt nach 2 Jahren Heeresdienst im Alter von etwa 23 Jahren

als Ingenieur in die Praxis ein .

Man denkt jetzt auch daran , den Frauen den Ingenieurberuf zu er¬

öffnen . Im vergangenen Jahr hatte es unter den immatrikulierten

Studentinnen nur 52 Technikerinnen gegeben . Nun hat sich das Be¬

rufserziehungsamt der DAF mit dieser Frage beschäftigt und ist zu

dem Ergebnis gekommen , dass weibliche Ingenieure in Laboratorien ,

Zeichensälen , Prüf Stationen , in Kalkulations - und Bechnungsbtlros

durchaus zu verwenden seien .

Um mehr junge Männer für technische Berufe freizubekommen , wurde

von dem Leiter des Fachamtes " Banken und Versicherungen " der DAF ,

Rudolf Lencer,in einem Tortrag , den er im November 1938 vor Be -

triebsfrauenwalterinnen hielt , angekündigt , der brennende Naoh -

wuchsmangel werde dazu führen , dess für die Betriebe der Banken

und ' Versicherungen vorwiegend weibliche Lehrlinge gefunden werden

müssten .
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III . Die Judenverfolgungen

" Man bleibe une vom Leibe mit Humanität ) * '

Adolf Hitler in der Sitzung des
grossdeutsohen Reichstags am 3o .
Januar 1939 .

In Deutschland vollzieht sich gegenwärtig die unaufhaltsame Aus¬

rottung einer Minderheit mit den brutalen Mitteln des Mordes , der

Peinigung bis zum Wahneitz , des Raubes , des Ueberfalls und der Aus¬

hungerung . Was den Armeniern während de� Krieges in der Türkei ge¬

schah , wird im Dritten Reich langsamer and planmässiger an den Juden

verübt . Die uns zugehenden Berichte bestätigen immer wieder , dasa

die überwiegende Mehrheit des deutschen Volkes diesen Prozess ver¬

abscheut und dass die Exzesse im November und der seither herr¬

schende Dauerpogrom das nationalsozialistische Regime in Deutschland

mehr Ansehen gekostet haben als die zuvor begangenen Greueltaten .

Aber , selbst unterdrückt , vermag die Bevölkerung den Mieehandelten

nicht oder nur sehr unvollkommen zu HiH * e zu kommen .

Das Ausland wehrt sieh dagegen , die b�c auf den fetzten Pfennig

und das letzte Sehmuckstüok ausgeraubten , deutschen Juden aufzuneh¬

men . An den Grenzen ist ein immerwährender Menaehensohmuggel im Gan¬

ge . Freiwillig geflüchtete Juden oder solche , die von der 3A gewalt¬

sam über die Grenzen goachoben werden , wandern in den Nachbarländern

teils ins Gefängnis , teils werden sie nach Deutschland zurückge¬

schickt und ihren Peinigern sufa neue ausgeliefert . - Da vor der

Entlassung aus einem Konzentrationslager gewöhnlich der Nachweis ge¬

fordert wird , dass der Häftling binnen weniger Tage , häufig binnen

48 Stunden , Deutschland verlassen wird , kommt es zu unsinnigen

Fluohtreisen , bei denen zwar die erste Etappe - hinaus aus Deutsch¬

land - nicht aber das Ziel bekannt ist . Auf den Meeren irren Schiffe

mit Jüdischen Passagieren umher , die nirgends an Land gelassen wer¬

den . In den Niemandsländern an den Grenzen entfaltet sich ein ent¬

setzliches Flüchtlingselend . Die Gefängnisse der demokratischen

Nachbarstaaten füllen sich mit Emigranten , die Deutschland zwangs¬

weise verlassen muasten und deren einzige Schuld darin besteht , dasa

kein anderes Laad sie aufnehmen will . Selbstmorde verzweifelter Jü -
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dlsohM Manschen scerden nicht nur aue Deutschland , sondern nun der

gMMB Welt gemeldet .

Das ist die Lage , Wir registrieren �ie bisher die gesetzliehen

Bestimmungen , die den Juden in Deutschland den Lebensraum weiter

einengen , sind uns aber darüber klar , dass in Wirklichkeit längst

ein gesetzloser Zustand herrscht , durch den jede Gewalttat gegen
die jüdische Minderheit sanktioniert ist .

1 ) Neue behördliche Massnahmen

Seit unserem letzten Bericht über die Judenverfolgungen in Deutsch¬

land ( Heft 12/1938 , Seite A 24 - 5I ) sind wiederum zahlreiche behörd¬

liche Massnahmen gegen die Juden ergriffen worden , die in erster

Linie dazu dienen , die Enteignung zu vollenden . Wir geben die haupt¬

sächlichsten davon wieder .

Durch die Verordnung über den Einsatz des jüdischen Vermögens vom

3 . Dezember 1938 ist den Juden auferlegt worden , ihren Besitz an

Wertpapieren und Devisen in einem Depot bei einer Devisenbank eiaM -

legen . Am 19 . Januar 1939 wurde ergänzend verordnet , dass die Ver¬

wahrung der Wertpapiere als " verschlossenes Depot " oder in einem

Safe unstatthaft sei . Hs müsse in jedem Augenblick die Möglichkeit

bestehen , das jüdische Vermögen nachzuprüfen . Im Übrigen habe jeder

jüdischer Depotkunde seine Bank nochmals ausdrücklich darauf * aufmerk¬

sam zu machen , dass er Jude ist , auch wann dieser Zustand der Bank

bereits hinlänglich bekannt sei .

Am 8 . Februar 1939 wurde in der deutschen Presse ein Runderlass

des Reiohsfinanzminlsters über die technische Durchführung der Vermö¬

gensabgabe der Juden ( Kontribution ) bekanntgegeben ( veröffentlicht

im Reiohssteuerblatt , S. 246 ) . Darin wird bestimmt ,

dass die für den ersten Teilbeitrag der Kontribution getroffenen
Anordnungen allgemein für die weiteren Teilbeträge der Vermögens¬
abgabe gelten , Insbesondere die Bestimmung , wonach nur solche
Wertpapiere in Zahlung genommen werden , die in dem für die jewei¬
lige Zahlung massgebenden Kurszettel aufgeführt sind . Es wird
weiter grundsätzlich verlangt , dass Abgabepflichtige vor der In -
zahlungsgabe von Wertpapieren und Grundstücken ihren Besitz an
Kostbarkeiten und Kunstgegenständen veräussern und das erlöste Bar¬

geld zur Entrichtung der Vermögensabgabe verwenden . Das gilt jedoch
nicht . wenn der Erinnerungswert des Gegenstandes im einzelnen höher

liegt als der erzielbare Verkaufserlös .

Wir reproduzieren hierzu auf Seite A 80 bis 84 einen " Bescheid über

die Judenvermögensabgabe " und ein dazu gehöriges Merkblatt , aus dem



- L

Cttunnümmtt . -

Da4 giafm ) amt ( ginan�nttt ) {atgcnbt Rantta :

A- eo

Bntin -

.............................
W

9au3anfd) tu( i : . - . .

. . . . .
,

3imnnr9tr

. . . . .. . . . . . . . . .
$! tbatt 4cn anbatan oaafaagaaattabf , tc
ttfpati fengataa SBat ! tw in bat �taaaßbaga !

Se! pt: fBt![M)tn �{n�a�HngcatmpPeWt
e6P3,MtfeaScM) tt &Bot3p! teta .

Die��amenut� üntct�tftgpto6tn
bei 3m QuiMungg-

übet bie �ubenbetmbgen�obgabe

9fuf @tunb bct Dut�fäStungbactctbnung übac bie SüSnctciftung bct gubcn bom 21. SRobcmbn 1938

( 91ci <SbgafcbH. 1 6. 1638 ) tcitb bic bon 3bncn {u cnttiiStcnbc übgabc MtgcfaSt auf

. . . . .. . . . . . .. . . . .

. . . . . . .. . . . . .
� �

Dia 916ga6a beträgt 20 bom gunbatt beg bon 3f ) nen auf <Stunb bat Satotbnung übat Ma 21a-

metbung beg üermögcng ban 3uban bam 26. Slptil 1938 (91aid)tjgafeS6t. 1 6. 414) angamatbataa

SBetmägang (untat 93atü #�tigung angageigtat SOatänbatungan ) .

Sia Slbgaba ift gu entticfttan in biet Taifbettägan ban )a

.................. . . . . . . . . . . .

Set etfta Xaitbettag ift big gum IS. Degambat 1938,

bie tbaitetan Haifbcttäge (inb big gum 15. gebttmt ,
15. S! Raiunb

15 . sMuguftl939

untat a3ageitf ) nung atg Subanbatmbgangabgaba unb untat Slngabe bat aban bat -

matftan 6t . . 91t . gu laiftan . � � gnttibfätfltd , ni # yttäfffg .
üBitb ainegaStung nidft ta<Stgeitig anttitf )tet, faiftmitäbiauf bag gaiiigfaitgtagg ainSäumnig -

gufä ) tag in 5äba ban gtaai bam �unbatt bag tutfftänbigan Sattagg battnitft . 91aiS Slbiauf bat

gaftiunggftift tnetben tütfftänbige Settage affne batSatgeßanba ÜRaSnung aingegagan unb atfatbat -
tiaßenfatig baigattiaben . Sia gibanggbafifttatfunggfaften faiian bam gaSlunggpfiidjtigan gut Haft.

Sei gafitung W! faibfigafaSufbciai; ". i ' . -nba:: an ? ahan?; : !
( ] t : d) tar : bcrbanan ) Tiuair. tni r.-. ebtrltn ' . , ; . Lgartju.' igaaa;!
baborf ag i:a,nar bafanbuan ' yvnar bar y�iianjiclia .



Bert , in

Betrifft : Ihre Vermögensanmeldung auf Grund der Verordnung

vom 26 . April 1938 ( RGB1 . I S . 414 ) . ,

Zur Ergänzung Ihrer von der Anmeldestelle an mich abgegebe¬

nen Vermögensanmeldung ersuche ich zwecks Vermeiaung von Zw &ngs -

und StrafmaBnahmen noch um Beantwortung und Rücksendung nachstden -

dep Fragebogens binnen _ _g / _ _ _Wochen .

a ) Betr . Grundbesitz : GrundbuchmäBige Bezeichnung

- - - - - - - - - - - - - - - -
b ) " Wertpapiere : Name und Anschrift der Auf¬

bewahrungsstellen ( Devisen¬
banken usw . ) . ?

- - - - - - - - - - - - - - - -
c ) " Zahlüngsmit - wie zu b )

+ ei : '

d ) " Hypotheken : Buch - oder Briefhypotheken ?
Name und Anschrift der Auf¬
bewahrungsstellen der Hy¬
pothekenbriefe ?

- - - - - - - - - - - - - - - -

e ) " Sonstige For - Genaue Anschrift ( Ort und

derungen ? Straße ) der Schuldner ?

- - - - - - - - - - - - - - - -

f ) " Spareinlagen , Name und Anschrift der Spar - -

Bankguthaben kassen , Banken , der sonstigen
und sonstige Schuldner ? '

- - - - - - - - - - - - - - - -

laufende Gut¬
haben :

g ) " NieSbrauoh u . Name u . Anschrift der zur

sonstige Ren - Leistung Verpflichteten

- - - - - - - - - - - - - - - -

-

tenrechte :

h ) " Schmucksachen , Name und Anschrift der

Kunstgegen - Verwahrer ? .

- - - - - - - - - - - - - - - -

stände , Edel - �
metall , Edel¬
steine :

i ) " Urheberrechte Name und Anschrift der
und Erfin - Lizenznehmer ?

- - - - - - - - - - - - - - - - -

dun , en :



k ) Betr . Bei Anteilsbe¬
sitz ( z . B. bei Er¬
bengemeinschaften ,
Gesellschaften , Ge¬
meinschaften zur
gesamten Hand oder
zu Bruchteilen )

An welchen Werten be¬
sitzen Sie anteiliges
Eigentum und wie lau¬
ten die Namen und An¬
schriften der einzel¬
nen Mitbeteiligten ?
Sind letztere deutsche
oder staatenlose Ju�jj .
den ? , �

( Unterschrift ) .

Nichtzutreffendes durchstreichen .
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Finanzamt Berlin . im Dezember 1938
« terkblatt

für Zahlung der JudenvermöKensabKabe .

1 . Wie ist zu zahlen ?

Srundsätzlich mit den ordemriionen Zahlungsmitteln ( Bargeld ,

Schecks , Postschecks , Banküberweisung ) . Die Abgabepflichtigen sol¬

len , soweit notwendig , ihr Vermögen zur Beschaffung ordentlicher

Zahlungsmittel flüssig machen . Bei Zahlung von selbstgeiaohuldeter

Abgabe aus eigenen ( nicht erworbenen ) , bei inländischen Kreditinsti¬

tuten geführten Auswanderer - öder Kreditsperrguthaben bedarf es kei¬

ner besonderen GeneHhigung der Devisenetelle .

2. Kann auch mit Tertpapieren gezahlt werden ?

In Ausnahmefällen können auch Wertpapiere in Zahlung genommen

werden , soweit Barmittel oder Barguthaben nicht zur Verfügung stehen .

Annehmbar sind nur Wertpapiere , die in dem nach dem Stichtag vom 30 .

November 1938 aufgestellten , den Devisenbanken zugegangenen Kurszet¬

tel genannt sind , und zwar zu den aus demKurszettel ersichtlichen

KUrsen . ' In dem Kurszettel sind nur amtlich notierte Werte enthal¬

ten } sie sind in folgende 5 Grugpen eingeteilt :

a ) Aktien und sonstige Gesellschaftsanteile ,

b ) Schuldverschreibungen privatrechtlicher Unternehmungen ( mit Aus¬
nahme der Hypothekenbanken ) ,

0 ) Pfandbriefe und Rentenbriefe öffentlich - rechtlicher Kreditanstal¬

ten , Pfandbriefe von Hypothekenbanken sowie Anteilscheine zu Li -
quidationspfandbriefen ,

d ) Schuldverschreibungen von Hypothekenbanken, , öffentlich - rechtli¬
chen Kreditanstalten und Körperschaften ( mit Ausnahme der Kör¬
perschaften zu e ) ,

e ) Anleihen des Reichs , der Länder , der Gemeinden und Gemeindever¬
bände , der Reichsbahn , der Reichspo ' st und Schutzgebietsanleihen .

Wertpapiere einer nachgeordneten Gruppe werden nur insoweit in

Zahlung genommen , als Wertpapiere einer vorgeordneten Gruppe nicht

verfügbar sind .

Nähere Auskunft erteilt erforderlichenfalls die depothaltende

Devisenbank ) ' .

Will ein Abgabepflichtiger Wertpapiere in Zahlung geben , so muß

er einen entsprechenden Auftrag an die depothaltende Devisenbank er¬

teilen , die nach Einholung der Devisengenehmigung das - Depot umlegen

und dem Finanzamt eine Abrechn ' mg zusenden wird . Sleichzeitig . mit

der - Erteilung des Auftrags an die Bank hat der Abgabepflichtige dem

Finanzamt Moabit - West ein Verzeichnis aller ihm gehörigen Wertpapiere

nach dem Stand vom 6 . Dezember 1938 , nach obigen 5 Gruppen geordnet ,

in docpelter Ausfertigung einzureichen mit der Versicherung , daß ithm
Bar - Ittel oder Barguthaben nicht zur Verfügung stehen . Aus den Ver -
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iehnisaen mu3 sich auch ergeben , wo eich die Wertpapiere befinden . DM

Finanzamt wird die Voraussetzungen für die Inzahlungnahme der Wertpapiere
an Hand der vorhandenen Unterlagen prüfen und über die Annahme an Zahlung
Statt entscheiden .

Die Börsenumsatzsteuer hat der Ffl . in voller Höhe zu tragen .

3. Kann auch mit Grundstücken gezahlt werden ?

Wenn der Abgabepflichtige nachweist , daß er die Abgäbe weder durch

bare oder unbare Einzahlung , noch durch Hingabe von Wertpapieren tilgen

kann , so ist ausnahmsweise auf Antrag die Annahme von Grundstücken an Zah -

lungs Statt zulässig . Ausgeschlossen sind Grundstücke :

a ) die mehreren Eigentümern gehören , sofern nicht sämtliche Eigentümer
ihre Anteile dem Reich übertragen ,

b ) die überlastet sind oder bei denen nach Abzug der Belastungen und
der Unkosten ein unverhältnismäßig niedriger 7/ert zur Deckung der Ab¬
gabe zur Verfügung stehen würde ,

c ) deren Wert nach Abzug der Belastungen und der durch den Eigentumaüber�
gang entstehenden Steuern und Kosten die Abgabe erheblich überateigt ,

d) die mit erheblichen Dienstbarkeiten , Rentenansprüchen usw . belastet
sind .

Maßgebend ist der vom Oberfinanzpräsidenten ( Gruppe für Baueachen ) ' fest¬

zustellende gemeine Wert .

Der Antrag auf Annahme von Grundstücken an Zahlungs Statt ist an das

Finanzamt Moabit - West zu richten und muß u . a . für jedes Grundstück fol¬

gende Angaben enthalten ;

a ) genaue Grundbuoh - und Katasteybezeichnung nebst Lagä ( Ort , Straße , Num¬
mer ) , Art des Grundstücks ,

b ) letzter Einheitswert und Feuerkassenwert ,
c ) Höhe der Belastungen nach dem neuesten Stand ohne Eigentümerhypothe¬

ken und Eigentümergrundschulden ,
d ) genaue Anschrift des Verwalters .

Dem Antrag ist eine Versicherung beizufügen , daß weder bare oder un¬

bare Einzahlung möglich ist , noch Wertpapiere zur Verfügung stehen .

Die durch den Eigentumsübergang entstäienden Steuern und Kosten trägt

— der Pflichtige , Antragsformular liegt bei ,

�Kann auch mit anderen Werten gezahlt werden ?

Nein ! Es werden insbesondere auch HypotheLenabtretungen oder Hypa -

thekeneintragungen zur Tilgung der Vermögensabgabe nicht angenommen . Es

muß dem Pfl . überlassen bleiben , derartige Werte durch Veräußerung oder

Beleihung flu sig zu machen . Etwaige hierdurch entstehende , Kosten und Ab¬

gaben hat der Pflichtige zu tragen .
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di # einzelnen Zahlungsmodalltäten für die . Milliärdenbusse eraieht -
lleh sind .

Aus den Bestimmungen Iber die Vermögensabgabe der Juden geht be¬

sonders klar hervor , welches Durcheinander bei der Ausplünderung

der jüdischen Minderheit herrseitt und in welchem Masse sich die Ver¬

ordnungen überschneiden . Ende November hat die Regierung angekündigt

deä�e ' eine Ankaufsstelle für Juwelen , Sohmupk - und Kunstgegenstd &de

eue jüdischem Besitz errichtet werden würde . Diese Ankauf sstelle

trägt zwar bereits den pompösen Namen " Ankaufsstelle f ür Kulturgnt .

Berlin ' " , ist aber bisher noch nicht in Tätigkeit getreten . Dagegen

gelten nunmehr alle öffentlichen , von den Gemeinden oder Gemeindever

bänden betriebenen Pfandleihanstalten als Annahmestellen . - Während

in der oben zitierten Verfügung vom 8 . Februar dieaSMräusserung . von

Wertgegenständen noch einigermassen freiwillig und bei vorhandenem

Bargeld zu umgehen war , ja Gegenstände mit geringem Verkaufs - , aber

grossem Erinnerungswert sogar ausgenommen blieben , erschien bereits

1�. Tage später , am 21 . Februar 1939 , fRelchsgesetzblatt I Nr . 32 )

eine " Dritte Anordnung zur Verordnung über die Anmeldung des Vermö¬

gens von Juden " in der bestimmt wird ,

dass alle Judän deutscher Staatsangehörigkeit und alle staatenlo¬
sen Juden die ihnen gehörenden Gegenstände aus Gold , Silber und
Platin sowie Edelsteine und Perlen binnen 2 Wochen nach Inkraft¬
treten der Verordnung an die eingerichteten öffentlichen Ankaufs¬
stellen abzuliefern haben . Die Ablieferung erfolgt gegen Entschä¬
digung . Die Richtlinien über die Bewertung und die Festsetzung
der Entschädigung hat der Reichswirtschaftsminister erlassen .

Untel - diesen Erlass fallen selbst die Eheringe und die kleinen

Erinnerungsstücke . Aber auch bei dieser Anordnung blieb es insofern

nicht , als die Abgabefrist vom 7 - bis zum 31 . März verlängert . wurde ,

weil die Ffandleihanstalten der Aufgabe organisatorisch nicht ge¬

wachsen waren und es vielen Juden selbst nach vielstündißem Warten

nicht gelang , die enteigneten Werte loszuwerden . - Inzwischen sind

einige Ausnahmen zugelassen worden . Zum Beispiel braucht ein Juäe

oder eine Jüdin , die in einer Mischehe leben , Wertgegenstände nicht

abzuliefern , wenn die aus der Ehe hervorgegangenen Kinder nicht als

Juden betrachtet werden , wohl - aber sind sie abgabepflichtig , wenn

die Kinder jüdisch sind .

Die zweite Rate der Milliardenbusse , die bis zum 1 $ . Februar

fällig war , hat dem Reich viel weniger bares Geld eingebracht als
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dia erste . In der Hauptsache ist Effekten - und Immobilienbesitz dey

wenigen noch bemittelten Juden zugunsten des Reiches abgeschrieben
worden .

Seit Dezember 1938 sind verschiedene Durchführungsverordnungen und

" Anordnungen zu Durchführungsverordnungen " über die Ausschaltung

der Juden aus der Wirtschaft und über den Einsatz des jüdischen Ter -

mogens herausgekommen . Es handelt sich dabei im wesentlichen um

technische Anordnungen , wie die völlige Enteignung der noch im Rei¬

che lebenden Juden zu bewerkstelligen sei . Trotz der Breite dieser

Erlasse herrschen noch immer reichlich viele Unklarheiten , und man

gewinnt den Eindruck , dass die führenden Stellen dem eigenen Raub¬

zug organisatorisch nicht recht gewachsen sind . Wir geben zur Kenn - .

Zeichnung einige Bestimmungen aus dem Durchführungserlass des Reichs -

wirtsohaftsministers über den Einsatz des jüdischen Vermögens wieder ,

der am 15 . Februar 1939 i ' A Ministerialblatt des Reichs - und Preussi -

achen Innenministeriums ( Ausgabe A) erschienen ist :

" Die Verordnung brachte u . a . die Neuerung , dass Entjudungen
auch zwangsweise durchgeführt werden können . Hierzu wird , vorbe¬
haltlieh einer Sonderregelung für den land - und forstwirtschaft¬
lich genützten Grundbesitz , angeordnet , dass die Anwendung von
Zwanganitteln sich vorläufig nur auf die Entjudung gewerblicher
Betriebe und dazugehörender Betriebsgrundstücke beschränken soll .
Nachdem die Juden aus dem Einzelhandel , selbständigen Handwerk
und Marktverkehr bereits allgemeine ausgeschieden worden sind ,
sei es nunmehr Aufgabe der höheren Verwaltungsbehörden , mit Hilfe
ihrer Vollmachten im Benehmen mit den zuständigen Parteistellen
dafür zu sorgen , dass diejenigen Betriebe des Grosshandels und der
Industrie , die noch heute gemäss Reichsbürgergesetz wegen massge¬
bender jüdischer Beteiligung als jüdische Gewerbebetriebe gelten ,
in volkswirtschaftlich vernünftiger Weise entjudet werden . Von
einer zwangsweisen Entjudung solcher Minderheitsb # teiligungen,die
den Gewerbebetrieb nicht zu einem jüdischen machen , sowte von
zwangsweiser Ueberführung jüdischen . Streubesitzes an Aktien und
sonstigen Wertpapieren sei vorläufig abzusehen . Ebenso ist , wie
der Erlass bestimmt , die zwangsweise Gesamtentjudung des nicht
land - oder forstwirtschaftlich genutzten Grundbesitzes nach aus¬
drücklicher Anordnung des Beauftragten für den Vier jahresplan im

Augenblick noch nicht in Angriff zu nehmen . Die Durchführung die¬
ser Aufgabe wird zentral angeordne &�. Sobald �ie Entjudung der ge¬
werblichen Wirtschaft zu einem gewlasen AbachlUss gekommen ist .

Schliesslich wird die Beteiligung der Pertel an dem Bntjudungs -
verf ehren durch Einschaltung des Gauleiters der NSDAP geregelt . "

Ueber den Erfolg der Arisieruagsaktion veröffentlichte die

" Frankfurter Zeitung " vom 26 . Januar 1939 einen Bericht , in dem es

hiess :
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" Die Auflösung des jüdischen Einzelhandels und der Uebergang
in arischen Besitz war in der Hauptsache mit Beginn dieses Monats
abgeschlossen . Abgesehen von geringfügigen Berichtigungen nach
dem endgültigen Stand kann man , nie in der " Zeitschrift des Vereins
Berliner Kaufleute und Industrieller " mitgeteilt stird , jetzt
feststellen , dass von den 3 * 75 ° jüdischen Einzelhandelsunterneh¬
mungen , die am 1 . August in Berlin noch gezählt wurden , l . Boo
als zur Arisierung geeignet befunden wurden . Jedoch sind nur 7oo
in deutsche Hände übergegangen . Für 500 fanden sich keine Bewer¬
ber , so dass in Berlin Insgesamt 3 . 050 Einzelhandelsgeschäfte zu
bestehen aufgehört haben . "

Neben den hier angeführten reinen Enteignungsmassnahmen sind wei¬

tere Massnahmen zur völligen Ausschaltung der Juden aus dem Berufs¬

leben , zu ihrer Entrechtung auf juristischem Gebiet und zur Vernich¬

tung des jüdischen Kulturlebens getroffen werden . Am 31 . Januar

sind die Bestallungen bzw . Approbationen der jüdischen Zahnärzte ,

Tierärzte und Apotheker erloschen . Den jüdischen Ärzten war die Be¬

stallung bereits mit Wirkung vom 3 ° - September 1938 entzogen worden .

Darüber hinaus ist den Juden die Ausübung der Heilkunde einschliess¬

lich der Zahnheilkunde und der Tlerheiljcunde überhaupt verboten . Als

Hilfskräfte in der Gesundheitspflege sind die Juden auf die Betreu¬

ung ihrer " Rassengenossen " beschränkt .

Am 3 . Januar 1939 hat der Reichswirtschaftsminister im Einverneh¬

men mit dem Reiohsminister des Innern bestimmt , dass Juden zu den

gesetzlichen Prüfungen der Industrie - und Bandeiskammern und Ar

Handwerkskammern nicht zugelassen sind . Auswandernden Juden können

jedoch Arbeitsbescheinigungen und Besoheihigungen über ihre Berufs¬

ausbildung mitgegeben werden .

Das Gesetz zur Aenderung familienreohtliqher Vorschriften vom

April 1938 gibt eine Handhabe dazu , adoptierte Kinder ihren Adop¬

tiveltern zu entziehen , wenn " die Vertragsparteien verschiedenen

Rassen angehören , also ein Vertragsteil Jude oder mit einem Juden

verheiratet , der andere deutschblütig oder Mischling zweiten Grades

ist " . Auf Grund dieser Bestimmungen hat Reichs justizminister Dr .

Gärtner den Amtsgerichten jetzt Anweisungen für eine Uebarprüfung

der Kindesannahmeverhältnisse erteilt .

Allen deutschen " Rechtswahrern " , gleichgültig , ob sie der NSDAP

angehören oder nicht , ist seit dem 7 . 1 . 1939 die Vertretung von

Juden grundsätzlich verboten . In der Anordnung des Reichsleiters

heisst es :
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" Antragen auf Erteilung einer Ausnahmegenehmigung soll nur
dann stattgegeben werden , wenn einer der folgenden fünf Fälle ge¬
geben ist : 1 . Vertretung und Beratung in Rechtsangelegenhelten ,
in denen der Jude zwar Partei ist , die Inanspruchnahme des Rechts -
wahrers aber durch ein deutsches Versioherungsuntemehmen erfolgt ;
2 . Vertretung und Beratung deutscher Versalter Jddischen Grund¬
eigentums ; 3 . Verwaltung jddlscher Vermögen einschliesslich der
damit verbundenen Vertretung und Beratung , wenn die zuständige
Steuer - oder Devisenbehörde die Verwaltung durch einen Juden für
untunlich erklärt ; 4 . Vertretung und Beratung von Juden fremder
Staatsangehörigkeit ; 5 . Tätigkeit als Konkursverwalter , Vergleichs¬
verwalter , Zwangsverwalter , Testamentsvollstrecker , Nachlasspfle¬
ger , Abwickler oder sonstiger Treuhänder auf Grund amtlicher Be¬
stellung . In all diesen Fällen ist jedoch stets besonders sorgfäl¬
tig zu prlfen , ob tatsächlich ein überwiegendes Interesse des
deutschen Volkes , die Beratung und Vertretung des Judens durch
einen Deutschen erfordert . . . Dies gilt auch für Rechtsanwälte ,
die teilweise jüdisches Blut haben , also für Mischlinge ersten
und zweiten Grades , die Reichsbürger sind . "

Da den jüdischen Anwälten die Anwaltschaft entzogen worden ist ,

kommt somit nur noch die Vertretung durch die wenigen zugelassenen

jüdischen Rechtskonsulenten in Frage .

Am 14 . Februar hat der Reichswirtschaftsminister in einem Runder -

lass angeordnet , dass auch den Devisanberatern untersagt ist , Juden

in Devisensaohen Hilfe zu leisten .

Es ist eine " Reichsvereinigung der Juden in Deutschland " geschaf -

fe ' worden , der jeder einzelne Jude als Mitglied angehören soll .

alle übrigen jüdischen Organisationen haben zu bestehen aufgehört ,

mit Ausnahme der jüdischen Gemeinden , des Jüdischen Kulturbundes

und des Palästina - Amtes , das korporativ der Relohsvereinigung ange¬

gliedert wird .

Auf &rund der polizeilichen Anordnung haben 160 . 000 Juden ihre

Vornamen ändern oder ihrem bisherigen Namen die Zunamen Sara bzw .

Israel hinzufügen müssen .

2 ) Die antisemitische Propaganda

Ueber die Hetzpropaganda gegen die Juden ist insofern wenig Neues

zu berichten , als sie sich gleich geblieben ist und trotz des voll¬

kommenen " Sieges " keineswegs nachgelassen hat . Die Nationalsoziali¬

sten wissen , dass sie das Volk bei ihren Gewaltakten gegen die Juden

nicht hinter , sondern gegen sich haben , und ihre fortgesetzte Hass¬

propaganda stellt den ständig erneuerten Versuch dar , die gewünschte

Massenstimmung doch noch zu erzeugen .



Auf die Jugend dbt dieses ständige Trommelfeuer in der Schule , in
der ditler - Jugend , auf der Strasse , in den Zeitungen , natürlich eine
starke Wirkung aus . Kinder und Jugendliche haben sich auch - i ! ie
die nachfolgenden Berichte wieder bestätigen - in den Fogromtagen
durch besondere Rohheit hervorgetan .

Der " Stirmer " , dessen Schreibweise sich im übrigen nicht verändert

hat , trägt das Seine dazu bei , die nachfolgende Generation zu " er¬

ziehen " . Das zuletzt im Stürmer - Verlag erschienene Bilderbuch " Der

Giftpilz " , das widerliche , z . T . wie üblich pornographische Hetzbil¬

der enthält , wird in vielen Schulen eifrig vertrieben . Der " Stürmer "

veröffentlicht ganze Serien von Danksagungen aus den Lehrerkreisen ,

jeweils mit vollem Namen und häufig mit der Adresse der Schule ver¬

sehen .

Die antisemitische Propaganda an den Hochschulen ist weiter aus¬

gebaut worden . Z . B. hat ein Dr . Deeg auf Streichers Wunsch einen

Lehrauftrag an �er Universität Berlin erhalten . Er hat seine Quali¬

fikationen dadurch dargetan , dass er ein Buch " Die Hof Juden " schrieb .

Die Vortragsreihen , die in den Universitäten gehalten werden , be¬

wegen sich auf einem unglaublich niedrigem Niveau . Wir veröffentli¬

chen , um diese Art der wissenschaftlichen Erziehung zu charakteri¬

sieren , einige Zitate :

Julius Streicher in der Aula der Universität , Berlin , bei der

Einführung Dr . Deegs in sein " wissenschaftliches Amt " :

" . . . Zum Schluss seines leidenschaftlichen Appells an die Hoch¬
schulen setzte der Redner sich auch mit der Frage auseinander ,
ob denn nicht einzelne Juden Grosses in der Wissenschaft geleistet
und manches mitentdeokt hätten . Dies treffe wohl gelegentlich
einmal zu , dass auch ein Jude an einer Erfindung mitbeteiligt
gewesen sei , aber dann bestehe doch kein Grund , ihn als Juden be¬
sonders zu erwähnen . Im übrigen aber möge man wissen , dass eine
Geschichtsforschung , die den Juden überhaupt noch als Gelehrten

anerkenne , falsche Wege gehe " .
( Frankfurter Zeitung vom 2 . Januar 1939 )

Der Präsident des " Reichsinstituts für Geschichte des neuen

Deutschlands " , Walter Frank , zur Eröffnung des Vortragszyklus über

" Judentum und Judenfrage " in der Berliner Universität :

" . . . Professor Walter Frank hat die Reihe auch selbst eingelei¬
tet mit einer Studie über Alfred Dreyfus . Es konnte ihm nicht
darauf ankommen , die Juristische oder die politische Seite des

Falles darzulegen . Dies sagte er gleich zu Beginn ausdrücklich
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zu den im Publikum anwesenden ausländischen ZuhBrem . . .
Herausgearbeitet wurde also das Jüdische in der Person von

Dreyfus und das Jüdische in den Methoden und Mitteln , ihn zu re¬
habilitieren . Der spätere Freispruch von Dreyfus war " ein Sieg
des internationalen jüdischen Kapitals über das französische Sol -
datentum " . . .

So betrachtet Walter Frank Dreyfus als ein Symbol für die ewige
Fremdheit des Juden unter den Tölkern . Frank selbst glaubt , ju¬
ristisch sei Dreyfus sicherlich nicht schuldig gewesen , seine
Schuld sei die seiner Rasse : unter den fremden Tölkern Herr sein
zu wollen und doch nicht aufhören zu können , ein Fremder zu

( Frankfurter Zeitung vom 14 . 1. 1939 )

3 ) Tatsachenberichte

Es gehen uns noch immer wieder neue Berichte über die Pogromtage

im Oktober und November zu . Ein Beweis d . afür , wie tief diese Tor¬

fälle im Tolk gewirkt haben und wie schwer sie den Nationalsozia¬

listen vergessen werden . Wir geben einige dieser nachträglichen

Schilderungen wieder . Die erste stammt aus dem noch immer nicht

aufgelösten Flüchtlingslager an der deutsch - polnischen Grenze bei

Zbaszyn , wo ein beispielsloses Elend herrscht . ( Siehe unseren Be¬

richt Heft 12/1938 , S . A 27 ) . Der Terfasser ist ein Jude , der aus

dem Westen an die polnische Grenze gebracht wurde , obwohl er Polen

nie gesehen hatte und kein Wort polnisch spricht .

Deutsch - polnische Grenze :
" Auf Crund der Paragraphen 5 und 9 der Ausländer - Polizeiver¬

ordnung vom 22 . 8 . 1938 wird Ihnen hiermit der Aufenthalt im
deutschen Reichsgebiet verboten . Sie haben daher das Reichsge¬
biet bei Termeidung von Zwangsmitteln unverzüglich spätestens
bis 29 . Oktober 1938 zu verlassen . . . "

Wenige Worte - Schicksal für Tausende ! - Donnerstag Abend 10
Uhr . Es klingelt . " Gestapo , aufmachen ! " - " Was ist los ? " - " Mit¬
kommen ! " - " Können wir wieder nach Haus ? " - " loh weiss nicht " .
" Was soll das denn alles , sind wir denn keine Menschen ! ? " - " Kom¬
men Sie , Sie werden hören ! " '

Ein grosser Saal , viele Menschen . - Juden ! Alte Juden mit zer¬
furchtem Gesicht und mit weissen Barten , Frauen , Kinder . - In
allen Augen dieselbe Frage : Was soll mit uns geschehen ?

Eine Nacht ist vorüber . - Trostlos , durchwacht und durchweint .
Aschfahle Gesichter , fragende Augen .

Wie weiter ?
Die Polizisten lösen sich ab . Gehen irgendwo hin - nach Hause .

Und wir ?
Einer der Polizisten ruft nach Jungen zum Essenfassen . - Brot

und Kaffee wird gebracht , die Menschen drängen sich herzu . Das
Leben verlangt sein Recht - und noch leben wir .



" fChaittsg . - Freitag nachmittag : Dicht gedrängt sitzen Menschen ,
die wenige Habe vor sich . - Bändel , Koffer , Säcke - eine Symphonie
�us TMllkör und Hoffnungslosigkeit . Es sind ja nur Juden .

Autos fahren zum Bahnhof , Menschen und Gepäck tragend . Draussen
gröhlende Menschen in drohender Haltung .

Jemand schreit etwas von " Volksverrätern , Blutsaugern . , Halsab¬
schneidern " . Auf dem Bahnhof wieder jenes Bild : Koffer , Menschen
Gepäck , schreiende Kinder , alte Menschen , zusammengebrochen und
auf Gepäcksticken hockend . - Wir wissen jetzt , wohin es geht !

Ein Zug läuft ein . Ein Sonderzug für ungl ' ickliche Menschen . 9,1 $
ihr . Wir fahren ! Hinter uns bleibt Arbeitsplatz und Eigentum , bleibt
die Frucht vieler Jahre . - Aber wir fahren ! Fahren ! Schon lange
Zeit fahren wir . Es ist still geworden in den Abteilen . Die Menschen
liegen auf den Bänken und schlafen einen dumpfen Schlaf .

Ein grauer Morgen dämmest herauf . - Die Grenzsteine von i ' Jeu -
Bentschen . Wieder in allen Gesichtern die Frage : Und nun ? Weiter ,
wohin ? Uebersll SS , Polizei , Grenzbeamte , Zöllner : " Haben Sie
Celd bei sich ? " lo RMk . ist alles , was wir mitnehmen dürfen . Da¬
heim aber , hinter uns , ist unser Eigentum , das wir und unsere El¬
tern erworben haben in saurer Arbelt .

" M. rsch los , was Ihr nicht tragen könnt , bleibt liegen ! " - -
Schwer schleppen alte Menschen an ihrem Bündel . Ihr weniges geret¬
tetes Gut . Hinten wird ein Junge angetrieben , er trägt einen gros¬
sen Koffer auf seinen Schultern - sicher nicht seinen eigenen .
Ein Viehtreiben mit Menschen . Wein , keine Menschen - nur Juden !

Fast 5 Kilometer liegen hinter uns , noch ein Kilometer , dann
kommt der Grenzstein . Das Tempo hat sich beschleunigt . Hinten im
Zuge wird nämlich geschlagen , werden Menschen zum Fallen gebracht ,
angetrieben wie eine Herde Schafe . Alles stürmt nach . vom , will
sich retten ! Koffer bleiben liegen , einer stolpert , bricht ein
Bein . - Weiter ! Schneller ! Es ist nur noch ein Vorwartskeuohen .
Ein humpelnder Mann , ein Krüppel , wird von 2 SS - Männern geschleppt :
" Wir wollen Dir das Tanzen schon beibringen ! "

Weiter - nur weiter ! Der Grenzbaum ist erreicht . Niemandsland .
loo Meter weiter der polnische Baum . Die Menschen hocken sich nie¬
der , brechen zusammen , raffen sich wieder auf . Doch es geht nicht
weiter . Zu schwer war alles in den letzten Stunden .

Das Gepäck kommt in einem Auto . Einiges war schon liegengeblieben .
Das wird uns ausgehändigt . Man schenkt uns unsere eigene Habe .
Glückliche Augen - wenigstens etwas . Verzweifelte Blicke - der Kof¬
fer ist nicht dabei . Ein Leiterwagen kommt heran . - Ob er unser
Gepäck mitnehmen möchte ? Ja - wir sind zufrieden . Man wird ja so
bescheiden . - Viele Wagen fahren nach Zbaszyn . ,

Platz vor dem Bahnhof . - Menschen , Mensehen ! Aus Berlin , Hannover ,
Essen , Köln Bielefeld - Juden aus Deutschland treffen sich in

Zbaszyn .
Ein Tor in einer Bretterplanke . Polizisten davor . " Proszd pani !

Treten Sie nur herein " . Bald beherbergen uns die Baracken . - Ein
Lastauto bringt Brot und Butter . Hungrige Menschen drängen . Drängen
und schieben vorwärts . Rücksichtalos ! Vorne ist Brot - ein hungriger
Mensch kennt keine Rücksicht .

Der Abend sinkt nieder . Langsam wird Ruhe . Wo sonst ein Pferd

stand , schlafen heute Nacht zehn Menschen . Auf ihren Bündeln hocken
i ; am Boden . Draussen im Hof scharen sich noch viele um den viel

kleine . , Kessel . Wieder für fünfzig Menschen Tee . Und Hunderte
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warten , warten auf ein bisschen Tee .
Ein neuer Morgen . Alles schwirrt durcheinander . Registrieren ,

essen , wegfahren . Warschau , Krakau , Posen . - Stimmen voller Hoff¬
nung ! Dann plötzlich : " Die Strassen sind gesperrt ! Keiner kann
mehr fahren ! " - Interniert ! Hoffnungen verfliegen . Im Hofe werden
von einer Plattform Mitteilungen gemacht , die niederdrückend
sind . Hoffnungen werden geweckt und brutal zertreten . Was nun
weiter .

Junge Menschen organisieren , sorgen für Essen , für die Alten ,
arbeiten viel und sind aktiv . Das Rote Kreuz arbeitet Tag und
Nacht . Menschen mit gequälten Nerven bedürfen der Hilfe . Es gilt ,
die kleinen Schmerzen zu beseitigen , um die grossen ertragen zu
können .

In den Baracken hat man sich eingelebt . An Leinen hängen Wäsche¬
stücke . Man wäscht und säubert , denn es ist ja so wenig , was man
hat . Dort soll eine Bürste dem Anzug das alte Aussehen geben . Hier
muss ein Stück Bindfaden einen Schuhriemen ersetzen .

Tag um Tag vergeht . - Hoffnungen kommen und gehen . - Verhandlun¬
gen werden anberaumt und unterbrochen . - Wir sitzen .

Feldküchen kommen , regeln die Verpflegung . - Die Komitees be¬
ginnen ihre Arbeit auf vielen Gebieten . Sie sorgen für erste Hil¬
fe und für Kleidung . Wir sitzen . - Strohsäcke , Decken , Stroh .
Glücklich tragen Menschen einen Arm voll auf ihre Schlafstätte .
Doch wir sitzen .

Grausam dieses Warten ohne Ende . Tag um Tag vergeht . Wir warten
auf Erlösung .

Sudetenland : Am 22 . November hatte ich mit einigen früheren Ge -
nossen , die , wie ich zu den neuen Arbeitslosen gehören , eine Tour
mit dem Fahrrad unternommen . Als wir am Nachmittag wieder nach
Karlsbad zurückkehrten , wurden wir schon ausserhalb der Stadt von
Genossen erwartet , die mir mitteilten , dass die Juden in allen
Strassen zusammengetrieben würden . Die Genossen rieten mir , dass
loh versuchen sollte , nach Prag zu flüchten . Da ich mir eines
Vergehens gegen die SdP nicht bewusst war , beschlqss ich trotzdem ,
nach Hause zu fahren . Meine Frau erwartete mich ganz verängstigt
und berichtete mir , dass um 3 Uhr nachmittags SdP - Ordner in unse¬
rer Wohnung gewesen seien und sich nach mir erkundigt hätten .
Als sie mich aber nicht antrafen , seien sie wieder gegangen .
1/2 o Uhr abends kamen sie wieder . Die Führung hatte ein im sel¬
ben Häuserblock wohnender Nazi . Als er von meiner Frau erfuhr ,
dass ich zuhause sei , kam er mit in die Wohnung . Mit den Worten :

" Ach , das ist der verfluchte Saujud , den ich bis jetzt poch nicht

gekannt habe " begrüsste er mich . " Zieh Dich sofort an und komm mit
zur Polizei , dort warten schon die anderen Schweine auf Dich . "

Mit einem Auto ging es nach dem Polizeigebäude . Dort hielt sich
seit dem Nachmittag eine nach Tausenden zählende Menschenmenge
auf , die immer wieder in den Ruf ausbrachen : " Gebt uns die Sauju -
der heraus , damit wir mit ihnen Sohluss machen können " . Im Hause
selbst wurden wir sofort von Leuten in SS - Uniformen in Empfang ge¬
nommen , die uns anbrüllten , dass wir " die Beine etwas schneller

bewegen " sollten . Bevor wir noch dazu kamen , ging ein Regen von
Schlägen mit den Gummiknüppeln auf uns nieder , und wir wurden
nile im Erdgeschoss auf eine Zimmertür zugejagt . Dort sass ein
Mann in SS - Uniform mit mehreren Abzeichpn . Ich wurde nun von ihm

gefragt , ob ich wusste , weshalb ich verhaftet sei . Da ich das
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verneinte , g�b er den zwei hinter mir stehenden SS - Leuten einen
Tink , die mir darauf jeder einen Schlag mit dem Gummikndppel
gaben , saf den Kopf und auf das rechte Schulterblatt . Der Mann
im Sessel sagte mir dann in aller Gemütsruhe : " Dies geschieht nur ,
um Sie vor der Tolkswut zu retten " . Dann fragte er mich nach mei¬
nem Namen und ob es mir lieber wäre , wenn ich wieder nach Hause
könnte , natürlich müsste ich dann sofort durch die auf der Stras¬
se stehende Menschenmenge nach Hause gehen . Da ich ihm daraufhin
antwortete , dsss es wohl doch besser sei , bis zum anderen Tage
zu warten , sagte er nur : " Bleibt freiwillig in Schutzhaft " .

Nun wurde ich wieder in den Korridor geschickt , wo mir zugeru¬
fen wurde , " Zweiter Stock Nr . 2 " . Ich rannte nun so schnell ich
konnte , die Treppe hinauf und verlief mich prompt , da es keiner
der auf der Treppe auf mich einschlagenden SS - Leute für notwendig
hielt , die Richtung zu sagen , in welcher das Zimmer 2 liegt . Das
war ein neuer Anlass dazu , auf mich einzuschlagen . Da die Schläge
alle nach dem Kopf und auf die Schultern gingen , war es unmöglich ,
den Kopf zu heben . So rannte ich natürlich immer nach der falschen
Tür . . als ich endlich die Nummer 2 erreicht hatte und die Tür öff¬
nen wollte , war sie von den schon im Zimmer befindlichen Personen
so verstopft , dass ich sie nicht aufbrachte . Da stürzten sich
wieder einige SS - Leute auf mich und schlugen auf mich ein . Andere
drangen ins Zimmer und schrieen die dort befindlichen Menschen an :
" Wenn Ihr Eurem Glaubensbruder nicht Platz machen wollt , dann
müssen wir das eben besorgen " . Man hörte nun nur noch die Schläge
auf die Köpfe der Wartenden fallen . Da ich gleich hinter den
Schlägern ins Zimmer trat , hatte ich so einen Gang für mich frei .

In dem Zimmer müssen sich mehr als 80 Menschen befunden haben .
Die Fenster durften nicht geöffnet wercen , trotzdem die Dampf¬
heizung auf höchste Temperatur eingestellt war . Ich sah dann , dsss
die der Zentralheizung am nächsten Stehenden sich mit den Händen
von der Wand abdrückten , um nicht direkt an den Heizkörpei : n anzu¬
liegen . Von Statur kleine Menschen konnten sich nicht anders hel¬
fen , als dass sie selbst auf die Gefahr hin , sich die Hände zu
verbrennen , sich an den Heizkörpern abdrückten .

In dem Raum Nr . 2 blieben wir noch mehrere Stunden , ohne dass
wieder etwas geschah . Dann wurden wir gegen 3 Uhr nachts aufge¬
fordert , so schnell als möglich auf die Strasse zu gehen . Dass
dies bei den ältesten Leuten wieder nicht ohne Schläge abging ,
kann sich jeder vorstellen , denn viele von uns hatten sich schon
fast 12 Stunden in dem Raum aufgehalten , und da sich ja niemand
setzen oder gar legen konnte , ja , es nicht einmal möglich war ,
sich zu bewegen , waren bei den meisten die Glieder schon steif ge¬
worden . Auf der Strasse standen Lastautos ; an den Hintertüren
standen wiederum SS - Leute , die auf jeden einschlugen . Diejenigen
Leute , die trotz der Schläge nicht schnell genug in den Wagen
klettern konnten , wurden an Händen und Füssen gepackt und wie ein
totes Stück Vieh auf den Wagen geschmissen . Von da ging es nach
dem Bezirksgerichtsgefängnis in Karlsbad .

Dort traten wieder SS - Leute in Dienst , die mit uns nicht besser
verfuhren . Wir wurden in Zellen zu je 6 Mann untergebracht , in
denen wir uns nun zwar setzen konnten , aber an Hinlegen war auch
hier nicht zu denken , denn diese Zellen waren ja nur für zwei
Mann eingerichtet . Früh in der achten Stunde gab es etwas " Kaffee '
Am Mittag brachten für viele von uns die Frauen das Essen . Der
Frass . der den anderen aus der Gefängnisküche vorgesetzt wurde
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nlrbt zu geniessen .
Am nächsten Tage wurden wir frdh um 6 Uhr geweckt und aufgefor¬

dert , uns anzuziehen . Ohne dass wir uns gewaschen oder dass wir
gegessen hatten , gings in den Hof . Dort standen grosse Polizeiwa
gen bereit , um uns nach Dachau zu bringen . Diese Nachricht wurde
von den meisten von uns hingenommen , als ob es sich um eine ganz
einfache Sache handelte . Tlele werden ja auch kaum etwas davon
gehört haben . Wir fuhren in Begleitung relchsdeutsoher Polizei .
Das beruhigte mich ein wenig . Die Beamten machten uns vor der Ab¬
fahrt darauf aufmerksam , dass keiner von uns etwas unternehmen
solle , was er später selbst bereuen Wirde .

Die Fahrt nach Dachau ging über Eger , Nürnberg . Als wir bei
Behau die alte Reichsgrenze hinter uns hatten , wurden die Pollze :
beamten uns gegenüber Menschen und unterhielten sich mit uns . Als
wir dann in einem kleineren Ort ankamen , wurde uns gestattet ,
uns etwas zum Essen zu kaufen . Die Polizeibeamten sagten uns dan ?
noch , dass sie uns gern schon früher hätten etwas essen lassen ,
aber die im Sudetengebiet seien noch zu junge Deutsohe und man
könnte aufgrund einer menschlichen Regung den Opfern des Nazlregi
mes gegenüber mehr Unannehmlichkeiten haben als dies ihnen , aber
auch den Altdeutschen lieb wäre .

In Dachau traf der Transport nachmittags gegen 5 Uhr ein . Es
waren vorher schon mehrere Transporte aus den verschiedensten
Richtungen angekommen , so dass schätzungsweise ungefährt 300 Mann
auf die verschiedenen vorzunehmenden Prozeduren warteten . Alle
mussten sofort in zwei Gliedern antreten und in gerader Haltung ,
die F ' isse im rechten Winkel aneinander , stehen bleiben . Als sich
der erste nach ungefähr 2o Minuten rührte , wurde er geschlagen .
Wer sich einbildete , dass die kleinste Bewegung ja doch nicht be¬
obachtet werden könnte , hatte sich geirrt und schon ging die Prü¬
gelei von vorn an . - Als dann die ältesten von uns infolge der Ueber
anstrengung zusammenbrachen , gab es noch einmal Gemeinschafts¬
schläge und dan� konnte alles in die Baracke 18 gehen . Das ist
eine Baracke , die nur zur Aufnahme von neuen Häftlingen oder für
solche da ist , die das Lager wieder verlassen . Wer dort ist , ist
noch kein Lagerhäftling , aber auch kein freier Mensch mehr . Die
Leute in Nr . 18 bekommen noch nichts oder nichts mehr zu essen ,
gleichviel . wieviel Stunden oder Tage sie noch dort zu verbringen
haben .

Am nächsten Tage früh um 6 Uhr wurden wir wieder vor das Auf¬
nahmeamt gebracht und hatten abermals Stunden zu warten , bis alle
Aufnahneformalitäten erledigt waren . Dann gings wieder in die Ba¬
racke 18 , wo wir eingekleidet wurden . Um 12 Uhr erhielten wir
unser erstes Essen und mann kann sagen , nur der Hunger trieb es
uns hinein .

Da die Juden im Lager nicht arbeiten durften , wurden aus uns
erst einmal " Menschen gemacht " . Exerzieren vom Morgen bis zum

Abend , und wie . Als Sportler habe ich das alles noch einigermas -
sen überstanden . Wie aber - �chon nach einem Tage die ältesten und

behäbigen Leute umgefallen sind , davon kann man eigentlich viel
zu wenig berichten . Wer umfiel , der kam uns nach dem Exerzieren
nur ganz zerschlagen wieder Zu Gesicht . Schneematsch und Schlamm
hinderten die Kommandanten nicht daran , uns stundenlang zu schlei¬
fen . Wenn man dann na�h Stunden glaubte , einrücken und sich wärmen
zu können , dann kam die Kniebeuge . Das ist wohl eine noch grösse¬
re Tortur als alles andere . " Fusspitzen hebt , Knie beugt " , ganz
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langsam geht es tiefer , dann mehrere Minuten in der Hocke , dann
endlieh geht es langsam wieder in die Höhe . Wer auf dem Sport¬
platz noch nicht zusammengebrochen ist , hier wird er mdrbe ge¬
macht , und dann wird immer wieder geschlagen . Das kann man im
Laufe des Tages an vielen Orten erleben , ja des Nachts hat jeder
SS - Mann das Recht , auch in der Baracke von allen Insassen solange
Kniebeugen ausführen zu lassen , wie er seine Freude daran hat .
Kein Wunder , dass im Laufe der vier Wochen meines Lageraufenthalts
viele Selbstmord versuchten . Aber wehe den Armen , die dabei er¬
tappt wurden . Sie kamen in den Bunker . Und wenn man sie wieder¬
sah , war jeder Lebensmut in ihnen gebrochen .

Als wir am 22 . Dezember entlassen wurden , durften wir erst ab¬
fahren , nachdem die Besitzenden aus unseren Kreisen sieh das
Fahrgeld auch für die anderen hatten mitschicken lassen . Nachdem
wir wieder mehr als 24 Stunden in der Baracke 18 zugebracht hat¬
ten , wurden wir zum ersten Male in München ausgespeist , aber
nicht etwa von den deutschen Behörden , sondern durch ein von Juden
eingerichtetes Hilfswerk . Sonst hätten die meisten von uns vor
Karlsbad oder gar Komotau nichts zu essen bekommen .

Südwestdeutschland [ Saarpfalz ) : Durch Zufall kam ich an dem
Platz vorbei , an dem die Juden zusammengetrieben wurden , die in
der Stadt eingefangen oder in den Wohnungen abgeholt worden waren .
Diesen Eindruck werde ich in meinem Leben nie wieder vergessen .
SA , SS , Polizei hatten Privatautos requiriert und brachten nach
und nach ihre Gefangenen , Männer , Greise , Frauen und sogar Kinder
herbeigeschleppt . Jedesmal , wenn ein Jude dam Wagen entstieg ,
setzte ein Gejohle der Jugend und einiger hysterischer Frauen ein .
Man sah bekannte Geschäftsleute , Arbeiter , Aerzte und alte Inva¬
liden . Eine sehr bekannte , und früher sehr angesehene Persönlich¬
keit von weit über 70 Jahren wirkte besonders ergreifend auf die
Zuschauer . Die Frauen und Kinder sperrte man in einen Raum , die
Männer standen den ganzen Tag im Freien herum und bekamen nichts
zu essen . Erst abends wurden sie abtransportiert zur Grenze , von
wo sie aber am nächsten Tag schon wieder zurückkamen , weil die
Franzosen sie nicht durchliessen . Dann mussten die Leute erneut
vor dem herbeigerufenen Gesindel stehen , bis sie nach Dachau ab¬

transportiert wurden .
Aber die meisten älteren Leute , die zufällig dazu kamen , konnten

sich nicht enthalten, - ihre Abneigung oder Entrüstung gegenüber
diesem Schauspiel zum Ausdruck zu bringen . Es gab an allen Stellen
Auseinandersetzungen mit solchen , die das Vorgehen gegen die Juden

verteidigen wollten . Die Leute sagten : " Sie sind nicht schlechter
als andere Geschäftsleute und diejenigen , die ihre Geschäfte
übernommen haben , sind viel teurer und haben schlechtere Waren " .
Die Erregung war offensichtlich so stark , dass gegen die Opponen¬
ten nichts unternommen wurde� Ein grosser Teil der damals Abtrans¬

portierten ist jetzt wieder da , und man kann überall sehen , wie
sie von der Bevölkerung freundlich gegrüsst werden . Man fragt
sie teilnahmsvoll , ob sie ' denn keine Möglichkeit haben , ins Aus¬
land zu gehen . Manche sagen ) dass sie sich noch bemühen , manche
verweisen auf die grossen Schwierigkeiten . Es kommt allerdings
auch jetzt noch vor , dass Kinder sie anreden : " Jud gib mir Geld . "
Manche geben und machen den Eindruck , als seien sie kindisch ge¬
worden .
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Oatpreussen , 1 . Bericht ! Von dem Brand der Königsberger Haupt¬
synagoge im November vorigen Lahres berichtet ein Augenzeuge eini¬
ge Einzelheiten . Neben der Synagoge befindet sich das jldische
Waisenhaus . In den frühen Morgenstunden , es war noch stockdunkel ,
drang SA in das Waisenhaus ein und räumte es . Alle Kinder mussten
ohne Kleider und nur in Nachthemden fliehen , auch den Wärterinnen
Hess man keine Zeit , sich anzukleiden . Da die Kinder froren , lie¬
fen sie zu der brennenden Synagoge , um sich dort an den Flammen
etwas zu erwärmen . Das Bild war herzzerreissend .

Eine andere Synagoge in Königsberg konnte die SA nicht anzünden ,
da sie in einem Hinterhof inmitten von Wohnhäusern liegt . Als
die SA dennoch Anstalten machte , an der Synagoge Feuer zu legen ,
schritten die Einwohner der Hinterhöfe ein und hinderten die SA -
Leute zum Teil mit Gewalt an der Brandstiftung .

S . Bericht : Der Judenpogrom in Elbing in den Oktober - Tagen vori¬

gen Jahres hat viele Opfer gefordert . Am 9 . November waren die
Nazis überall zu den sogenannten Revolutionsfeiern zusammengezogen ,
die etwa bis gegen 11 Uhr abends dauerten . Die Mitglieder von SA
und SS hatten dann Befehl erhalten , um 4 Uhr morgens wieder anzu¬
treten , um die Synagoge in Brand zu stecken , die gleich hinter dem
Polizeipräsidium gelegen ist . Die Synagoge ist bis auf den Grund

niedergebrannt , man hat lediglich die Umfassungsmauern stehen las¬
sen . Die - Feuerwehr war alarmiert und hat die umliegenden Häuser

geschützt .
Später hat man auf dem jüdischen Friedhof in Elbing alle Grab -

gltter und auch die Friedhofsumzäunung entfernt . Man hat das Alt¬
metall den Nazisammlungen zur Verschrottung abgeliefert . Zu diesen
Arbeiten waren SA - Leute abkommandiert . Selbstverständlich wurden
auf dem Friedhof Grabsteine umgeworfen , schwer beschädigt und zum
Teil sogar fortgetragen .

Es ' tritt immer deutlicher zutage , welche Rolle die persönliche _

Bereicherung in diesen Tagen gespielt hat und wie wenig der natio¬

nalsozialistische Mob zwischen " politischer Aktion " und Strassen -

raub , zwischen " Racheakt " und Raubmord unterscheidet .

Südwestdeutschland : Anfang des Jahres ist in Rastatt etwas ge¬
schehen , worüber die Zeitungen nichts berichten durften . Zwei

junge Leute , Mitglieder der SA oder �S, aus besseren Kreisen ,
fälschten ihre Ausweise und gaben sich als Kriminalbeamte aus .
Sie gingen zu einem Juden namens Dreyfuss und verlangten einen

Vermögensnaohweis . Bei der Durchsicht dieses Nachweises ' erklärten

sie dann , Gebühren verlangen zu müssen , und zwar in der Höhe von
tausend Hark . Der Jude erzählte die Sache einem Bekannten und der
erstattete dann Anzeige . Die beiden jungen Leute kommen nun vor

Gericht , angeklagt , sind sie aber nur wegen Fälschung von Dokumen¬

ten . Dass sie dem Jiaden auch tausend RMk abgeknöpft haben , wird
vertuscht .

Schlesien : In Gleiwitz wurde , ein Fall bekannt , wo eine Familie
in den Novembertagen Verschont geblieben ist . Da erscheint eines

Tages ein Nazi , angeblich im Auftrage einer Parteistelle , lässt
sich eine grössere Sjimme Geld geben und verschwindet , ohne zu
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qulttieren . Die jUdisohen Opfer wagen nicht , solchen Erpresspnge
nachzugehen und sie zur Anzeige zu bringen , weil befürchtet wird
daas dann die Akte von November sich eventuell wiederholen könn¬
ten .

*

Bei den Pogromen am 10 . November in Beuthen wurde der Gold¬
schmied und Juwelier Jakobowitz auf der Tarnowitzer Strasse von
einer Bande von SA - Leuten überfallen und derartig misshandelt ,
dass er nach einigen Tagen verstarb . Augenzeugen , die den Vorfall
gesehen haben , erzählen : Während ein Teil der SA - Leute den Juden
prügelten , naHmen . die anderen zahlreiche Wertgegenstände mit ,
stopften sich die Taschen voll ; der Rest ist dann von der Hitler¬
jugend gestohlen worden .

Ueber die derzeitige Situation der Juden wird uns berichtet :

Bayern : Die Banken werden gezwungen , für die Arisierung jüdi¬
scher Geschäfte an alle möglichen Nazis grössere Kredite zu geben ,
und zwar unter Verzicht auf die sonst übliche Deckung , also so¬
genannte Blankokredite . Dadurch sollen möglichst viele Nazis in
die Lage versetzt werden , jüdische Geschäfte zu erwerben . Diese
werden weit unter dem Preis losgeschlagen . Sämtliche jüdische
Hausbesitzer wurden zu den Notaren der DAF bestellt und mussten
ihre Häuser für lo % des Einheitswertes " verkaufen " . Der Kaufpreis
wurde nicht an die Juden ausgezahlt , sondern bei der Bank der
DAF ( früher Arbelterbank ) hinterlegt . Man rechnet damit , dass
den Juden die 10 % vielleicht einmal in Wertpapieren ausgehändigt
werden , die jetzt infolge der vielen Verkäufe im Kurs stark ge¬
fallen sind .

Schlesien , I . Bericht : In den letzten Wochen sind im Bezirk
Oppeln mehrere Fälle zu verzeichnen , in denen auf Antrag der An¬
gehörigen Juden aus den Gefängnissen oder Konzentrationslagern
zur Entlassung kommen . Das geschieht teils deshalb , weil Formali¬
täten bei der Geldbeschaffung für die Kontribution zu erledigen
sind , teils auch , weil bereits ein Auswanderungsschein vorliegt
und der Verhaftete schon einen Platz hat , wohin er sich mit der
Familie begeben kann . Die Pogromopfer kommen zwar zum Teil aus
den KZ - Lagern und Gefängnissen heraus , aber die untergeordneten
Nazistellen machen die denkbar grössten Schwierigkelten , erheben
die unmöglichsten Gebühren - so in Beuthen und Glelwitz - vollzie¬
hen auch Erpressungen , lassen die Verwandten wiederholt auf die
Aemter kommen , um sie unverrichteter Dinge wieder heimzuschicken
usw .

S . Bericht : Der bekannte Rechtsanwalt Dr . Frankel in Reuthen

Oberschlesien , der anläasslich der Pogrome an der Grenze verhaftet
wurde , hat bereits den Ausreiseschein für Palästina erhalten . .
Die Behörden weigern sich indessen , ihn freizulassen , weil er
nicht im Zusammenhang mit den Pogromen , sondern wegen Pevisen -
sohieben unter Anklage stehe . Dr . Frankel hat zahlreiche Pro¬
zesse zugunsten des Reichs gegen Polen mit Erfolg geführt . Das
Reich hat Millionenbeträge durch ihn erspart ; vor dem Genfer

Schiedsgericht war er einer der anerkanntesten Rechtsvertreter
des Reichs , die Nazis haben ihn selbst in verschiedenen Fällen 1 "

Anspruch genommen . Alle Interventionen , auch sehr hoher Nazlkrej -

se , blieben bisher ohne Erfolg . Man " icdet die Anklage gegen
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rränkel auch ia Parteikreisea unberechtigt .

3 . Bericht : Des - - -geschäft in X. gehörte einem Juden , ebenso
das Haus , in dem sich das Geschäft befand . Dieser Jude wurde ge¬
zwungen , das Geschäft und das Haus zu einem Viertel des Wertes
zu verkaufen . Am nächsten Tag wurde bei ihm von der Politischen
Polizei eine Haussuchung gemacht . Man wählte die ganze Wohnung
um und riss sogar die Tapeten von den Wänden . Schliesslich gaben .
die Beamten zu , dass sie das Geld suchten , das er gestern beim
Verkauf erhalten habe . Y. erklärte , dass das Geld auf der Sparkas¬
se im Safe sei , worauf er und seine Frau verhaftet wurden , weil
sie sich nicht sofort bereit erklärten , einen Teil des Geldes
dem Winterhilfswerk zu ' iberweisen . Das Ehepaar blieb einen Tag
in Haft . Sie wurden aus der Haft entlassen , well sie sich " frei¬
willig " bereit erklärt hatten , fänf Sechstel des Geldes dem Win -
terhilfswerk zu spenden . Die restliche Summe soll zur Finanzie¬
rung der Auswanderung dienen .

Danzig . I . Bericht : Die jidischen Mitglieder der Krankenkasse in
Danzlg haben am 12 . Januar 1939 Mitteilung erhalten , dass in
Zukunft nur noch ein einziger jädischer Zahnarzt im gesamten Ge¬
biet d € ' Freien Stadt Danzig fär sie in Frage komme . Dieser
Zahnarzt wohnt dazu nicht einmal in Danzig , sondern in Zoppot .
Allen arischen Zahnärzten ist untersagt worden , ab 13 . Januar
jüdische Patienten , Privat - oder Kassenpatienten , zu behandeln .
Dagegen behandeln polnische Aerzte und Zahnärzte Juden nach wie
vor . Man wagte bisher auch nicht , ihnen Vorschriften zu machen .

Kürzlich wurden Ziffern über die bisherige Judenabwanderung
aus Danzig veröffentlicht . Danach sollen bisher etwa 6 . 000
Juden Danzig verlassen haben .

2 . Bericht : Die Angleichung der Danziger Judengesetzgebung ah
die des Reichs macht weitere Fortschritte . So sind die Jqgeh
durch eine Verordnung des Senats , die im Januar erschien , von
dem Bezug aller Renten , auch der Blindenrenten , ausgeschlossen
worden . Mit dem 28 . Februar mussten alle Juden aus der Reohts -
anwaltschaft ausscheiden und ihre Notariate abgeben . An Stelle
der jüdischen Anwälte werden jüdische Rechtskonsulenten zugelas¬
sen , für die folgende Bestimmungen gelten :

Die Zulassungsgesuche legt der Gerichtspräsident mit seiner
Stellungnahme dem Senat vor . Die Entscheidung des Senats teilt
der Gerichtspräsident den Gesuchstellern mit . Die Zulassung hat
er ausserdem mitzuteilen dem Gauleiter der NSDAP , dem Präsi¬
denten der Rechtsanwaltskammer und dem Polizeipräsid ' enten . Als
Einnahmen verbleiben den Konsulenten : a ) die Auslagen ein¬
schliesslich der Sohreibgebühren , b) ein vom Präsidenten der
Rechtsanwaltskammer festzusetzender Pauschalbetrag als Ent¬

schädigung der Kanzlei - Unkosten , c ) von den darüber hinaus er¬
zielten monatlichen Einnahmen - einschliesslich einer verein¬
barten Sondervergütung - für Beträge bis zu 400 Gulden 90 %,
von 400 bis 600 Gulden 7o %, von 600 bis 1 . 2oo Gulden 50 %, darü¬
ber 30 %. Die überschiessenden Beträge gehen an die Ausgleichs¬
stelle . Der Präsident der Rechtsanwaltskammer kann nicht zuge¬
lassenen Juden aus der ehemaligen Rechtsanwaltachaft Unter¬

haltsbeiträge gewähren und zwar für Ledige 250, - Gulden monat¬

lich , für Verheiratete 3od < * Gulden .
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3 - Bericht : Der Senat steht seit einiger Zeit mit der Danziger
Synagogengemeinde in Verhandlungen wegen Ankaufs der Danziger
Hauptsynagoge . Die Synagogengemeinde soll 600 . 000 Gulden Kauf¬
preis verlangen , der Senat wird jedoch nur 300 . 000 Gulden zahlen
und behält dieses Geld in seiner Verwahrung . Es ist dazu bestimmt
die Auswanderung von Danziger Juden zu finanzieren .

Durch den Ausfall der jädischen Kassenärzte wird die Allgemei¬
ne Ortskrankenkasse in Danzig finanziell erheblich stärker be¬
lastet . Die übrigbleibende Aerztesohaft hat ausserordentlich
viele Patienten zu behandeln , so dsss es die meisten Aerzte ab¬
lehnen , Krankenbesuche im Hause der Kranken zu machen . Es hat
sich der Brauch herausgebildet , dass in diesem Falle stets eine
Ueberweisung des Patienten an die Krankenhäuser erfolgt , die
infolgedessen überbelegt sind . Die Allgemeine Ortskrankenkasse
muss nun die Mehrkosten , die durch die Krankenhausbehandlung
entstehen , bezahlen .

Die Haltung der Bevölkerung ist ungewöhnlich einheitlich . Die

Berichte , die uns schon in den ersten Tagen nach den Pogromen zu¬

gegangen sind , werden immer wieder bestätigt : die erdrückende

Mehrheit des deutschen Volkes lehnt die antisemitischen Gewalttaten

lehnt auch den jetzt durchgeführten Raubzug mit Entrüstung ab . An¬

fänglich haben die Nationalsozialisten offenbar gehofft , es werde

genügen , die " Meckerer " einige Stunden auf der Wache festzuhalten ,

und mit der Zeit werde die Ablehnung verschwinden . Jetzt aber

sind die deutschen Gerichte angewiesen worden , mehr Strenge gegen

die Pogromgegner anzuwenden . Es werden Gefängnisurteile bis zu

sechs Monaten verhängt .

Wir stellen an den Anfang einige aufsohlussreiehe Denunziations¬

notizen aus dem " Stürmer " ( Januar 1939 - Tir . 2 ) . Die Auswahl könnte

beliebig erweitert werden , das Streicherblatt ist voll von ähnli¬

chen Berichten . ( Siehe Seite A loo )

Rheinland . 1 . Bericht : In einem Vorort von Köln wurde einige
Tage vor den Judenverfolgungen bei einer Geburt eltf Arzt ge¬
braucht . Es handelte sich um die Frau des Inhabers eir�er grossen
Metzgerei . Der Metzger ist nachweisbar Arier . Er holte einen als

hervorragenden Geburtshelfer bekannten jüdischen Arzt , denn es
dtand ja das Leben seiner Frau auf dem Spiele und in der Bevöl¬

kerung hat man noch heute Zutrauen zu diesem Arzt .
Dem Obermeister der Metzgerinnung Hess der Vorgang keine Ruhe ;

er sorgte dafür , dass von der Partei aus der Boykott über den der

NS - Hego und der NSV angehörenden Metzger verhängt wurde . Er ist
nicht nur Obermeister 3er Eleisoherinnung , sondern auch Amtswal¬
ter des Stadtteils . Einige Tage verhinderten SS und SA den Zugeng
zu dem Geschäft . Aber das nutzte nichts , denn als die SS und SA

abgezogen war , vergrösserte sich der Kundenkreis des Metzgers zu
sehehds . Das durfte nicht so weitergehen , und so wurde der Ladaa
kurzerhand geschlossen .
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' . Bericnt : Währerd der Tage der schweren Judenverfolgungen ge -
; meh es immer wieder , des� sich Arier , oft recht einflussreiche
i ' ? D�F - Mitglieder , für Juden , die als anständige und solide Leute
jahrelang bekannt gewesen waren , einsetzten . Dabei kam dann man¬
che ; . rter zu Schaden , wurde verhaftet und sogar ins Konzentration
! ' . . ' er geschickt . Manchmal genügte es schon , wenn einer sich bei
der ganzen Schweinerei passiv verhielt .

Sachsen : In X. gab es bei den Pogromen zahlreiche Passanten ,
die für die Juden Partei ergriffen und die Juden öffentlich in
Schutz nahmen . Es gab hierbei zahlreiche Verhaftungen von Zivil¬
personen . Man hörte vielfach Pfuirufe , als die Nazis vorbeikamen .
Line ältere Dame , angeblich eine Baronin , die mit ihren Töchtern
spazieren ging und diese Ereignisse beobachtete , schrie laut :
" Es ist eine Schande , unter diesen Verhältnissen noch Deutscher
zu sein . " Sie wurde abgeführt , wiederholte immer wieder ihren
Protest und jegliche Versuche der Töchter , die Mutter zum Schwei¬
gen zu bringen , scheiterten am Verhalten der älteren Dame . Bei
der Verhaftung gab es eine Menschenansammlung , die von der Polizei
zerstreut wurde , auch hierbei fehlte es nicht an lauter und sehr
abfälliger Kritik .

Schlesien . I . Bericht : An der Trümmerstelle der Hindenburger
Synagoge ist eine Tafel angebracht , worden , wonach hier " Ziegel
gratis abgegeben werden " . In der Bevölkerung wird befriedigt fest¬
gestellt , dass es doch noch charakterfeste Menschen gibt , da nie¬
mand von diesem Angebot Gebrauch macht . Man sagt auch boshaft :
" Die Nazis sollen diesen Schutt allein abtragen . "

Als bei den ; Novemberpogrom ein Eisenbahnbeamter in Hindenburg
sich gegen diese Schandtaten aussprach und eine ältere Jüdin , die
von der Hitler - Jugend angefallen wurde , in Schutz nahm , geschah
ihm damals nichts . Jetzt wurde er wegen Beleidigung der Hitler -

Jugend zu 6 Monaten Gefängnis verurteilt . Gleichzeitig verlor er
seine Stelle .

In Beuthen und Gleiwitz sind jetzt viele Arier , deren Namen man
anlässlich der Pogrome am 9 . bis 11 . November festgestellt hat ,
zu Gefängnisstrafen bis zu 6 Monaten verurteilt worden . Diese Ur¬
teile werden nicht durch die Presse bekanntgegeben . Bei der Ver¬

urteilung wird völlig willkürlich verfahren . Man lässt einfach
keine Gegenbeweise zu , sondern ein Nazi als Zeuge bestätigt , das ?
sich der Angeklagte gegen die Judenpogrome ausgesprochen bzw .
" eine staatsfeindliche Haltung " eingenommen habe und damit basts .

Dann wird einfach das Urteil gesprochen . Zum Teil handelt es slct
bei den so Verurteilten auch um Frauen , deren Männer bekannte
Nazis sind .



( Abgeschlosaen am 1 . März 1939 )

Das Wirtschaftareoht des Dritten Reiches ( I )

I . Die Mittelstandapolitlk

Daa nationalsozialistische Parteiprogramm ist ein ausgesprochenes

Mittelstandsprogramm . Es fordert " die Schaffung eines gesunden Mit¬

telstandes und seine Erhaltung , die sofortige Kcmmunalisierung der

grossen Warenhäuser und ihre Vermietung zu billigen Freisen an kiel

ne Gewerbetreibende , schärfste Berücksichtigung aller kleinen Ge¬

werbetreibenden bei Lieferungen an Staat , Länder oder Gemeinden und

die Brechung der Zinsknechtschaft " . Mlttelständler , namentlich

selbständige Kleinhandwerker , Einzelhändler , kaufmännische und teeh

nieche Angestellte isogenannte Stehkragenproletarier ) , mittlere Be¬

amte und Tolkssohullehrer Wurden Hitlers erste Anhänger . Im Grunde

war es die gleiche Gesellsohaftsschicht , die den Kern der Wiener

Christlichsozialen Partei Dr . Luegers bildete . Wegen der starken jü

dischen Konkurrenz war sie antisemitisch eingestellt . Aus Geschäfts

neid bekämpfte sie die Warenhäuser , Konsumvereine , Filialgesohäfte

und alle Sozialisierungs - und Kommunalislerungsbestrebungen im Ter -

til - und Lebensmittelhandel . Die organisatorische und technische

Ueberlegenheit des Grosakapitals rief in ihr die " antikapitalisti¬

sche Sehnsucht " wach . Der Neid auf den Aufstieg der Arbeiterklasse ,

die Erbitterung gegen die " jüdischen " Warenhäuser und die Gegner¬

schaft gegen die ständige Ausdehnung der Sozialversicherung , die

sie z . T . wirtschaftlich stark belastete , machte sie zu Feinden der

Weimarer Republik . Seit 193o strömten dem Nationalsozialismus aus

dem bürgerlichen Lager gerade die Mitglieder der mittelständleri -

sohen Gewerbe - und Bürgerparteien zu .

Der seinem Wesen nach ursprünglich mittelständlerische National¬

sozialismus fand aber auch die Unterstützung einer Cesetlschafts -

gruppe , die er seinem Programm nach bekämpfte , nämlich des Großka¬

pitals . Die Gründe dafür waren wirtschaftlicher und politischer Art

Die gro . iskapltalistischen Unternehmer erblickten im Nationalsoziali
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mua geeignetes Werkzeug zur Teralohtung der i &nen unbequem ge -
eordenen Gewerkschaften , überhaupt dwr ArMlterbewegung . Hitler hielt

vor den Grossindustrielloa schon in den Jahren 1922 und 1923 Vorträ¬

ge Iber seine Ziele auf wirtsohaftlieham Gebiet . Sie fanden , wie

der Geheime Kommerzienrat Auat am 5 . Januar 19�4 vor dem Münchner

Ermlttelungsriohter aussagte : " vielen Beifall " und die Anerkennung

äusserte sich auch " in Geldspenden für seine Bewegung " . Selbstver¬

ständlich wussten die Industriellen , ihre Begeisterung für Hitler

patriotisch zu verbrämen . Sie wollten in ihm , wie der Syndikus des

Bayerischen Industriellehverbandes Dr . Kuhlo vor dem Richter erklär¬

te , " den einzigen Mann " sehen , " welcher berufen wäre , die Arbeiter

aus den Klauen des Marxismus zu retten und in das vaterländische

Lager hinüberzuziehen " . In grossem Hasstab finanzierte später Ge¬

heimrat Hugenberg die nationalsozialistische Partei aus der " Bundes¬

lade " der Rheinisch - westfälischen Industrie , besonders seit Ein¬

reihung Hitlers in die Harzburger Front . Auch dafür wurden meist

politische Gründe , wie " Kampf gegen den Bolschewismus " und derglei¬

chen angeführt , die wirtschaftlichen Hintergründe dagegen wohlweis¬

lich verschwiegen .

Die nationalsozialistische Wirtschaftspolitik warsomit nach der

Machtübernahme von 1933 einer doppelten Hypothek belastet . Einer -

saits suchte die Partei einige mittelständlerische Forderungen zu

erfüllen , andererseits trug man die Dankesschuld an die Grossindu¬

strie durch Zertrümmerung der Gewerkschaften und der Sozialdemokra¬

tie ab . Allmählich aber wurden alle wirtschaftlichen Massnahmen

immer mehr durch die Erfordernisse der Aufrüstung bestimmt . Die Wirt¬

schaft doa Dritten Reiches nahm den Charakter einer Kriegszwangs -

mlrtsohaft an , für die man den sohönfärberisohen Namen " Wehrwlrt -

achaft " erfand .

Die von den Nationalsozialisten versprochene " Kommunalisierung "

der Warenhäuser zugunsten kleiner Gewerbetreibender wurde selbstver¬

ständlich nicht durchgeführt . Man begnügte sich mit verhältniamäa -

sig unbedeutenden Massnahmen " zur Abwehr der dem Einzelhandel aus

der gegenwärtigen Wirtsohaftsnot drohenden Befahren und zur Siche¬

rung des Bestandes der mittelständlschen Betriebe des Einzelhandels " .

Durch das Gesetz zum Schutze des Einzelhandels vom 12 . Mal 1933

�jrde zunächst das bereits in der Verordnung vom 23 . Dezember 1932
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ausa * sproohene , bia 1 . April 1934 befi - isteta Verbot aer Errichtung ,
Eraaitarüig und Verlegung Ton Einheitspreisgeschäften in ein unbe¬
fristetes Verbot umgewandelt . Sodann wurde ein ursprünglich bis 1 .
November 1933 befristetes und erst durch Besetz vom 13 . Dezember

I934 . auf unbestimmte Zeit verlängertes Verbot der Neuerriohtung von

Einzelhandelsverkaufs st eilen erlassen . Das Verbot erstreckte sich

auch auf Erweiterung des Geschäfts , ferner auf die Uebemahme einer

Verkaufsstelle durch ein mehrere Verkaufsstellen betreibendes Unter¬

nehmen , auf Umwandlung in ein Warenhaus , Kleinpreisgeschäft , Serien -

preisgesohäft und dergleichen , Aenderung der Bezeichnung durch Hin¬

wels auf eine besondere Art der Freisstellung und endlich auf die

Ausdehnung des Verkaufs auf Lebens - und Genussmittel in Verkaufs¬

stellen , in denen bisher ausschliesslich oder überwiegend andere Wa¬

ren feilgehalten wurden . Das Verbot galt auch für die Errichtung von

Verteilungsstellen der Konsumvereine und Werkskonsumanstalten . Weiter

verbot das Gesetz noch die Errichtung selbständiger Handwerksbetrie¬

be im Betriebe eines Warenhauses , Einheitspreisgeschäftes , Klein¬

preisgeschäftes , Serienpreisgesohäftes usw . , sowie in Verkaufs - oder

Verteilungsstellen eines Konsumvereins oder einer Werkskonsumanstalt .

Die Reiohsregierung wurde ermächtigt , bereits bestehende Handwerks - i

betriebe dieser Art zu sohll essen . Schadenersatzansprüche wegen Sper¬

rungen und Schliessungen wurden ausdrücklich ausgeschlossen . Ausnah¬

men von dem Beschränkungen des Gesetzes wurden in der Durchführungs¬

verordnung vom 12 . Mai 1933 nur zugelassen für die Errichtung von

Verkaufsstellen in Neuwohnungssiedlungen , neuen Geschäftsgegenden ,

Kur - , Bade - und Ausflugsorten und für bereits vorhandene oder leer¬

stehende Verkaufsräume .

Die Genehmigung zur Errichtung von Erfrischungsräumen in Kaufhäu¬

sern war schon in den letzten Jahren vor 1933 von den Verwaltungsbe¬

hörden in der Regel versagt worden . In einer Verordnung zur Ausfüh¬

rung des Gaststättengesetzes vom 21 . 6 . 1933 wurde dann ausdrücklich

bestimmt , dass bei Anträgen auf Erteilung der Erlaubnis zum Ausschank

von Getränken in Waren - oder Kaufhäusern oder in anderen Verkaufs¬

atellen des Einzelhandels das Bedürfnis hierzu in der Regel zu ver¬

neinen und damit der Antrag abzulehnen sei . Durch Gesetz vom 15 . 7 .

�933 wurden die obersten Landesbehörden ermächtigt , die Erlaubnis

zum Betriebe einer Schankwirtsehaft in einem Warenhaus , Kaufhaus oder



moderen Verkaufsstolle des Einzelhandels zurückzunehmen und
die Abgabe zubereiteter Speisen zum Genusa auf der Stelle in einem
Warenhaus usw . zu verbieten . Ein Beschwerderecht an das Reichseirt -

sehaftsgerieht wurde eingeräumt , die Beschwerde konnte aber nur da¬
rauf gestätzt werden , dass durch das Verbot die Wirtschaftlichkeit
des Unternehmens gefährdet werde . Ein endgältiges gesetzliches Ver¬

bot des Betriebs einer Schankwirtsohaft und der Abgabe zubereiteter

Speisen zum Genuss an Ort . und Stelle in Warenhäusern , Einheitspreis¬

geschäften und dergleichen , in Verkaufs - oder Verteilungsstellen

von Konsumvereinen und Werkskonsumanstalten und in Verkaufsstellen

von Handelsgeschäften mit einem Jahresumsatz von äber 500 . 000 Reichs¬

mark brachte das Gesetz vom 9 . Mai 1935 - Ausnahmen konnte nur noch

der Reichswirtsehaftsminister fär den Fall eines besonderen Bedärf -

nisses oder der Gefährdung der Wirtschaftlichkeit des Gesamtuhter -

nehmens bewilligen . Eine Verschärfung des Gesetzes zum Schutze des

Einzelhandels brachte auch die Verordnung vom 11 . Juli 1933 , durch

die eine Anzahl von Handwerksbetrieben in Verbindung mit einem Waren¬

haus , Einheitspreisgeschäft usw . ( wie Einrichtung zur Herstellung

von Wurstwaren , Backwaren , Sattler - , Polster - , Tapeziererarbeiten ,

Sohuhmacherarbeiten , photographische Ateliers usw . ) und die Entge¬

gennahme von Aufträgen fär solche Handwerksarbeiten in Warenhäusern

usw . untersagt wurde .

Der Fernhaltung ungeeigneter Elemente vom Einzelhandel und Gewerbe

dienten neben der Neueinfährung oder Verschärfung des gewerbepoli¬

zeilichen Genehmlgungszwanges fär eine Anzahl Gewerbe insbesonders

auch Artikel II des Gesetzes zum Schutze des Einzelhandels vom 12 .

Mal 1933 , dem zufolge die Ausäbung des Handels mit Gegenständen des

täglichen Bedarfs behördlich untersagt werden kann , wenn sich die

UnZuverlässigkeit des Geschäftsinhabers aus Verurteilung wegen Be¬

trugs , Wuchers und unlauteren Wettbewerbs ergibt .

Die Gesetzgebung zum Schutze des Mittelstandes war im wesentlichen

bereits im Sommer 1933 abgeschlossen : Gegen weitergehende Forderun¬

gen wandte sich ein Erlass des Reichswirtschaftsministers vom 1 . 9 .

1933 ( HG 12083/33 ) , in dem es u . a . heisst :

" Von weltgehenden Massnahmen , wie sie von verschiedenen Seiten

gefordert worden sind , z . B. der Herausnahme weiterer Handwerksbe¬

triebe , der gesamten Lebensmittelabteilung oder anderer Abteilun¬

gen aus Warenhäusern , Einheitspreisgeschäften usw . oder einer Ein -
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aehränkung des dbliohea Verkaufs in Kolonialaarenläden und anda -
ran Ninzelhandalsgeaohäften sieht die Reiohsregierung ab , weil
sie z . T . nicht als berechtigt anerkannt werden können , z . T. aber
wenigstens im gegenwärtigen Zeltpunkt mit dem allgemeinen Interes¬
se der gesamten Wirtschaft nicht zu vereinen sind . "

Noch offenherziger war " Der deutsche Volkswirt " in seiner Ausgabe
vom 3 . September 1937 :

" Der grössere Einzelhandelsbetrieb ist nun einmal in gewissen
Fällen leistungsfähiger und gerade fdr den Verrieb von einfachen
Massnahmen unentbehrlich . So wird es sich als notwendig erweisen ,
die Tätigkeit des Warenhauses nicht weiter einzuschränken , sondern
ihm Spielraum zur Entfaltung seiner Leistungsfähigkeit im Dienste
der Preispolitik und damit der Volksgemeinschaft zu lassen . "

Einige spätere gesetzgeberische Massnahmen , wie das Rabattgesetz

vom 25 . 11 . 1933 und die V. O. über Wettbewerb vom 21 . Dezember 1934

können daher nicht mehr als eigentliche Sehutzvorsohriften fär die

Erhaltung des Mittelstandes bezeichnet werden . Das Gesetz über

Preisnachlässe ( Rabattgesetz ) vom 25 . 11 . 1934 setzte Höohsthundert -

aätze ftlr Barzahlungsnaohlässe , Mengennaehlässe und Sondernaehlässe

fest , regelte das Gutscheinwesen ( Sparmarken , Kassenzettel usw . )

und engte den Kreis der begünstigten Personen ein . Insbesondere wur¬

de Warenhäusern , Einheitspreisgeschäften usw . , Konsumvereinen und

Konsumanstalten die Gewährung von Barzahlungsnaohlässen untersagt .

Der Höchstsatz der Rückvergütung bei Konsumvereinen wurde auf 3 %

festgesetzt .

Im Zugabewesen wurden die nach 7 . 0 . vom 9 - März 1932 noch zulässi¬

gen Ausnahmen vom Verbot durch Gesetz vom 12 . Mai 1933 beseitigt .

Die V. O. über Wettbewerb vom 21 . 12 . 1934 bedrohte das Angebot von

Gütern oder Leistungen zu Preisen , " die die Selbstkosten nicht

decken können und den Anforderungen einer ordnungsmässigen Wirt¬

schaft widersprechen " , mit Gefängnis und Geldstrafe in unbeschränkter

Höhe , wenn der Täter unter unlauterer Ausnützung seines Kredits oder

böswilliger Nichterfüllung seiner Verpflichtungen gegenüber dem

Staate , der Gefolgschaft seines Betriebs oder seinen Gläubigern und

in gemeinsehädlieher Weise gehandelt hatte . Strafverfolgung sollte

aber nur bei Zahlungseinstellung oder Konkurseröffnung eintreten .

Auf dem Gebiete der Wirtsohaftswerbung ( Reklamewesen ) ist der ge¬

samte Handel usw . völlig unter die behördliche Vormundschaft geraten .

Nach dem Gesetz vom 12 . 9 . 1933 unterliegt das gesamte öffentliche

und private Werbungs - , Anzeigen - , Ausstellungs - , Messe - und Reklame -
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weaen dar Aufsicht des Reiches . Sie �ird durch den " Werberat der
deutschen Wirtschaft " ausgeführt , der eine Körperschaft das öffent¬
lichen Rechts bildet und dem Reiehapropagandaministar unterstellt
ist . Dieser ernennt den Präsidenten des Werberats und bestellt die

Geschäftsführer . Sie sind Relohsbeamte . Jede Wirtsohaftswerbung be¬

darf der Genehmigung des Werborates . Sie kann von Abgaben abhängig

gemacht werden . Der Werberat hat für die Wahrheit in der Wirt¬

sohaftswerbung , insbesondere dafür zu sorgen , dass nicht in markt -

aohreieriseher Weise oder durch Uebartreibungen gelockt wird ( ! ) .

Durch zahllose Verordnungen und Bekanntmachungen wurde seither die

Wirtsohaftswerbung bis in die die kleinsten Klnzelheiten , z . B. bis

zur Grösse der Buchstaben in Zeltungsanzeigen und dergleiohe� ' regle -

mentiert .

Im ganzen sind die Hoffnungen , die der deutsche Mittelstand auf

die Nationalsozialisten gesetzt hatte , durch die Gesetzgebung des

Dritten Reiches nur in bescheidenem Masse erfüllt worden . Die ge¬

setzgeberischen Massnahmen waren z . T. bereits unter der Regierung

Brüning eingeleitet und wären schon infolge des Druckes der Mittel¬

standsvertreter im Reichstag wohl auch ohne Hitler durchgeführt wor¬

den . Uebrigena ist in dem erwähnten Aufsatz der Zeitschrift " Der

deutsche Volkswirt " ausgeführt , dass die Warenhäuser von den Natio¬

nalsozialisten nur deshalb bekämpft wurden , weil sie sieh in jüdi¬

schen Händen befanden . Nach ihrer Arisierung müsse man sie mit ande¬

ren Augen ansehen . - Durch die späteren Massnahmen des Dritten

Reiches , vor allem durch die Warenknappheit infolge der Aufrüstung

und die Höchstpreispolitik sind zahlreiche wirtschaftliehe Existen¬

zen des Mittelstandes vernichtet und als Arbeitskräfte in die Rü¬

stungsbetriebe gepresst worden

II . Die Nazisierung des Handelsrechts

1 ) Der Kampf gegen das " anonyme Kapitel "

Das Handelerecht trägt internationalen Charakter . Es ist geschicht¬

lich aus den Handelsgepflogenheiten lombardischer Kaufleute erwach¬

sen und hat sich ala kaufmännisches Gewohnheitsrecht über die ganze

Welt verbreitet . Wechselverkehr , Bankwesen , die verschiedenen Formen

der Handelsgesellschaften , sogar die so modern anmutende Aktlenge -



fellschaft sind ursprünglich in italienischen Handelsstädten ent¬
standen und von da auch nach Deutschland gedrungen .

Auch die Nationalsozialisten konnten sich auf diesem Gebiet den
Bedürfnissen des internationalen Warenaustausches nicht . entziehen .
Sie kamen nach der Machtergreifung auf ihre Reichstagsanträge von

193o/31 ! In denen u�a . die Abschaffung aller kaufmännischen Inhaber¬

papiere und die AbhRngigmachung der Gültigkeit eines Wechsels von
dem Nachweis einer tatsächlichen Warenlieferung gefordert war , nicht

mehr zurück . Ihr Bestreben , " den nationalsozialistischen Grundsätzen

auch auf dem Gebiete der Wirtschaft zum Durchbruoh zu verhelfen " ,

beschränkte sich im Bereich des Handelsrechts auf eine Begünstigung

des " persönlich verantwortlichen Unternehmers " gegenüber dem " ano¬

nymen Kapital " . Die älteren Formen der Handelsgesellschaft , in de¬

nen der Einzelunternehmer sein ganzes Vermögen " wagte " , wurden aus

einem romantischen Gefühl für Mannesmut und gefährliches Leben her¬

aus jenen ' neueren Formen vorgezogen , bei denen das Risiko des ein¬

zelnen Gesellschafters von vornherein auf eine feste Summe begrenzt

war .

Die erste Frucht dieser vermeintlich germanischen Reehtsrenaissan -

ce auf dem Gebiete des Handelsrechts war das Gesetz über die Umwand¬

lung von Kapitalgesellschaften vom 5 . Juli 1934 - Es sollte nach

dem Vorspruoh die Abkehr von anonymen Kapitalsformen zur Eigenver -

antwortung des Unternehmers erleichtern . Zu diesem Zweck wurde die

rechtliche Möglichkeit geschaffen , eine Aktiengesellschaft , Komman¬

ditgesellschaft auf Aktien oder eine Gesellschaft mit beschränkter

Haftung in eine offene Handelsgesellschaft oder in eine Kommandit¬

gesellschaft umzuwandeln oder das Vermögen einer der erstgenannten

anonymen Kapitalgesellschaften unter Ausschluss der Liquidation auf

den alleinigen Gesellschafter , in dessen Händen sich alle Aktien

oder G. m. b . H. - Anteile befanden , zu übertragen . Bei der Umwandlung

einer A. C. oder G. m. b . H. unter gleichzeitiger Errichtung einer

offenen Handelsgesellschaft sollte die Zustimmung aller Aktionäre

bzw . Gesellschafter erforderlieh sein . Das Gesetz fand zunächst nur

Anwendung auf Gesellschaften , die vor dem 1 . 7 - 1934 errichtet wa¬

ren . In der Durchführungsverordnung vom 24 . 6 . I937 wurde die Anwend¬

barkeit auch auf die bis 1 . 1 . 1937 neu entstandenen Kapitalgesell¬

schaften ausgedehnt und die Umwandlung bis 31 . März 1941 fdr zuläs -
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Das neue Aktiengeseta
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Die Reformbedürftigkeit des deutschen Aktienrechts war längst er¬
kannt . Ernsthafte Bestrebungen zu einer umfassenden Neuordnung gehen
auf dae Jahr 1926 Zurück . Amtliche Entwürfe zu einem neuen Aktien¬

gesotz wurden in den Jahren 193o und 1931 Teröff entlieht . Einige vor¬

dringlichere Formen waren in der Brüningzeit durch Notverordnungen

durchgeführt worden . Die Nationalsozialisten bildeten nach der Macht¬

ergreifung bei der Akademie für deutsches Recht einen Aussohuss für

Aktienrecht , der im April 1934 " nd 1935 Berichte herausgab . Den end¬

gültigen Entwurf stellte daa Reiohajustizminiaterium fertig . Voran

ginget : einige kleinere Aemderungen daa galtenden Reehta . So wurde

durch Ceaetz vom ? . März 1935 4ie Mägllahkeit geschaffen , die Ein¬

zahlung der Einlage einea Aktionäre ptatt hur durch Barzahlung apeh

durch einen von der RAI ohebank baatätigten Seheck oder durch Cut -

aehrift auf ein Roiohsbank - Oder Poataehaokkonto oder Bankkonto dar

gapitalgeaellaohaf t oder ihrea Yoratandea zu leiaten . Ein Geaetz

über den Erwerb e�genär Aktien vom 14 . Mal 1936 ermächtigte den

Reiche Juatizminiater , im Eimvarnehmen atlt dem Reiohswirtschaf�smi -

niater , AktlengeaallachafteB und KemaaBditgeaellschaften auf Aktien

von der Einhaltung des naeä - gältendem Recht für den Erwerb eigener

Aktien und für die ElnzieiH &g von Aktien bestehenden Hundertsatzea

zu befreien .

Des Gesetz über Aktiangesällaehaften und Kommanditgesellschaften

auf Aktien ( Aktiengesetz ! wem ße . Januar 1937 brachte dann umfang¬

reiche und für die natioaalaozlaliatiaehe Tirtsehaftsauffassung be¬

zeichnende Neuerungen . In der Begründung musste vor allem gegen die

von nationalshzialiatieoher Seite geforderte völlige Abschaffung der

A. C . Stellung genommen werden . Es wurde geltend gemacht , dasa ein

wirtschaftlich und kulturell hochstehendes Land wie Deutschland

auf die neuzeitliche Gesellschaftsform der A. C. nicht ohne schwer¬

ste Erschütterung des wirtschaftlichen Lebens verziehten könne .

Gleichwohl kommt das Geaetz dar Abneigung nationalsozialistischer

Kreise gegen daa " anonyme Kapital " dadurch entgegen , dass das Min -

destgrundkapital auf 500 . 000 RM hinaufgesetzt wurde . Die Bildung

ganz kleiner Aktiengesellschaften , wie sie in anderen kapitalisti -
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Modern , z . B. in der Schweiz beliebt sind , let dadurch nBHhg -
lich gemacht . Die Torrn der A. &. kommt in DeutaehlaBd nur noch fttr

Groasunternehmungen in Betracht , deren Leben aich nach nationalac -
zlaliatlacher Behanptung " im Lichte der Oeffentlichkeit " abapielt .
Bestehende Aktiengeeellaohaften mit einem Grundkapital von mlnde -
atena loo . ooo RM können bestehen bleiben , solche mit einem geringe¬
ren Grundkapital , das waren am 31 . Dezember 1936 rund 1/5 aller

deutschen Aktiengeaellaoheften , mCtssen sieh bis 31 . 12 . 1940 um¬

wandeln oder verfallen der behördlichen Auflösung . Ausnahmen kann

der Reichsjuatizminiatar im Tinvernehmen mit dem Reiohawlrtsehafta -

miniater zulassen . Im Zusammenhang mit dieser Massnahme und zu dem

gleichen Zweck , nämlich die GrOndung von Aktiea - Gesellaehaften zu

erschweren , ist auch den Wennbetrag der einzelnen Aktie , und zwar

auch för Wamensaktion , von frtlher 2oo RMk auf l . ooo RMk hinanfge -

setzt .

Die Gegnerschaft der Wationalsozialiaten gegen alle " Kollektivitä¬

ten " kommt auch in der neuen Verfassung der Aktien - Geaellsehaften ,

insbesondere durch Zurückdrängung des Tinflueses der Mäase der Aktiot -
t

näre , zum Ausdruck . Wach früherem Recht war die Generalversammlung -

der Aktionäre das wichtigste Organ der Aktien - Gesellschaft , dem

nicht nur die Fällung der grundsätzlichen Xntscheidungen , sondern

auch die Kontrolle und Beeinflussung der Geschäftsführung des Vor¬

standes zustand . Demgegenüber beschränkt das neue Gesetz die " Haupt¬

versammlung " auf die Kntseheidung der " für die Gesellschaft lebens¬

wichtigen Fragen " , nämlich Satzungsänderungen , Auflösung der Gesell¬

schaft und Fortsetzung der aufgelösten Gesellschaft , Verschmelzung

und Umwandlung der Gesellschaft , Vermögensübertragung und Gewinnge¬

meinschaft , Bestellung und Abberufung des Aufsichtsrats und seine

Vergütung , Entlastung der Verwaltungsträger , Geltendmachung und Ver¬

zicht auf Ersatzansprüche gegen Verwaltungsträger und Gründer , Be¬

stellung dar Absohlussprüfer und Sonderprüfer und Gewinnverteilung .

In einzelne Akte der Geschäftsführung dagegen kann die Hauptversamm¬

lung nicht mehr eingreifen . Sie darf nur noch dann über Fragen der

Geschäftsführung entscheiden , wenn der Vorstand es verlangt I03

Absatz 2 ) . Auch die Feststellung des Jahresabschlusses ist der Zu¬

ständigkeit der Hauptversammlung entzogen und dem Vorstand unter

Mitwirkung des Aufsichtsrats in die Hand gelegt . Dadurch soll ver¬

mieden werden , " dass die Entscheidungen über die Bilanz und die
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Ge - inn - und Terluatreehnung Ton zufälligen Mehrheiten und unvorher¬
gesehenen Gruppenbildungen , kurzum von anonymen Faktoren abhängig
werden " . Tlne Feststellung doa Jahresabschlusaes durch die Hauptver¬
sammlung kommt nur noch in Frage , wenn Toratand und Aufsichtsrat es
für angezeigt halten oder sich nicht einigen können .

Fbenso ist das Auskunftsreoht der Aktionäre wesentlich einge¬
schränkt . Nach bisher herrschender Lehre und Praxis hatte die Mehr¬

heit der Generalversammlung darüber zu entscheiden , ob einem Aktio¬

när Auskunft zu erteilen sei oder nicht . Nach neuem Recht ( § 112 )

hat zwar der Aktionär noch ein Recht auf Auskunft " über Angelegen¬

helten , die mit dem Gegenstand der Verhandlungen in Zusammenhang .

stehen " . Die Auskunfterteilung hat " den Grundsätzen einer gewissen¬

haften und getreuen Rechenschaft zu entsprechen " . Allein sie darf

verweigert werden , " wo tiberwiegende Belange der Gesellschaft oder

eines beteiligten Unternehmens oder der gemeine Nutzen von Tolk

und Reich es erfordern . " Ob diese Toraussetzungen vorliegen , ent¬

scheidet der Torständ " nach pfliehtgemässem Brmessen " .

Als einen Torzug dieser Neuregelung bezeichnen die nationalsozia¬

listischen Juristen , dass jetzt der Torstand in der Leitung des Un¬

ternehmens nicht mehr durch überraschende Beschlüsse der Hauptver¬

sammlung behindert oder beunruhigt werden könne und dass dadurch

die Beständigkeit der Verwaltung gesichert sei . Dabei wird nur über -

eehen , dass hier der alte Reehtsgrundsatz, " wer zahlt , schafft an "

ins Gegenteil verkehrt ist . Die Aktionäre werden zur passiven Masse

herabgedrückt . Torstand und Aufsiehtsrat zur massgebenden Blite er¬

hoben . Wie sehr durch die neue Rechtsläge den neugeschaffenen Ueber -

menschen der Aktien - Gesellschaften der Kamm gesehwollen ist , zeigt

ein ausführlicher Bericht im Handelsteil der " Frankfurter Zeitung "

vom 13 . November 1938 , nach dem der Aufsiehtsrat der Bumboldt - Deutz -

MtOtoren A. G. in der Hauptversammlung die Torlage der neben dem Ce -

meinschaftsvertrag mit der A. G. Klöokner - Werke Düisbnrg , abgeschlos¬

senen weiteren Verträge mit der Begründung ablehnte , " dass keine

Veranlassung dazu bestehe " . Man geht also wohl nicht fehl mit der

Behauptung , dass durch das neue Aktiengesetz die Masse der Aktionärs

weltgehend entrechtet worden ist . Dia Anfechtung eines unter Tersa -

gung der Auskunft gefassten Beschlusses ist kein taugliches Mittel ,

m den Mlssbrauoh der Ermessensfrelhelt des Vorstandes bei der Aas -
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kunftaertellung nirkaam einzudätamen .

Dia Geschäftaführung liegt jetzt ausschliesslich in gen Händen 4ee
Vorstandes . Er hat " unter eigener Verantwortung die Gesellschaft so
zu leiten , wie dae Wohl des Betriebes und seiner Gefolgschaft und der

gemeine Nutzen von Volk und Reich es erfordern " . Die Rechte des Vor¬

standes der A. G. sind nicht nur erheblieh erweitert , sondern es ist

innerhalb des Vorstandes auch das Führerprinzip durchgeftihrt . Besteht

nämlich der Vorstand aus mehreren Personen , so kann der Aufsichts -

rat ein Mitglied des Vorstandes zum " Vorsitzer " ernennen . Dieser hat

das Recht , bei MelnungsTerschiedenheiten im Vorstand auch gegen alle

übrigen Vorstandsmitglieder zu entscheiden . Indes kann die Satzung

das Entscheidungsrecht eines Vorsitzers aussohliessen , " da nicht je¬

dem Unternehmen eine zuTorläseiga und geeignete Person zur Verfügung

steht . " Die Bestellung und Abberufung des Vorstandes geschieht jetzt ,

wie in der Praxis schon bisher , auch nach Oesetz durch den Aufsichts -

rat . Der Widerruf der Bestellung zum Vorstandsmitglied oder der Er¬

nennung zum " Vorsitzer " setzt aber des Vorliegen eines wichtigen

Grundes , wie Unfähigkei , grobe Pfliehtverletzung , Verlangen der Auf¬

sichtsbehörde und dergleichen voraus .

Für die Bezüge des Voratandamitglieds stellt das neue Gesetz " der

heutigen VolkeauffasBong entsprechende " Grundsätze anf . Die Bezüge

müssen in einem angemessenen Verhältnis zu den Aufgaben des einzel¬

nen Vorstandsmitglieds und zur Lage der Gesellschaft stehen . Bei we¬

sentlicher Verschlechterung in den Verhältnissen der Gesellschaft

und daraus sieh ergebender schwerer Unbilligkeit kann der Aufsichts¬

rat die Bezüge der Voratandamitglieder herabsetzen , doch ist in die¬

sem Fall dem betroffenen Voratandamitglled ein ausserordentliches

Kündigungsreoht eingeräumt . Gewinnbeteiligungen des Vorstandes müs¬

sen nunmehr in einem angemessenen Verhältnis zu den Aufwendungen der

A. C. zugunsten der Gefolgschaft oder von Einrichtungen im Dienste

des Gemeinwohls stehen . Ist dies nicht der Fall , so kann sogar die

Staatsanwaltscheft im Klageweg einsohreiten . Zuständig sind als

" Spruchstellan " die Zivilkammern der Landgerichte , in den höheren In¬

atanzen die Zivilsenate der Oberlandesgerichte und des Reichsgerichts

Der Aufsiehtsrat wird durch das neue Gesetz verkleinert , indem eine

Höchstzahl jo nach der Höhn des Grundkapitals eingeführt ist . Wer

sodann bereits in 10 Aktien - Gesellaehaften oder Kommanditgesellschaf -
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ten o�f Aktien Aufsichtsratsmitglied ist� kein Tveiteres Amt dieser
Art mehr übernehmen . Aasnahmen kann der Reichejustizminister mit Zu¬

stimmung der anderen beteiligten Reichsminister " zwecks ausreichen¬

der Wahrnehmung wirtschaftlicher Belange " zulassen . Zur Beseitigung
der " Anonymität " müssen jetzt auf allen Geschäftsbriefen die sämtli¬

chen Mitglieder des Torstandes und der Vorsitzer des Aufslchtsrats ,

in allen TerBffentlichen und Tervielfältigungen des Jahresabschlusses

sogar sämtliche Mitglieder des Torstandes und Aufsiehtsrates mit Na - -

men aufgeführt sein .

Die Absohlussprüfung des Jahresabschlusses ist jetzt zwingend Tor -

geschrleben . Die Prüfung darf nur von öffentlich bestellten Wirt¬

schaftsprüfern oder Wirtsohaftsprüfungsgeaellsohaften vorgenommen

werden . Meinungsverschiedenheiten zwischen Prüfern und Torstand wer¬

den durch eine vom Reichsjustizminister bestimmte Spruchstelle ( nach

Durohführungs - Terordnung vom 29 . 9 . 37 . Zivilsenat des Kammergerichts

in Berlin und des Oberlandesgerichts München , im zweiten Reohtszug

Zivilsenat des Reichsgerichts ) entschieden .

Ein Beschluss der Hauptversammlung kann jetzt auch für den Fall

angefochten werden , dass ein Aktionär mit der StimmreehtsaUsübung

für sieh oder einen Dritten gesellsohaftsfremde Sondervorteile zum

Schaden der Gesellschaft oder der anderen Aktionäre zu erlangen such¬

te und der Besehlues geeignet ist , diesem Zwecke zu dienen ( § 197 ) .

Damit hängt zusammen , dass auch Mehrstimmrechtsaktion nicht mehr ge¬

schaffen werden sollen . Bestehende sollen , um Missbräuchen zu steu¬

ern , beseitigt oder doch eingeschränkt werden . Einzelvorschriften

darüber finden sich in der 3 . Durchführungsverordnung zum Aktienge¬

setz vom 21 . Dezember 1936 , die ausserdem Bestimmungen über die neuen

Rechtsverhältnisse der deutschen Golddiskontbank enthält . Einge¬

schränkt ist auch das Depotstimmreeht der Banken , das nunmehr vom

Bankkunden der Bank ausdrücklich und gesondert eingeräumt und nach

15 Monaten erneuert werden muss .

Eines der bedeutendsten Merkmale des neuen Aktiengesetzes ist das

starke Eingriff srecht der Relehsbehörden , insbesonders des Reichsmi¬

nisteriums . Nunmehr kann das Gericht bei Prüfung der Gesellschafts -

erriohtung die Eintragung der A. G. von sich aus ablehnen , wenn der

Gründungaberlcht oder der Prüfungsbericht der Mitglieder des Toratan¬

des und des Aufslchtsrats unrichtig oder unvollständig ist oder den
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gesetzliehen Toraohriften nicht entspricht , oder wenn die für einge¬
legte oder übernommene Gegenstände gewährten Leistungen unangemessen
hoch sind . Das Klagereoht des Staatsanwalts gegen eine unangemessen
hohe Gewinnbeteiligung der Torstandsmitglleder wurde bereits er¬

wähnt . Der Reiohsjustizminister kann Ausnahmen von der gesetzlichen

Beschränkung der Aufsiohtsratsposten bewilligen . Mehrstimmrechtsak¬

tien dürfen mit Genehmigung der zuständigen Reichsminister ausgege¬

ben werden . Der Reiohsjustizminister ist ermächtigt , im Einverneh¬

men mit dem Reiohswirtsohaftsministor allgemeine Vorschriften über

die Prüfung dos Jahresabschlusses zu erlassen und Ausnahmen von den

Vorschriften über die Prüfung des Jahresabschlusses für Gesellschaf¬

ten von besonderer Art zu bewilligen , sowie ergänzende oder abwei¬

chende Vorschriften zu treffen . Die Ausgabe von Tandelschuldver -

schreibungen bedarf der Genehmigung das Reiohswirtschaftsministers

im Einvornehmen mit dem Reichsjustiz - und Reiohsfinanzminister . Von

dem Zwang zur vorherigen Auflösung eines Teiles der gesetzlichen

Rücklage bei Kapitalherabastzungen kann der Reiohsjustizminister im

Einvernehmen mit dem Reiohswirtsohaftsminister Ausnahmen zulassen .

Gefährdet eine A. G. das Gemeinwohl , namentlich durch ein Verhalten

ihrer Verwaltungaträger , das gröblich gegen das Gesetz oder die

Grundsätze verantwortungsbewusater Wirtschaftsführung verstösst , so

kann das Reiohswirtschaftsgerieht auf Antrag des Reichswlrtschafts -

ministers die Gesellschaft auflösen und schon vor der Entscheidung

die nötigen Anordnungen treffen , z . B. ein Vorstandsmitglied abberufen .

So besteht also auf weiten Gebieten des neuen Aktienrechts nicht

nur ein behördliches Verfügungs - und Gestaltungsreoht , sondern auch

ein eigentliches Aufsiohts - und Gesetzgebungsrecht . Zum Unterschied

von der parlamentarischen Gesetzgebung ist die der Vollzugsbehörden

spontan , willkürlich , sprunghaft und jeder vorherigen Diskussion ent¬

zogen . Damit hängt ein Teil des neuen Aktienrechts in der Luft , es

ist nie sicher vor plötzlichen Abänderungen . Die Unterordnung der

Wirtschaft unter die Politik , d . h . unter die wechselnden Erfordernis¬

se der Politik kommt darin sinnfällig zum Ausdruck .

Dieser Tendenz gegenüber tritt die Bedeutung anderer Neuerungen
mehr wirtschaftlicher Natur , wie die Einführung der bedingten Ka -

pltalarhöhung , der Vorzugsaktie ohne Stimmrecht , der Ermächtigung
des Vorstandes , ohne Bemühung der Hauptversammlung neues Kapital
im Wege der Kapitalerhöhung zu beschaffen , die Zulassung der ver -

eirtfachten Kapitalherabsetzung , die Einführung einer Begriffsbe -
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stinmung das Konzerns und dergleichen weit in den Hintergrund .
Das staatliche Aufsichtsrecht auf dem Gebiete des Hendels wurde

durch ein Gesetz vom 3 . 6 . I937 Uber die Aktien - Gesellschaften
hinaus erweitert . Es ermächtigte den Reiohsminister der Justiz ,
im Einvornehmen mit dem Relchswirtsohaftsminlster zu bestimmen ,
dass der Jahresabsohluss auch von Gesellschaften mit beschränkter
Haftung , offenen Handelsgesellschaften und Kommanditgesellschaften
Einzelfirmen , Bank - oder Sparkassengeschäften zu prüfen sei , und
Vorschriften dazu zu erlassen .

3 ) Die Reform der G. m. b . H.

Mit dem Gesetz vom 3 . 6 . 1937 ist bereits ein Teilgebiet der im

Gange befindlichen Reform der G. m. b . H. vorweggenommen . Bei ihr soll

nach einem Aufsatz des Staatssekretärs Sohlegelberger in der " Sozia¬

len Praxis " Januar 1939 ) jedenfalls den grossen G. m. b . H. die Prüfung

des Jahresabschlusses durch öffentlich bestellte Wirtschaftsprüfer ,

sowie die Veröffentlichung der Bilanz zur Pflicht gemacht werden . Je¬

doch sollen von dieser Verpflichtung aus " nationalwirtsohaftliohen

Gründen oder beim Vorliegen anderer schutzwürdiger Belange " wieder

Ausnahmen möglich sein . Beabsichtigt ist ferner , bei Sachgründung

die Prüfungspf licht einzuführen , das Recht der nicht an der Ge¬

schäftsführung beteiligten Gesellschafter auf Auskunft zu verstärken

im Gegensatz zur A. C . den Gesellschaftern nicht nur die Gewinnver¬

teilung , sondern auch die Feststellung des Jahresabschlusses zu über¬

lassen , die " Einmanngründung " grundsätzlich zu verbleteh und bei

nachträglicher Vereinigung aller Geschäftsanteile in einer Hand den

Alleingesellsohafter im Falle des Zusammenbruchs des Unternahmens

auch mit seinem Privatvermögen zur Befriedigung der Gesellsohafts -

gläubiger heranzuziehen . Wie im Aktleng &setz soll ein angemessenes

Verhältnis zwischen der Gewinnbeteiligung der Verwaltung und den so¬

zialen Aufwendungen vorgesehrieben und dafür gesorgt werden , dass

der " gemeine Nutzen von Volk und Reich " nicht zu kurz kommt . Dadurch

soll insbesonders auch die Flucht aus der stark unter Staatsaufsicht

gestellten A. G. in die G. m. b . H. verhindert werden . All das lässt

auf die Absieht einer starken behördlichen Bevormundung auch der

Gesellschaften m. b . H. sohllessen .

4 ) Aenderungen im Genossenschaftsreoht

Im Genossenschaftsreoht brachte das Gesetz vom 2o . Dezember 1933

noch keine . grundstürzenden Neuerungen . Der Rechtsschutz der einzet



" 8 - 15 -

Ownoaaansohaft�r ward # varatärkt , inabesondara kann anf die Mittei¬
lung Uber Aufnahme in die Oenoasansahaft und QbeT die Oenehmigung
dea Austritte nicht mehr varzlohtat werden . Neu zugalaaaen wurde im
Konkura dar Ganoaaanaohaft unter gewiasen Bedingungen der Zwanga -

vargi,aioh , dar Vergleich dea nachschusaRflichtlgan Genoasen mit dem

Konkursverwalter unter Zustimmung das Gläubigeraussohuases und des

Konkurageriohte und die Zinsteilung des Verfahrens schon vor Beginn
der Schluesverteilung� allerdings nur mit Zustimmung aller bekanhten

Konkursgläubiger . Bedeutsamer ist die Beseitigung der unmittelbaren

Haftpflicht der Genossen gegenüber den Gläubigern bei den Genossen¬

schaften mit beschränkter Haftpflicht und unbeschränkter Haftpflicht .

Die Gläubiger können sich nur mehr an die Genossensehaft selbst hal¬

ten . Damit ist die bisherige Genossenschaft mit unbeechränkter Haft¬

pflicht in eine solche mit unbeschränkter Naohsohusspflicht { des Ge¬

nossen gegenüber der penoasensehaft ) umgewandelt worden . Allein der

bisherige Name wird , weil er sich besser eingebürgert habe , beibe¬

halten . Für die Zerlegung eines Geschäftsanteils iBt��gegen der

bisherigen Rechtspraris nicht mehr die ZustlmmUhe sämtlicher Genos¬

sen , sondern nur noch die einer Dreiviertelmehrheit der Generalver¬

sammlung und die Anhörung des Revisionsverbandes , und bei dessen ab¬

lehnender Stellungnahme die Zustimmung der Dreiviertelmehrheit einer

zweiten Generalversammlung erforderlich .

Durch �es�tz vom 30 . Oktober 1934 wurde für Genossenschaften mit

einer Bilanzsumme von 35 ° - �° ° � 4� darüber die jährliche Prüfung

statt der bisher zwei jährlichen Prüfung und der Zwang jeder Genos¬

senschaft zum Ansohluss an einen Früfungsverband eingeführt . Der

ReichSTwirtsohaftsminister und der Reiohsminlster für Ernährung und

- Landwirtschaft können gemeinsam die Erwerbung der Mitgliedschaft

bei einem von ihnen benannten Prüfungsverbande yarlangen . Das Recht

der Verleihung dea Prüfungarechts an einen Verband steht jetzt der

Reichsraglerung zu , der Antrag auf . Zulassung kann auch mangels eines

Bedürfnisses abgelehnt werden . Auch das Recht der Ueberwaohung der

Prüfungsverbände ist auf die Reiohsregier�ng übergegangen .

Die Rechtsverhältnisse der dem Reiohsbund der deutschen Verbrau -

ohergsnoasensohaften G. m. b . H. in Hamburg ( GEG) und dem Revisionsver -

bahd der deutschen Verbrauohargenosaensehaften , e . V. angeachlossenen

Verbrauchergenossenschaften wurden durch Gesetz vom 31 . Mai 1935
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einer Sonderregelung unterstellt . Zunächst mKssen die Spareinriohtun -
gen dieser Genossenaohaften bis 31 . 12 . 1940 aufgelöst sein . Sodann
wurde der Reichsfinanzministrer ermächtigt , fdr die Abwickelung le¬

bensunfähiger Terbrauchergenosaenschaftea , die bis zum 31 . 12 . 1935
ihre Auflösung beschlossen , bis zu 60 Millionen RMk zur Terfägung
zu stellen . Endlich wurde die Errichtung neuer Verbrauchergenossen¬

schaften T? on der Genehmigung des Reichswirtsohaftsminlsters abhängig

gemacht . Durch eine Verordnung vom 7 - 7 . 1936 wurde für öffentlich

bestallte Hirtsohaftsprdfer im Genossenschaftswesen die Ablegung

einer Prtifung bei einer Zulassungs - und Prüfungsstelle in Berlin vor¬

geschrieben . Eine Neuordnung des gesamten Genossensohaftsrechts steht

nach Verlautbarungen der Akademie für deutsches Recht bevor . Sie

wird voraussichtlich die Staatsaufsicht über die Genossenschaften er¬

heblich verschärfen .

III . Die Organisation der gewerblichen Wirtschaft

1 ) Die Beseitigung der Sozialisierungsansätze

Nach der Machtergreifung beeilten sich die Nationalsozialisten ,

die aus den Nachwehen der Revolutionszeit von 1918/19 stammenden

schwachen Ansätze zu einer Sozialisierung der deutschen Wirtschaft

zu beseitigen . Durch Gesetze vom 21 . April 1933 wurden der Reiohs -

kohlenrat und der Roiohskalirat entsprechend den neuen politischen

Bedürfnissen zusammengesetzt . Durch Verordnung vom 13 - 9 * 1933 wurden

sodann die im Februar 1919 errichteten Arbeitskammern für den Kohlen¬

bergbau des Ruhrgebiets und den bayerischen Bergbau , die sich an den

Vorarbeiten für die Sozialisierung des Bergbaus beteiligen sollten ,

aufgehoben . Das neue Kaliwirtschaftsgesetz vom 18 . Dezember 1933

vernichtete die Ansätze einer gemeinwirtschaftlichen Organisation auf

dem Gebiete dea Kalibergbaus . Kalirat , Kalilohnprüfungsstellen und

Kaliberufungsstelle wurden beseitigt . Erhalten blieb nur die Kallprü

fungsstelle , doch wurde sie nach dem Führerprinzip umgebaut . Dem

Reiohswirtschaftsminister wurden erweiterte Befugnisse zur Regelung

von Einzelfragen , insbesonders auch das Recht übertragen , aus drin¬

genden Gründen des öffentlichen Interesses durch positive Anordnun¬

gen einzugreifen , an den Sitzungen des Kalisyndikats teilzunehmen ,

Höchstpreise für Kali festzusetzen , der Kaliprüfungastelle Massneh¬

men zur Beechlussfassung aufzugeben oder sie nach Fristablauf selbe
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anzuordnen . Die Vorsitzenden des Vorstandes und Aufsiehtsrstes der
Kaiistelle bedürfen seiner Bestätigung .

2 ) Der " organische Aufbau " der Wirtschaft

a ) Die Stellung des Reiehauirtsohaftsminlsters .

Als Ideal einer WlrtschaftsTerfassung schwebte führenden National¬

sozialisten ursprünglich eine Ständeverfassung vor . In den Jahren

1933 un <! 1934 wurde auch ein Anlauf zu einer solchen Regelung ge¬

macht , hernach aber wurde die Entwicklung aus politischen Gründen ,

um keine mächtigen autonomen Gebilde entstehen zu lassen , die der

Alleinherrschaft der Partei hätten gefährlich werden können , nicht

folgerichtig weitergeführt . Auf dem Gebiete der gewerblichen Wirt¬

schaft wurde nur der organische Aufbau des Handwerks , für den in den

Innungen und Zwangsinnungen der Reichsgewerbeordnung bereits Ansätze

vorhanden waren , einigermassen zum Absohluss gebracht .

Grundlage der neuen Wirtsohaftsverfassung wurde das Gesetz zur

Vorbereitung dem�QTganisohen Aufbaus der deutschen Wirtschaft vom

27 . Februar 1934 . Es ermächtigte den Reichswirtschaftsminiater , 1 . )

Wirtschaftsverbände als alleinige Vertretung ihres Wirtsohaftszwelguh

anzuerkennen , 2 . ) Wirtschaftsverbände neu zu errluhten , aufzulösen

oder miteinander Itu vereinigen , 3 . ) Satzungen und Gesellschaftaver -

träge von Wirtsohattsver &änden zu� ändern und zu ergänzen , 4 . ) die

Führer von Wirtsohaftsverbänden zu ernennen und abzuberufen , 5 . )

Unternehmer und Unternehmungen an wirtschaftliche Verbände anzu -

schliessen , 6 . ) im Einvernehmen mit dem Reiehsminister des Innern

Rechtsverordnungen und allgemeine Verwaltungsvorsebriften , sowie Vor¬

schriften ergänzenden Inhalts zu erlassen , 7 . ) Zuwiderhandlungen ge¬

gen einschlägige Anordnungen mit Geld - und Gefängnisstrafen zu be¬

drohen .

Das Gesetz erstreckt sich nicht auf landwirtschaftliche Verbände

und Verbände von Angehörigen der Reiehskulturkammer . Es bezweckt ,

für die rasche Ueberführung des bisherigen ( liberalen ) Systems der

freien Verbände in einen geschlossenen umfassenden Aufbau der gewerb¬

lichen Wirtschaft den gesetzlichen Rahmen zu schaffen . Dieser wurde

durch die Durchführungsverordnungen vom 27 - Ii . 1934 und 25 . 9 . 19 ) 5

auägefüllt . Dabei wurden die bereits vorhandenen öffentllch - reeht -

lichen Vertretungen der gewerblichen Wirtschaft den neuen VerMUtais -
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aM angepasst . So wurden z . B. die Industrie - und HandeleJcatmern aeoh

Verordnung vom 2o . August 1934 der Aufsicht des Reiohswirtsehsftsmi -
nisters unteratellt und nach dem Führergrundsatz neu organisiert .
Der Reiohswirtsohaftsminlstar erhielt das Recht , die Vorsitzenden
und ihre Stellvertreter zu ernennen und abzuberufen . Sogar die Mit¬

glieder der zur Unterstützung der Voratende gebildeten " Beiräte "

müsaen vom Reiohswirtschaftaminister bestätigt werden .

b ) Die Gruppen .

Mach der ersten Durchführungsverordnung vom 27 . November 1934

zeigte die Neuordnung der gewerblichen Wirtschaft folgendes Bild :

Die gesamte gewerbliche Wirtschaft ist doppelt , nämlich fachlich

und bezirklich gegliedert . Fachlich ist sie in einer Roiehsgrüppe

Industrie , sowie in deren Hauptgruppen und in den Reiohsgruppan

Handwerk , Handel , Banken , Versieherungen und Energiewirtschaft zu -

sammengefasst . In den Hauptgruppen der Industrie und im den Raiohs -

gruppen der übrigen gewerblichen Wirtschaft bestehen Wfhtsohafts -

gruppen . dia nach Bedarf wieder in Fachgruppen und - Faehuntergruppen

zerfallen . Für die ränmliche ( bezirkliohe ) Gliederung ist das Reichs¬

gebiet in Wirtsohaftsbezifke eingeteilt . Sie fallen nach Anordaung

vom 14 . 3 - 1935 bis zur Bildung von Reichsgauen mit den - Bezirken der

Treuhänder der Arbelt zusammen . Auch die fachlichen Gliederungen

( Wirtschaftsgruppen , Fachgruppen , Faehuntergruppen ) kSnneo sich im

Falle eines zwingenden wirtschaftlichen Bedürfnisses bbzlrklich un¬

tergliedern . Die Bestimmung der Gruppen der Bezirke , die Abgrenzung

der Fachgebiete sowie die bezirkliohe Gliederung obliegt dem Reichs -

wlrtsohaftsminlster . Mit seinem Entscheid gehören alle Unternehmer

und Unternehmungen , die auf dem betreffenden Fachgebiet tätig sind ,

auch Staats - und Gemeiadebetrlebe , ohne weiteres der betreffenden

Organisation ( Betreuungsgruppe ) an . Zur Feststellung der Zugehörig¬

keit ist eine Anmelde - und Auskunftspf lieht eingeführt . Für Ver -

kehrsunternehmungen kann der Reiohaverkehrsminister besondere Anord¬

nungen treffen .

Die Wirtschaftsgruppen und ihre selbständigen Fachgruppen , Faeh¬

untergruppen und bezirkliohen Gruppen , sowie die Bezirksgruppen von

Reichsgruppen haben die Stellung von rechtsfähigen Vereinen . Gesetz¬

licher Vertreter ist der Leiter der Gruppe . Jede Gruppe der gewerb¬

lichen Wirtschaft hat einen Leiter , der ehrenamtlieh tätig ist . Dar
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Leiter der Reichsgruppen und der Hauptgruppen der Industrie wird vom
Reichsvirtschaftsminlster bestellt und abberufen . Die Leiter der

Wirtschaftsgruppen werden vom Relohsnirtschaftsminister auf Vorschlag
des Leiters der Reichsgruppe bzw . der Hauptgruppe der Industrie be¬

stellt und nach Anhörung desselben abberufen . Die Leiter der Fach¬

end Fachuntergruppen werden vom Leiter der Reichsgruppe auf Vor¬

schlag des Leiters der Tirtschaftsgruppe bestellt und nach Anhörung

desselben abberufen usw . Der Leiter einer Gruppe bestellt mit Zustim¬

mung des Leiters der Übergeordneten Gruppe nach Bedarf Stellvertre¬

ter und einen oder mehrere Geschäftsführer , welche die laufenden Ge -

wchäfte nach seinen Weisungen besorgen .

Jede Gruppe der gewerblichen Wirtschaft hat einen Beirat . Den Bei¬

rat der Reichsgruppe Industrie bilden die Leiter der Hauptgruppen ,

den Beirat der übrigen Reichsgruppen und der Hauptgruppen der Indu¬

strie bilden die Leiter der zur Reiohsgruppe oder Hauptgruppe gehöri¬

gen Wirtschaftsgruppen . Zum Beirat der Reiohsgruppen gehören ferner

die Leiter der Bezirksgruppen der Reichsgruppe . Mit Zustimmung des

Reichwirtschaftsministers kann der Leiter der Reiohsgruppe oder der

Hauptgruppe weitere Mitglieder in den Beirat berufen . Der Beirat

hat die Kassen - und Rechnungsführung zu prüfen . Er ist vor wichtigen

Massnahmen , insbesonders vor Feststellung des Haushaltsplans , Fest¬

setzung der Beiträge , Erwerb von Grundvermögen , Bestellung von Ge¬

schäftsführern usw . zu hören . Will der Leiter eine Entscheidung ab

weichend von der Mehrheit des Beirates treffen , bedarf er der Zustim¬

mung des Leiters der übergeordneten Gruppe . Mit dessen Einverständnis

kann der Leiter einer Gruppe für bestimmte Aufgaben auch einen

" engeren Beirat " und Sonderausschüsse bilden .

Aufgabe der Gruppe ist die Beratung und Betreuung der Mitglieder

auf ihrem Fachgebiet . Der Leiter hat die Gruppe im Sinne des natio¬

nalsozialistischen Stsates zu führen und die Angelegenheiten der

Gruppe und ihrer Mitglieder unter Rücksichtnahme auf die Gesamtinte -

ressen der gewerblichen Wirtschaft und unter Wahrung des Staatsinte¬

resses zu fördern . Die Mitglieder haben den Weisungen des Leiters

zu folgen . Er kann sie durch Ordnungsstrafen dazu zwingen .

c ) Die Wirtschaftskammern .

Zur gemeinsamen Vertretung der bezirklichen Organisation der ge¬

ierblichen Wirtschaft , der Industrie - und Handelskammern und der
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Handwerkskammern eines Wirtschaftsbezirkes sind Wirtschaftskammern
errichtet . Sie haben die Stellung von rechtsfähigen Tereinen ( Ver¬

ordnung vom 26 . 10 . 1936 ) . Die Wirtschaftskammer hat einen Leiter
und zwei Stellvertreter . Der Leiter und ein Stellvertreter werden

vom Relchswirtsohaftsminister berufen , der andere Stellvertreter

ist der " Lande8handwerksmeister " . Der Leiter der Wirtschaftskammer

ist zugleich Torsitzender der Industrie - und Handelskammer des Be¬

zirks , die der Reiohswlrtsdhaftsminister bestimmt . Jede Wlrtsehafts -

kammer hat einen Beirat . Mitglieder desselben sind die Leiter der

Bezlrksgruppen u�d die Vorsitzenden der Industrie - und Handelskammern

und der Handwerkskammern des Wlrtsohaftsbezirkes , ferner die im Wirt¬

schaftsbezirk ansässigen Leiter von Reiohsgruppen und Hauptgruppen .

Weitere Mitglieder des Beirats sind vom Leiter der Wirtschaftsksmmer

auf Torschlag der Leiter der Reiohsgruppen aus den im Wirtschafts¬

bezirk ansässigen , nicht ausreichend vertretenen Wirtschaftszweigen

zu berufen . Ferner ist in den Beirat zu berufen auf Torschlag des

Landesbauernfdhrers ein Vertreter des Reichsnährstandes , sowie ein

Vertreter der Oemeinden , der durch den Reiohsminister des Innern be¬

nannt wird . Geschäftsstelle der Wirtsohaftskammer ist die vom Reichs -

wirtschaftaminister bestimmte Industrie - und Handelskammer .

Die Reichswirtsohaf tskammer ist die gemeinsame Vertretung der

fachlichen und bezirkliehen Organisationen der gewerbl - ichen Wirt¬

schaft , der Industrie - und Handelskammern und der Handwerkskammern .

Sie ist rechtsfähig . Ihre Satzung wird vom Reichswirtsohaf tsminlster

erlassen , ihr Haushaltsplan - bedarf seiner Genehmigung . Mitglieder der

Relchswirtsohaftskammei ' sind die Reiehsgruppen und Hauptgruppen der

gewerblichen Wirtschaft , die Wlrtsohaftskammern , die Industrie - und

Hmdelskammern und die Handwerkskammern . Die Relchswirtschaf tskam¬

mer hat einen Leiter und einen oder mehrere Stellvertreter , die der

Reichswirtsohaf tsminister beruft , ferner einen oder mehrere Ge¬

schäftsführer , deren Bestellung der Zustimmung des Reichawirtschafts -

ministers bedarf . Die Reiohswirtsehaftskammer übernahm das Vermögen

und die bisherige Geschäftsführung des Deutschen Industrie - und

Handelstages e . V. und des bisherigen Führers der Wirtschaft

( Anordnung vom 12 . 1 . 1935 ) . Die Reiohswirtsehaftskammer bearbeitet

die gemeinsamen Angelegenheiten der Reiohsgruppen , der Wirtschaf ts -

�ammern , der Industrie - und Handelskammern und der Handwerkskammern

' als Organ der Selbstverwaltung " , sowie die ihr vom Reichswirtschafts -
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minister übertragenen besonderen Aufgaben . Sie hat einen Beirat , der
sich aus den Leitern der Reiohsgruppen und der Hauptgruppen der In *

dustrie , den Leitemder Wirtschaftskammern und dem Torstand der

Relehselrtschaftskammer zusammengesetzt . Als weitere Mitglieder des

Beirats beruft der Reiohselrtschaftsminister auf Vorschlag des

ReichsbauernTührers einen Vertreter des Reichsnährstandes und auf

Torschlag des Reiehsministers des Innern einen Vertreter der Gemein¬

den . Der Reiohseirtschaftsminister kann eeitare in der gewerblichen

Wirtschaft tätige oder mit ihren Verhältnissen besonders vertraute

Personen als Mitglieder berufen . Der Beirat der Reiohswirtsohafts -

kammer ist zugleich beratendes Organ des Reichswirtsehaftsministers

und tritt auf dessen Verlangen zusammen . Die Aufstellung der Tages¬

ordnung und die Leitung der Verhandlung ist ebenfalls Sache des

ReicbEwirtsohaftsminlsters . Durch Erlass des Reichswirtschaftsmini¬

sters vom 7 . 7 . 1936 wurde bei der Reichswirtsohaftskammer eine Prü¬

fungsstelle für die Finanzgebarung und Rechnungslegung von Gruppen

oder Kammern errichtet .

Der gleiche Erlass ordnete eine Verbindung der Bezirksgruppen der

Reichsgruppe Industrie und der zur Reiohsgruppe Handel gehörigen

Wirtschaftsgruppen mit den Wirtschaftskammern durch Ueberführung der

Bezirksgruppen der Reiohsgruppe Industrie in " Industrie abtellungen

der Wirtschaftskammern " und Ueberführung der Bezirksgruppen der hur

Reichsgruppe Hahdel gehörigen Wirtschaftsgruppen in " Grosshandels - ,

Ein - und Ausfuhrhandels - , Einzelhandels - usw . - Unterabteilungen "

der Wirtschaftskammern an . Diese können , falls Mehrkosten nicht

entstehen , zu einer " Handelsabteilung der Wirtschaftskammern " zusam -

mengefasst werden . Zur Bearbeitung der den Industrie - und Handels¬

kammern eines Wirtschaftsbezirkes gemeinschaftlichen Aufgaben ist

bei jeder Wirtschaftskammer eine " Abteilung für Industrie - und

Handelskammer { Kammerabteilung ) " errichtet . Nach Bedarf bestehen

auch Abteilungen für Handwerk , Banken , Versicherungen und Energie¬

wirtschaft . Die einzelnen Abteilungen haben wieder je einen Leiter ,

einen Beirat und einen Geschäftsführer .

Durch Erlass des Reiohswirtsohaftsmlnlsters vom 1 . 11 . 1937 wurden

bei einer Reihe von Wirtschaftskammern eigene Abteilungen für Ener¬

giewirtschaft errichtet und die Bezirksgruppen der Wlrtschaftsgrup -

pen der Reichsgruppe " A- nergiewlrtschaft " in Unterabteilungen " Elektri

zitätsversorgung " , " Gas - und Wasserversorgung " überführt . Die Abtei -
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lungal�lter werden auf Torschlag des Leiters der Relchsgruppe Tom
Rai Ohawirtschaftsminister bestellt .

Die bisherigen Hauptgruppen der Reichsgruppe Industrie wurden
durch Verordnung vom 27 . 10 . 1938 aufgehoben und ihre Aufgaben dem

Leiter der Relchsgruppe Industrie zugeteilt . Der Beirat der Relchs¬

gruppe Industrie wird nunmehr Tom Leiter der Reichsgruppe Industrie

mit Zustimmung des Reiohswlrtschaftsministers berufen .

d ) Die Ehrengerlehtsbarkeit .

Mit Erlass des Reichswirtsohaftsministers vom 2o . 1 . 1937 wurde

für die gewerbliche Wirtschaft eine besondere Ehrengerichtsbarkeit

eingeführt . Zu diesem Behuf e musste nach dem Muster der Beamtenge¬

setze für Unternehmer und gesetzliche Vertreter von Unternehmungen

erst eine Verpflichtung geschaffen werden , " in ihrer wirtschaftli¬

chen Tätigkeit Anstand und Sitte des ehrbaren Unternehmers zu wah¬

ren und sich durch ihr Verhalten der Achtung würdig zu zeigen , die

der Beruf und die Zugehörigkeit zur Organisation der gewerblichen

Wirtschaft erfordern . " Gröbliche Verletzungen dieser Pflicht werden

als " Verstösse gegen die Berufsehre " verfolgt und von Ehrengerichten

abgeurteilt . Strafen sind Warnung , Verweis , Geldstrafe , Aberkennung

der Fähigkeit , in der Organisation der gewerblichen Wirtschaft und

des gewerblichen Verkehrs ein Amt zu bekleiden , Veröffentlichungen

des Urteils . Für jeden Bezirk einer Wirtsehaftskammer ist an deren

Sitz ein " Ehrengericht der Wirtschaft " errichtet . Der Torsitzende

wird auf Torschlag des Leiters der Wirtschaftskammer vom Reichswlrt -

schaftsminister auf drei Jahre ernannt , die Beisitzer sind Unterneh¬

mer oder gesetzliche Vertreter von Unternehmungen und werden aus

Torschlagslisten der Relchsgruppe vom Leiter der Wirtschaftskammer

auf drei Jahre berufen . Die erforderlichen Ermittelungen werden vom

Vorsitzenden vorgenommen , die mündliche Verhandlung ist nicht öffent¬

lich , der Umfang der Beweisaufnahme steht im Ermessen des Gerichts .

Gegen Urteile ist Berufung zu dem bei der Wirtschaftskammer gebilde¬

ten " Ehrengeriohtshof der Wirtschaft " möglich , dessen Torsitzender

vom Relohswirtsohaftsminister und dessen Besitzer von ihm nach Anhö¬

rung des Leiters der Wirtschaftskammer ernannt werden . Die Zuständig¬

keit der bestehenden Dienststrafgerichte , der handwerklichen Ehren¬

gerichte und der Börsenehrengeriohte schliesst die Zuständigkeit

der " Ehrengerichte der Wirtschaft " aus .
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Der Z�teek des " organischen Aufbaus " .

Der Aufgabenbereich der zahlreichen Gruppen und Kammern der gewerb¬
lichen Wirtschaft ist im Erlass des Relchswirtsehaftsminlsters vom
7 - 7 . 1936 " stichwortartig " umschrieben : Technische Unterrichtung und

Aufklärung der Mitglieder Uber neue Werkstoffe und dergleichen ; wirt¬
schaftliche UnterRichtung Uber Marktlage der Torprodukte und Rohstof¬

fe ; Torschläge zur Torbesserung der Arbeitsweise und der Betriebs -

fdhrung zur Erhöhung der Wirtschaftlichkeit ; Unterrichtung in Kartell

fragen ; Behandlung steuerpolltisoher Eaohfragen und Terkehrstarif -

fragen , handelspolitischer und Devisenfragen ; Förderung von For -

sohungs - und Sohulungslnstituten ; Behandlung wehrwlrtsohaftllcher

und Luftschutzfragen ; Erstattung von Gutachten ; Betreuung in sonsti¬

gen wirtschaftlichen und soziaiwlrtsohaftlichen Fragen ? Mitwirkung

bei Auabildung des Nachwuchses ; Mitwirkung im Ausstellnngs - und Mes¬

sewesen . Daneben können durch die Organisationen der gewerblichen

Wirtschaft " Wünsche aus den Unternehmungen an die Reichsregierung

herangebracht werden " . Der Aufgabenkreis der Gruppenorganisation , ins -

beson &ers auch die Auskunftspflicht , ist jetzt vom Reichsgericht in

Ueberelnstimmung mit der Literatur als öffentlich - rechtlich anerkannt

( Urteil vom 12 . 10 . 1938 , abgedruckt in " Zeitschrift der Akademie

für ' deutsches Recht " , Jahrgang 1939t Heft 2 Seite 98 ) .

Die Aufzählung der Aufgaben der Gruppen zeigt die verhältnismässig

geringe Bedeutung des neuen " organischen Aufbaus der Wirtschaft " .

Dan Organen einer angeblichen wirtschaftlichen Selbstverwaltung ste¬

hen weder die Rechte der italienischen Korporationen ( Absohluss von

Tarifverträgen , Regelung der Produktion usw . ) zu , noch sind auch nur

die geringsten Ansätze zum Ständestaat , nämlich zur Erfüllung politi¬

scher Aufgaben durch die Standesorganisationen zu sehen . Im ganzen

sind lediglich die bisherigen zum grossen Teil auf dem Grundsatz der

Freiwilligkeit aufgebauten Wirtsohaftsverbände in eine Zwangsform

gepresst und unter eine bis ins einzelne gehende Aufsicht der Reichs¬

bürokratie gestellt worden . Deshalb kann auch von einer wirklichen

Selbstverwaltung keine Rede sein . Sie würde dem Wesen des national¬

sozialistischen Zwsngsstaates widersprechen .

3 ) Das Handwerk

Die rechtliche Grundlage für die Neuordnung des Hand
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bildate daa Geaatz Gber dan vorläufigen Aufbau dea deutschen Händ¬
werks vom 29 . 11 . 1933 - Bä ermächtigte den Reiohawirtsohaftaminl -
stor und den Reiohearboitaminiater , in der deutsehen Handwerksorgani¬
sation den Fährergrundsatz und Zwangsinnungen allgemein einzuführen .
Die biaherigen Befugnisse der obersten LandesbehCrden in Handwerka¬

fragen gingen auf den Reiohswirtsohaftsminister über . Die Weuorgeni -
aation erfolgte dann durch Gesetz vom 15 . 6 . 1934 . Ihre wesentli¬

chen Grundzüge sind folgende :

In jedem Bezirk besteht für alle in der Handwerksrollo eingetrage¬

nen Gewerbetreibenden des gleichen Handwerkszweiges eine Handwerker¬

zwangsinnung . die von der örtlich zuständigen Handwerkskammer durch

Erlass einer Satzung errichtet wird . Sie ist eine Körperschaft des

öffentlichen Rechts . Die Mitglieder der Innung bilden zusammen die

Innungsversammlung . Ausnahmsweise kann diese auch aus gewählten Ver¬

tretern bestehen . Für die Gesellen ist ein Gesellenwart und ein Ge -

sellenbei - rat vorhanden , die aber nur bei der Regelung des Lehrllngs -

wesens und der Gesellenprüfungen , sowie in sonstigen in der Satzung

bestimmten besonderen Fällen beigezogen und von der Handwerkskammer

im Einvernehmen mit der zuständigen Stelle der Deutschen Arbeitsfront

bestellt werden .

Die Innung wird von dem Obermeister geführt . Er wird nach Anhörung

des der Innung übergeordneten Fachvefbandes von der Handwerkskammer

auf jederzeitigen Widerruf ernannt und hat die Stellung eines ge¬

setzlichen Vertreters . Er führt die Geschäfte und erledigt die Auf¬

gaben .

Aus den Innungsmitgliedern bestellt der Obermeister einen Innungs -

beirat , der in grundsätzlichen und wichtigen Angelegenheiten um sei¬

ne Meinung befragt werden soll . An sein Gutachten ist jedoch der

Obermeister nicht gebunden .

Bei der Verwaltung der Innung hat der Obermeister mit der Wahrneh¬

mung bestimmter Innungsämter sogenannte Innungswarte ( z . B. einen

Kassenführer , Schriftführer , Lehrlingswart ) zu beauftragen . Er ksnn

sie bei Verstössen gegen den Gemeingeist oder die Standesehre abberu¬

fen . Der Obermeister und die Innungswarte haften für getreue Amts¬

führung wie Vormünder . Sie haben Anspruch auf Ersatz ihrer Auslagen ,

jusnahmsweise kann eine Entschädigung gewährt werden .
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D*** Int�aMversammluaR bleibt die Besohlusafassung Torbehalten
fdr Satzungaänderungon , Teräusaerut�gon oder Belaatung von Crund -
aticken , Aufnahme von Anleihen , Oenehmigung der Jahresrechnung und
Foatatellung dea Hauahaltaplanes . In einzelnen dieser Fälle iat
auch Zuatimmung der Handverkskammern erforderlich . Die Kosten der

Haushaltaführung uaw . werden durch Zwangsbeiträge aufgebracht , die
wie Steuern beigetrieben werden .

Aufgaben der Innung sind : 1 ) Die Pflege und Wahrung des Gemain -
geistea und der Standesehre . 2 ) Die Regelung und Ueberwaohung dea
Lehrlingawesena . 3 ) Die Entscheidung von Streitigkeiten zwischen
Handwerkern und Lehrlingen . 4 ) Die Förderung der Berufsausbildung
und - Weiterbildung , Mitwirkung bei Berufsschulen , Förderung des
handwerklichen Genossenschaftswesens , Förderung von Einrichtungen
zur gemeinsamen Uebernahme von Lieferungen und Leistungen , Terbes -
serung der Arbeitsweise , Unterstützung der Fachpresse , Erstattung
von Auskünften an Behörden . . - Für die Verhandlung von Streitigkei¬
ten zwischen Handwerkern und Lehrlingen hat die Innung einen
Ausschuss zu bilden , dem selbständige Handwerker und Mitglieder
des Gesellenbeirats in gleicher Zahl angehören . Nur bei Nichtaner¬
kennung des gefällten Spruche von beiden Partelen ist Klage beim
zuständigen Arbeitsgericht möglich . Die Innung kann auch Gütestel -
lon zur Schlichtung von Streitigkeiten zwischen Handwerkern und
TEFen Auftraggebern einrichten . Sie hat auch das Recht , durch Be¬
auftragte die Befolgung der gesetzlichen und satzungsgemässen Vor¬
schriften in den zur Innung gehörigen Betrieben zu überwachen und
dabei Betriebsräume und Unterkünfte für Gesellen und Lehrlinge zu
besichtigen .

Die Aufsicht über die Innungen wird von der zuständigen Handwerks
kammer ausgeübt . Sie kann die Geschäfts - und Rechnungsführung der

Innungen prüfen , an allen Sitzungen der Innung und ihrer Organe
teilnehmen , allenfalls selbst Sitzungen einberufen und die Verhand¬
lungen leiten , auch ihre Auflagen durch Ordnungsstrafen erzwingen .
Eine beschränkte Ordnungsstrafgewalt steht auch dem Obermeister
der Innung zu .

Die Innungen der Bäcker , Konditoren , Müller und Schlächter sind

zur Zusammenarbeit mit dem Reichsnährstand verpflichtet . Die Be¬

stellung und Abberufung ihrer Obermeister bedarf der Zustimmung
des Reiohsbauernführers .

Die Handwerkerinnungen eines Bezirks werden durch die Handwerks¬

cammer zu Kreishandwerkersohaf ten zusammengefasst . Ihre Mitglleder -

rersammlung besteht aus den Obermeistern der sngesohlössenen Innungen

) er Vorsitzende , der sogenannte Kreishandwerksmeister , wird von der

landwerkskammer ernannt . Ihm steht ein Beirat von Obermeistern zur

ieite . Seine Aufgabe ist die Wahrnehmung der gemeinschaftlichen Be -

. ange der angeschlossenen Innungen und die Erfüllung der besonderen

hm von der Handwerkskammer übertragenen Aufgaben .
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Bei den Handwerkskammern bestehen BhrenKerichte zur Ahndung von
Terfehlungen gegen die Standesehre oder den Gemeingeist durch un¬lauteres Verhalten , unlauteren Wettbewerb , Uebenrorteilung der Kun¬
den und dergleichen . Strafen sind Vorwarnung , Verweis , Geldstrafe
bis l . ooo RMk . , Unfähigkeit , auf Zeit oder dauernd Innungswart zu
sein , Entziehung der Berechtigung zur Lehrlingshaltung , Aberken¬
nung des Meistertitels auf Zeit oder dauernd , Veröffentlichung
des Urteils . Beruf ungsmögliohkeit an den Ehreageriohtshof beim
Deutschen Handwerkskammer - und Gewerbekammertag ist Torgesehen .

Das Vermögen der bisherigen freien und Zwangsinnungen ging durch

Gesamtreohtsnaohfolge auf die neuen Zwangsinnungen und Kreishandwer -

kerachaften dber . Die bisherigen Aufsiohtsbefugnlsse der höheren Ver¬

waltungsbehörden wurden auf den Deutschen Handwerks - und Gewerbekam¬

mertag übertragen . Die Aufsicht über die Handwerkskammern nahm durch

Verordnung vom 18 . 1 . 1935 Reichswirtsohaftsminister in An¬

spruch . Er erhielt auch das Recht , die Vorsitzenden der Handwerks¬

kammern und deren Stellvertreter nach Anhörung des Deutschen Hand¬

werks - und Gewerbekammertags zu ernennen . Die Leitung der Handwerks¬

kammern wurde nach dem Führergrundsatz umgestaltet . Die Rechte dea

Vorsitzenden , auch gegenüber dem von ihm bestellten Beirat , sind

ähnlich wie bei den Obermeistern der Innungen geregelt .

Durch Verordnung vom 22 . 1 . 1936 wurde die Gültigkeit der Vor¬

schriften über den Aufbau des Handwerks auch auf die mit Unterneh¬

mungen des Handels , der Industrie , Landwirtschaft oder sonstigen

Wirtsohaftsgruppen verbundenen handwerklichen Nebenbetriebe er¬

streckt .

Auf Grund eines Erlasses des Reichswirtsohaftsminlsters vom 2o .

2 . 1937 wurden bei den Wirtschaftskammem besondere Handwerks�ammar -

abteilungen eingerichtet . Sie haben einen Leiter , einen Beirat and

einen Geschäftsführer . Der Leiter heisst " Landeshandwerksmelter " ,

den Beirat bilden die Präsidenten der Handwerkskammern des Wirt -

sohaftsbezirks . Der Geschäftsführer wird auf Vorschlag des Landes¬

handwerksmeisters vom Leiter der Wirtschaftskaamer bestellt . Der

Handwerkskammerabteilung gehören die Handwerkskammern des Wirt¬

schaf tsbezirks an .

Mit der Eingliederung der Handwerkskammern in die Wirtschaftskam¬

mem ist der Aufbau des deutschen Handwerks vorläufig abgeschlossen .

Etwaige Vorteile der Neuorganisation wurden durch die infolge des

Rohstoff - und Arbeitermangels erzwungene Schliessung zahlreicher
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Handwarksbetriebe mahr als settgemaoht . In diesem Zuaammenhang ist
noch zu erwähnen , dasa für alle selbständigen Handwerker durch Oe -
aetz vom 21 . Dezember 1938 die Invaliditäts - und Altersveraicherung
ohne obere Tersioherungsgrenze eingeführt wurde .

IV . Der Aufbau der Zwangswirtschaft

Die natlonalsozlalistisphe Tirtsohaftspolitik seit Inangriffnah¬
me der massiven Aufrüstung verfolgte drei Ziele : 1) Trotz ungeheue¬
rer Vermehrung der Reiohsschuld die offene Inflation zu vermeiden

und zu diesem Zweok die unbedingte Stabilität der Löhne und Preise

aufrechtzuerhalten . 2 ) Den Organisationsapparat der Wirtschaft in

erster Linie den Staatsbedürfnissen , vor allem den Brforderungen

einer raschen Aufrüstung anzupassen . 3 ) In möglichst weitem Umfang

die deutsohe Wirtschaft in der Versorgung mit Rohstoffen vom Aus¬

land unabhängig zu machen . Die rechtliche Brundlage zur Erreichung

des ersten Zieles bildete das aus der Zeit des Weltkriegs bekannte

Höchstpreissystom hebst Lohnstabilisierung durch die . Treuhänder der

Arbeit . Das zweite wurde durch Zwangskartellieruhg , Einrichtang von

Ueberwaohungsstellen und Sonderbeauftragten , staatliehe Kredit¬

lenkung und Devisenzwangswirtschaft zu erreichen gesucht . Für die

Autarkie endlich wurde ein staatlicher Vierjahresplan entworfen , zu

dessen Durchführung der staatliehe Beauftragte auf wirtschaftlichem

Gebiet nahezu unumschränkte Befugnisse erhielt .

1 ) Die preisatabilialerung

Die ersten wichtigeren Verordnungen zur Verhinderung von Preis¬

steigerungen griffen auf die Befugnisse des Reiohskommissars für

Preisüberwachung nach der Brühing - Verordnung vom 8 . Dezember 1931

zurück , die durch Gesetz vom 1 $ . Juli 1933 duf den Reiehswirtschafts -

minlster und den Reichsmlnister für Ernährung und Landwirtschaft

übertragen worden waren . Es waren das die Vorordnungen vom 19 .

April 1934 auf dem Teztilgebiet und die Verordnung vom 2o . April

1934 auf dem Gebiet der Lederwirtschaft , endlieh die Verordnung ge¬

gen Preissteigerung vom 16 . Mai 1934 *

Die letztere verbot bis auf weiteres ohne Einwilligung der zu¬

ständigen Freisüberwaehungsstelle die Verabredung , Festsetzung

oder Empfehlung von Mindestpreisen , Mindeatverarbeltungsspannen ,

Mindesthandelaspannen , Höchatnaehläasen oder Mindestzusehlägen
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Oegwnatande dea tagliohan Badaita und labwna -
aiohtiga Laiatüngan zur Bafriadigung daa tägllohaa Bedarfa ala -
aohliaaalioh dar Banatoffa and dar Baolaiatnngan . Bei nicht nar
örtlich baaohränktam Marktainfluaa dar Prelayerabredung uaw . and
für dan tohlanhandal Qbarhaopt aurda zur Praladbarwaehangastelle
daa Raichaalrtaehaftamiaiateriam salbat erklart . Behördlich fest¬
gesetzte Mlndeatpreise und Mindestapannan wurden aufgehoben . Tor -
aätzllohe Tarfahlungan gegen die Beatimmungen der Verordnung
wurden mit Gefängnis und Geldstrafe in unbeaehränkter Höhe be¬
droht . Auf landwirtschaftliehe�Brzeugnisse und Leistungen dagegen
sollte die Verordnung keine Anwendung finden .

Bereits durch Verordnung vom 7 . August 1934 wurde der Geltungs¬

bereich der Verordnung vom 16 . Mai 1934 auf alle Güter und gewerb¬

lichen Leistungen mit Ausnahme der landwlrtachaftlichen erstreckt .

Durch Gesetz vom 3 . November 1934 wurde wieder ein eigener vom

Reichskanzler ernannter Relohakommiasar ftir Frelsüberwaohung be¬

stellt , der zunächst die Befugnisse des früheren Brüning ' sohan

Relohskommis�ars für Preisüberwachung erhielt . Seine Aufgaben und

Befugnisse wurden durch Gesetz vom 4 . Dezember 1934 auf alle Güter

und Leistungen , also auch auf die landwirtschaftlichen , ausgedehnt

Nur Löhne und Gehälter blieben ausgenommen . Durch Verordnung vom

12 . 11 . 1934 erhielt der Reiohskommissar auch die Entscheidung da¬

rüber , ob eine Zwisohenstelle zur Verteilung von Gütern volkswirt¬

schaftlich entbehrlich sei , da nach dieser Verordnung der Weg der

Ware vom Erzeuger zum Verbraucher durch Einschaltung volkswirt¬

schaftlich entbehrlicher Zwisohenstellen aller Art nicht mehr ver¬

teuert werden sollte . Alle Feststellungen , Verabredungen oder

Empfehlungen von Preisen , Mindestverarbeitungsspannen usw . seit

1 . 6 . 1933 mussten nach Verordnung vom 19 . 11 . 1934 dem Reiohakomv

missar angemeldet werden .

Eine Verordnung vom 29 . März 1935 erklärte sodann bei Verge¬
bung von Aufträgen über Lieferungen oder Leistungen jeder Art

seitens öffentlicher Stellen alle Verhandlungen oder Vereinbarun¬

gen unter den Bewerbern über Abgabe oder Niohtabgabe von Angebe - ,

ten über die zu fordernden Preise , über die Entrichtung von Aus -
falisentschädigungen ( z . B. Gewinnentsohädigungen ) , sowie die

Festsetzungen oder Empfehlungen von Preisen ohne Einwilligung der

vergebenden öffentliohen Stellen für unzulässig , bereits be¬

stehende Verpflichtungen für wirkungslos . Der aus der Kriegszeit
bekannte Unfug , im Kleinverkauf die Abgabe von Lebensmitteln oder

von Futtermitteln an Tierhalter von der Abnahme andersartiger
Lebensmittel oder anderer Waren abhängig zu machen , wurde durch

Verordnung vom 30 . 12 . 1935 Meidung von Ordnungsstrafen bis

zu l . ooo RMk untersagt . Eine Verordnung vom 2o . 1 . 1936 verbot

Preissteigerungen aus Aalesa d? ! * mit dem 2o . 1 . 1935 iu Kraft tre

tenden Erhöhung von Elsenba�ngStertarifen , liess bei Härten jed�
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AuanahmM zu .

Dia Tatwioklung der Prelsvorechriften unter der Herrechaft dea

Beauftragten fdr den Tierjahreaplan lat geaondert darzustellen . Bine

lUokenloae Aufzählung der für die einzelnen Tarengattungen erlasse¬

nen Höehstpreisvorachriften ( z . B. fär unedle Metalle , Auslandaaren ,

Faseratoffe , Fleisch - und Wurstwaren , Wild , Geflügel , Milch , Bier ,

Butter , Käse , Papierspäne , Cafrierfleiaoh , Altpapier , Lederwaren

us * . us * . ) erübrigt sieh . Z. T. * urden HBehstpreise ziffernmässig

festgesetzt , z . T . Richtpreise erlassen , z . T . bestimmt , dass die

Durchschnittspreise * ährand eines vorangegangenen Zeitraums nicht

überschritten * erden durften . Bine Beeinflussung der Preise wurde

auch durch Fortsetzung der bereits von Brüning verfügten Zins -

senkungsmassnahmen yersuoht ( Herabsetzung auf 4. 1/2 % durch Gesetz

vom 24 . 1 . 1936 , Gesetz über Hypothekenzinsen vom 2 . 7 . 1936 u . a . f . )

2 ) Die UeberwaohüHgestallan

Die Einrichtung der Ueberwaehungsstellen beruht auf dem Gesetz

über den Verkehr mit indüstriellen Rohstoffen und Halbfabrikaten

vom 22 . März 1934 - Es ermächtigt den Reicha * irtsohaftaminister,den

Verkehr mit industriellen Rohstoffen und Halbfabrikaten , insbesonder

deren Beschaffung , Verteilung , Lagerung , Absatz und Verbrauch zu

überwachen und zu regeln und zu diesem Zwecke für bestimmte Waren¬

arten eigene Ueberwaehungsstellen zu errichten . Jede Ueberwachungs -

stelle steht unter det Leitung eines vom Reichswlrtsehaftsminister

bestellten und an seine Weisungen gebunden . Relohsbeauftragten . Die

Kosten werden durch Umlagen auf die beteiligten Wirtsehaftskreise

aufgebracht . Für Zuwiderhandlungen gegen die Anordnungen der Ueber¬

waehungsstellen sind Gefängnis und Geldstrafen , Einziehung und Ord¬

nungsstrafen vorgesehen .

Gegen den Inhaber oder Leiter eine * Betriebs , in dem eine straf¬

bare Handlung begangen wurde , kann ohne Rüeksieht auf die straf¬

rechtliche Verantwortlichkeit des Inhabers eine Ordnungsstrafe

bis zu 300 . 000 RM verhängt werden , sofern er nieht nSehzuweiaen

vermag , dass er die im Verkehr erforderliche Sorgfalt zur Verhü¬

tung der strafbaren Handlung angewendet hat ( t ) . Die Ordnungeatra -

fe wird auf Antrag eines Relchsbeauftragten vom Relchswirtaohafta -

gerloht festgesetzt .

Ueberwaehungsstell wurden zunächst errichtet für Wolle und ände¬

re Tierhaare , Baumwolle , unedle Metalle , Talle und Hä*-
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Kautschuk , industrielle Fettversorgung , Bisen und Stahl , später auf
Orund einer Verordnung vom 4 . September 1934 auch ftu < Holz , Lebena -

mlttel , Kohle , Salz , Chemleproduktb , Milch , Bier , Tabak , Kaffee uaw .

use .

Durch das sogenannte wirtschaftliche HrmächtisaaMKaaetz vom 3 .

Juli 1934 mit Coltungadauer bis 30 , September 1934 erhielt der

Reiohswirtsohaftsminister die Befugnis , auch unter Abweichung von

bestehenden Oesetzen innerhalb seines Oesehäftsberelches alle Mass¬

nahmen zu treffen , die er zur Förderung der deutschen Wirtschaft ,

sowie zur Verhütung und Beseitigung wirtschaftlicher Schädigungen

für notwendig hielt , insbesonders auch die Befolgung seiner Anord¬

nungen durch Oefangnlsatrefea und Geldstrafen in unbeschränkter Höhe

zu erzwingen .

Die auf Grund dieser Ermächtigung erlassene , hier einschlägige

wichtigste Verordnung ist die Verordnung Ober den Tarenverkehr .
vom 4 . September 1934 , die an die Stelle der Verordnung vom 22 .

März 1934 trat . Sie ermächtigte den Relohswirtschaftsmlnister . d�n

gesamten Warenverkehr zu überwachen und zu regeln , insbeaonderb

Bestimmungen Qber ' Besehaffung , Verteilung , Lagerung , Absatz und

Verbrauch der Waren zu treffen , sogar Anordnungen über die Auf¬

zeichnung geschäftlicher Vorgänge namentlich in der Buchführung

zu erlassen , und diese seine Befugnisse ganz oder teilweise auf

die Ueberwaohungastellen zu übertragen . Diese wurden jetzt mit

ihrer Brriohtung juristische Person , vermügensreohtlich - selbstän -

dig und unabhängig vom Reichsfiskus . Der vom Relehswirtschaftsml -

niater ernannte Reiohsbeauftragte für die Ueberwaohungsstelle ver¬

tritt diese gerichtlich und aussergerichtlieh . Ihm kann ein Bei - %

rat zur Seite gestellt werden , dessen Mitglieder der Reichswirt -

sb�aftsminister beruft . Die Ueberwaohungastellen wurden durch

diese Verordnung zu auskunftbereehtigten Stellen im Sinne der

Verordnung über Auskunftspflicht vom 13 . Juli 1923 erklärt . Die *

Strafbestimmungen der Verordnung vom 22 . März 1934 sind beibehal¬

ten . Durch spätere Verordnungen ist den Ueberwachnngsstellen

auch die Festsetzung von Höchstpreisen oder Richtpreisen übertra¬

gen . Die durch Verordnung vom 12 . 7 . 1935 errichtete Ueberwa¬

ohungsstelle für Edelmetalle wurde dar Reiohsbank angegliedert .

3 ) Die Zwangskartelle

Die Vorbereitungen zur Zwangskartellierung der Wirtschaft setzten

bereits im Sommer 1933 ein . Zunächst wurden die bisher dem Kartell -

gerioht ( das später mit dem Reiohswirtsohaftsgerieht vereinigt wurde )

zustehende Befugnis , die den Interessen daf Geaamtwirtschaft abträg -

liehen oder das Gemeinwohl gefährdenden Kartellvorträge und Kartell -

besohlisse für nichtig zu erklären und ihre Durchführung zu unter -
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sagen , dem Reiohswirtsohaftaminister übertragen . Daa Gesetz vom 15 .
Juli 1933 verlieh aodann dem Reiohanirtsohaftsminister die Befugnia ,
zum Zwecke dar Marktregelung Unternehmungen zu Syndikaten , Kartellen ,

Konventionen oder ähnlichen Abmachungen zuaammenzusohliessen oder

an bereits bestehende derartige Abmachungen von Unternehmungen an -

zuachli essen , " wenn der Zuaammensohluaa oder Ansohluaa unter Würdi¬

gung der Belange der Unternehmungen sowie der Qesamtwirtaohaft und

des Gemeinwohls geboten erscheint " . Der Reiohswirtschaftsminister

erhielt durch das Gesetz auch Aufaiohts - und Eingriffsbefugnisse

bezüglich dieser Zusammenschmsae , insbesondere daa Recht , iaaer -

halb eines bestimmten Tirtsohaftszweigea die Eryiohtung neuer Unter¬

nehmungen , sowie die Erweiterung des Geschäftsbetriebes oder der

Leistungsfähigkeit bestehender Unternehmungen für eine bestimmte

Zeit zu verbieten oder von seiner Einwilligung abhängig zu machen ,

" wenn es die besonderen Bedürfnisse eines bestimmten Wirtsohafts -

zweiges unter Würdigung der Belange dar Gesamtwirtschaft und des

Gemeinwohls geboten eracheinen lassen " . Entschädigungen für Maasnah¬

men auf Grund daa Gesetzes wurden ausdrücklich ausgeaohlossec . Als

Zweck des Gesetzes war i & der Begründung " Einschränkung des Wettbe¬

werbs , allenfalls der P &odüktion " angegeben , nicht aber sollte " die

bestehende Wirtsohaftsordnung " , die auf der Initiative und dem 7er -

antwortuags ' ge . fühl des einzelnen UntoTnehmers beruht , von Grund auf

geändert oder einer staatltohan PlsKwirtsohaft der Boden bereite� "

werden .

Im Gegensatz zu dem Vorgehen aüf d &R Sehiate der Emähragg und

Landwirtschaft wurde in der gewerblichen Wirtschaft von dar EBgggR - .

tigung zur Zwangskärtelliarung zunächst ein sparsamer aebreuqh ge¬

macht . Ansohlüeae an bereits bestehende Kartelle oder Zusammen¬

schlüsse wurden angeordnet u . a . für die Rauchtabakindustrie , fär

die Hersteller von Kraftfahrzsugrsifan , für die Edelsteinvererbei -

tung , die SÜHSwaranwiPtecReft , d�s graphische Gewerbe , die Raeier -

klingenherstellar und - Verkäufer , die �etallgiessereien , für die

Erzeugung und den Ahaatz von Glasice� - umenten und von viarackigen

Drahtgeflechten usw .

Eine Sonderregelung wurde in einer T - rordnung vom 28 . September

lows für die Braunk . hlenindusW e getroffen . Der Reichewirtschafts -

mlnister erhieH 31 Befugnis . " zur Heu - oder vermehrten Verwer -

tung von Braunkohle , stfcta e : diece Yerwertung im Hinblick auf

das Wohl von Staat n * für : d erforderlich hält " .
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Un tarnahmen oBor Paraoaea , aia Braunkohle gewinnen oder aber Braun -
kohloTorkommea vertagen , zu Vereinigungen , aogenennten airtaohett *
liehen PfliehtaemeinBOhatten . auaammonzuaehliessen und sol - ohe
Vereinigungen für reohtat &hig zu erklären . Die Pfliehtgemeln -
eehaften stehen unter Aufsicht des Reiohawirtschaftsminlsters un9
sind an seine Weisungen gebunden . Ihr Zweck ist die Finanzierung
einer Aktiengesellschaft , deren Gegenstand die Brriahtung von
Anlagen zur Gewinnung von Treibstoffen und Schmierölen aus Braun¬
kohle bildet . Die Pfliohtgemeinachaften werden gerichtlich und
sussergerichtlich durch einen vom Reichswirtsohaftsminister be¬
stellten Reichskommissar vertreten , der zugleich auch ReiohskcD -
missar für die Aktien - Gesellschaften ist . Er kann von den Nit -
gliedern der Pflichtgomeinschaft Auskünfte verlangen , die General�
Versammlung berufen , die Ausführung von Beschlüssen untersagen ,
Willenserklärungen für die Pflichtgemainschaft abgeben u . s . f .
Die Hitglieder des Aufsiohtsrats der A. G. werden vom Reiohskommis -
aar bestellt und abberufen .

In anderen Wirtschaftszweigen verfügte der Reiohswlrts &hsftamihi -

ater unmittelbar die dur <? h Rohstoffmangel und dergleichen bedingten

Einschränkungen der Produktion . Das geschah insbesonders auf dem

Gebiete der Faserstoff - ( Spinnstoffiwirtsohaft durch zahlreiche Ver¬

ordnungen , deren erste am 19 . Juli 1934 änd vorerst letzte am 27 .

Oktober 1938 erging . Sie enthalten Vorschriften über Herabsetzung

der Arbeitszeit , Entlassungsverbote , Erfordernis der Einwilligung

einer Reiohsausgleiohsstelle bei öffentlichen Aufträgen , über Misch¬

preise , Pflicht zur Führung von Lagerbüohern , über Ueberwaohungs -

stellen und über das Bekleidungsgewerbe . Andere Verordnungen ermäch¬

tigten den Reichswirtsohaftsminister zur Beschränkung des Tankstel¬

lennetzes , zur Verhinderung der Errichtung neuer Reisebüros , Ver¬

sandgeschäfte , Graphitbetriebe , Abbruch - und Abwraokuntemehmungen

u . s . f . Schliesslich wurde sogar die Knoohensammlung geregelt und

das Recht . des Erwerbs von Knochen an den Besitz einer eigenen Han¬

delserlaubnis geknüpft ( Allgemeine Anordnung vom 13 . August 1937 ) .

Auf dem Gebiete der Energiewirtschaft wurde auf Grund des wirt¬

schaftlichen Ermächtigungsgesetzes durch Verordnung vom 30 . Juli

1934 . eine Auskünftspflioht über die technischen und wirtschaftlichen

Verhältnisse von Energiaanlagen , über die tariflichen und allgemei¬

nen Lieferungsbedingungen , sowie eine Anmeldepflicht bei Stillagung

oder Erweiterung bestehender oder Inangriffnahme des Baues neuer

Energiaanlagen und bei Aenderungen der tariflichen und allgemeinen

Lieferungsbedingungen fär Elektrizität oder Gas eingeführt . Eine

Tarifordnung für elektrische Energie unter Festsetzung allgemeiner

Tarifpreise wurde am 25 . 7 - 1938 erlassen .



B 33

4 ) Der Vierjahresplan

Die atärkaten Eingriffe in die ohemaiige " Freiheit " der Wirt¬
schaft brachte der Tierjahreeplan . Er eurde von Hitler auf dam NQra -
berger Parteitag am 9 . September 1936 vorkdndet . Danach sollte

Deutschland innerhalb 4 Jahren in allen jenen Stoffen vom Aualaad

unabhängig werden , die im Inland durch Bergbau , Chemie und Maaohi -

nenindustrie beschafft werden können . Damit war in erster Linie die

Ausbeutung bisher unrentabler deutscher Erzlager und die Herstellung
von Ersatzstoff en aller Art , insbesonders von Treibstoffen und Tez -

tilkunstfaaern aus einheimischen Rohstoffen gemeint . Die Durohfdh -

rung des Programms wurde mit Verordnung Hitlers vom 18 . 10 . 1936

dem preusslsehen Ministerpräsidenten Döring übertragen . Er wurde

ermächtigt , die zur Erfüllung der ihm gestellten Aufgaben erforder¬

lichen Massnahmen zu treffen und soweit Beohtsverordnungen und all¬

gemeine Torwaltungsvoraohriften zu erlassen , auehalle Behörden

eindohliesslich der obersten Reichabehörden and alle Dienststellen

der Partei , ihrer Gliederungen und angeschlossener Verbände anzu¬

hören und sie mit Welaangen zu vorsehen .

Als vordringlichste Hassnehme erschien angesichts der gesteiger¬

ten Finanzierung darch Ereditausweitang die Aafreehterhaltung des

bisherigen Preis - and Lohnniveaus . Durch Gesetz zur Durchführung

des Vierjahresplans vom 29 . Oktober 1936 wufde " zur Ueberwachung

der Preisbildung für Güter und Leistungen jeder Art , insbesondere

für alle Bedürfnisse des täglichen Lebens , für die gesamte land¬

wirtschaftliche , gewerbliche und industrielle Erzeugung und für den

Verkehr mit Gütern und Waren jeder Art sowie für sonstige Entgelte "

ein Reiohskommisaar für die Preisbildung bestellt . Er wurde von

Hitler ernannt und dem Beauftragten für den Vierjahresplan unter¬

stellt . Der Reiohskömmissar wurde ermächtigt , " die zur Sicherung

volkswirtschaftlich gerechtfertigter Preise und Entgelte erforder¬

lichen Massnahmen zu treffen " . Alle bisher den obersten Relohsbehör -

den auf dem Gebiete der Genehmigung , Festaetzung , Jebarwaehang oder

Bildung von Preisen and Entgelten zugewlaaenan Aafgabap und Befug¬

nisse wurden ihm übertragen . Indes durfte er die ihm nötig erschei¬

nenden allgemeinen Verordnungen und Verwaltungsvorsehriften nicht

selbst erlassen , sondern nur dem Beauftragten für den Vierjahres -
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plan vorsohlegen . Ftir ZuwUerhandlangen gegen solche Anordnungen
wurden Zuchthaus , Gefängnis , Geldstrafen in unbeschränkter HBhe ,
Einziehung , Sohliessung von Geschäften und Betrieben und Urteilsver -
Bffentllohung vorgesehen . Die VerwaltungsbehCrdan und Gerichte wur¬
den verpflichtet , dem Reichskommisear Amts - und Rechtshilfe zu lei¬
sten . Fär etwaige Gehäden wurde Brsatz versagt . Die bisherigen Tor -
ordnungon usw . auf dam Gebiete der Preisfestsetzung und Preisüber¬
wachung blieben , soweit sie nicht ausdrücklich aufgehoben wurden ,
in /traft . Bereits mit Verordnung vom 26 . 11 . 1936 erging ein Verbot
von Preiserhöhungen jeder Art mit Rückwirkung zum 18 . Oktober 1936

( Preiatoppverordnung ) . Einige Ausnahmen wurden vorbehalten . Durch

Verordnung vom 2 $ . Wovaimber 1936 wurden von Göring , der ja auch die

Würde eines Reichs jägermeisters bekleidet , zunächst einmal Preis¬

verzeichnisse und Preisschilder im Kleinhandel mit Wild und Höchst¬

preise für Wild und Wildgeflügel vorgeschrieben . Am 26 . Dezember

1936 folgte eine Verordnung über Höchstpreise für Altpapier .

Das Jahr 1937 begann mit der Vorratserfassung . Durch Anordnung

vom 26 . Januar 1937 wurden die Inhaber von Roh - und halbfertigen

Warenvorräten von Platin , Silber , Kupfer , Blei , Nickel , Zinn und

Zink verpflichtet , ihre Schätze bis 15 . 2 . 1937 den zuständigen

Ueberwaohungaatellen zum Kauf anzubieten . Am 10 . März 1937 wurde die

Herstellung von Kleister " aus Roggen und Weizen für des Tapezierer¬

handwerk , den Tapezierern auch die Seibatherstellung von Kleister

aus Kartoffel - , Reis - oder Maiserzeugnissen verboten . Zur beschleu¬

nigten Einführung von Speichergas als Treibstoff wurde die Verwen¬

dung von solchem Gas durch Verordnung vom 27 . März 1937 genehmigungs¬

pflichtig gemacht . Durah Verordnung vom 11 . August 1937 wurden die

deutschen Gemeinden mit über 35 . 000 Einwohnern verpflichtet , zur

Erfassung von Alt - und Abfallstoffen aus dem Müll besondere Einrich¬

tungen zu treffen und daneben die Haushaltssammlung zu organisieren .

Durch eine Anordnung vom 29 . 9 * 1937 wurden die Handelsspannen für

Rundfunkgeräte herabgesetzt . Die sich aus dem Unterschied zwischen

den früheren und jetzigen Handelsspannen ergebenden Beträge mussten

von den Lieferern nach Anordnung vom 23 . Oktober 1937 auf ein Sonder¬

konto der Arbeitsgemeinschaft der Rundfunkkammer und der Rundfunk -

wirtsohaft abgeführt werden . Durch Verordnung vom 27 - Oktober 1937

wurden für gewisse Markenwaren die sogenannten Preisbindungen zwai -

cer Hand aufgehoben , iiü . iy vo/p / . 11 . 193� führte u . a .
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rur Sicherstellung des Bedarfs an Baustoffen fdr Staats - und eirt -
schaftspolltisch bedeutsame Bauvorhaben die Anzeigepflleht für alle
privaten und öffentlichen Hoch - und Tiefbauvorhaben mit einer Lohn¬
höhe von über 50 . 000 RM bei öffentlichen und von über 25 . 000 RM bei

privaten Bauvorhaben ein .

Mit der Lohngestaltung , die bis dahin den Treuhändern der Arbeit

überlassen war , befasste sich zwecks Aufrechterhaltung der Stetig¬
keit in der Preisbildung ünd Lohnentwioklung aus Gründen der Reichs¬

verteidigung eine Verordnung des Beauftragten für den Tierjahrea -

plan vom 25 . 6 . 1938 . Sie ist mit den anderen auf arbeltsrechtliohem

Gebiet ergangenen Massnahmen im Abschnitt über das Arbeitsrecht

zu behandeln .

Die wirtschaftliche Bedeutung des Vierjahresplans erschöpfte sich

natürlich nicht in den aufgeführten Gesetzen und Verordnungen . Be¬

deutsamer waren die ' wirtachajftspolitlsohen und wirtschaftlichen Aus¬

wirkungen : Die Bildung eines Stabes " Göring " , der immer grössere

Gebiete der WirtsohaftspolHik an . sioh riss und Dr . Schacht aus

dem Reichswirtschaftsminieterium und schliesslich auch aus der

Reiohabank verdrängte ; die Gründung zahlreicher Unternehmungen , z . T .

aus Staatsmitteln , wie die " Relchswerke garmann Göring " , z . T. aus

Eigenmitteln der Industrie , wie insbesondere die Gesellschaften

zur Herstellung von Zellwolle . Verschiedene dieser Gründungen ha¬

ben offenbar die Tendenz , sieh zu den Riesentrusts der Sowjetwirt¬

schaft auszuwaohsen . Die Auswirkungen dieser Vorgänge auf die Rechts¬

stellung des " freien Unternehmertums " werden in einer Sohlussbe -

traohtung gewürdigt . �

( Fortsetzung und Sohluss der Untersuchung folgen

im nächsten Heftj



Die Deutschland - Berichte , die der Vorstand der Soziatdemo -

kraüschen Partei Deutschiands , Sitz Paris , seit 1934 monatlich

herausgibt , haben die Aufgabe , die Entwicklung in Deutschland

auf allen wichtigen gesellschaftlichen Gebieten zu verfolgen . Sie

beruhen auf der Arbeit einer organisierten politischen Berichter¬

stattung , de . ren Beobachtungsfeld sich insbesondere auf folgende

Gebiete erstreckt :

Die Stimmung m den einzetnen
Bevöikerungskreisen .

Die Lage in den Betrieben .

Die Wirtschaftsiage :
Arbeitsmarkt ;

Preisentwickiung ;
Lebensmittelversorgung ;

Rohstoffversorgung ;
Geld und Kredit .

Handel und Gewerbe .

Landwirtschaft .

Soziaipolitik .

Lohnpolitik .

Steuerpolitik .

Korruot ' or und
Misswirtschaft .

Terror .

lugend :

Hitler - Jugend ;
Schule ;
Hochschulen .

Kirchenfragen .

Kulturpolitik .

NS- Organisationen : NSDAP , SA, SS.

Arbeitsdienst .

Verwaltung .

In allen Landesteilen und Gesellschaftsschichten arbeiten
Berichterstatter als Glieder der illegalen sozialdemokratischen

Bewegung in Deutschland an dieser Aufgabe mit . Auf der grossen
Zahl von Einzelmeldungen , die sie übermitteln , beruht die Zuver¬

lässigkeit und Objektivität der Gesamtberichterstattung , ihre Siche¬

rung gegen Zufälligkeiten und subjektive Verzerrungen . Die
Berichterstatter kommen nach Möglichkeit selbst zu Wort , um
einen unmittelbaren Eindruck von der Stimmung und den Gescheh¬
nissen in Deutschland zu geben .

Den Nachrichten und Berichten im Teil A sind regelmässig
im Teil B kritische Uebersichten angegliedert , in denen die Ent¬
wicklung auf den einzelnen Beobachtungsgebieten unter grösseren
Gesichtspunkten zusammenfassend dargestellt wird .

Als Manuskript hergestellt
SOZIALDEMOKRATISCHE PARTEI DEUTSCHLANDS

( Sopade ) , 30, rue des Ecoles , Paris ( 51

Le Garant : Georges GIRARD . IMPRIMERIE SPECIALE
30, rue des Ecoles , Paris ( 51
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